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» Wir 


er Satz ist im Allgemeinen weniger eine Analyse als eine Dro- 

hung. Ist das Schreckensbild von Deutschland im Rückwärts- 

gang erst einmal ausgemalt, folgt die Forderung einer 
Reform. Mit diesem Euphemismus meint man nicht die schritt- 
weise Bewegung zur Verbesserung eines sozialen Zustandes, son- 
dern das Gegenteil, nur schneller und mit Maulhalten. In D-Land 
findet dies eine Mehrheit nicht dramatisch. Besondere Zeiten 
fordern besondere Maßnahmen. Die Zeit für politische Graben- 
kämpfe ist vorbei. Die Gewerkschaften spielen sich ein bisschen 
selbst, fallen in der Regel nach und nach um. Oskar, Lautsprecher 
von Attac, hat nichts zu sagen, tut es aber trotzdem. Denken für 
Deutschland, sei das Credo der Stunde. Von Rabatz keine Spur. 
Woanders stehen ab und an noch Räder still. Selbst ganz woanders, 
bei den Ösis, findet man zum Streik. Mit Sicherheit schämen sich 
die Kollegen dort. Zum besseren Einlenken haben sie auf Forde- 
rungen verzichtet. Das wirklich Schlimme an der Situation — man 
muss sich freuen, dass im D-Land-Normalfall die Ankündigung 
eines Streiks auch schon sein Nicht-Stattfinden ankündigt. Warum 
die Protestapathie, wenn es um nationale Antworten auf die soziale 
Frage geht, auch was Gutes hat, müssen die Beiträge des Heftes 
klären. In der Hausmitteilung ist dieser Fakt auf uns anzuwenden. 
Bekanntlich steckt auch die Phase 2-Redaktion in einem Einnahme- 
loch. Die mittlerweile serienmäßig umfangreicher gewordenen 
Ausgaben fordern höhere Druckkosten. Zudem wirft der Schul- 
denberg, der sich aus Verlusten durch säumige Phase 2-Bezieherln- 
nen und den doppelt angefallenen Kosten aufgrund der staatlich 
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EDITORIAL 


leben über unsere Verhältnissez 


beschlagnahmten Ausgabe zusammensetzt, drohende Schatten, Das 
Redaktionsklima ist in Gefahr. Auch wir bei Phase 2 haben einen 
»Eisernen Hans«. Aber von wegen Charme einer »bebrillten Büro- 
klammer« (BILD über SPD-Hans). Schon eher »Nervensäge«, Bei 
jedem Redaktionstreffen wollen wir nach vorne weisende Themen 
diskutieren. Eisenhans bringt den Punkt Finanzen ins Rennen, Alle 
wollen den schieben. Eisenhans verbindet die Priorität der Behand» 
lung mit der Vertrauensfrage. Alle hassen seinen Aufgabenbereich, 
also geben wir nach, reden gelangweilt darüber, machen zwanghalt 
realitätsferne Vorschläge. Die Chance, durch geschickte fiktionale 
Finanztransaktionen der Druckerei einen positiven Saldo zu simu, 
lieren, wird verworfen. Eisenhans kennt keine Gnade und spricht ex 
aus: Preiserhöhung! Ab der nächsten Ausgabe 4 € pro Heft, um 
halbwegs kostendeckend produzieren zu können. Die Diskussion 
war kurz, der Widerstand lächerlich. Nur der Ostflügel der Redak- 
tion spekulierte darauf, mit 3.99 € die KonsumentInnen verarschen 
zu können und offenbarte mit dem Vorschlag dieses billigen 
Psychotricks einmal mehr sein Postwendetrauma. Die Preiserhö- 
hung ist beschlossen. Die Schuldfrage verkürzt, nichtsdestotrotz flir 
die Mehrheit der Redaktion zufriedenstellend personalisiert. Protes- 
te hoffentlich nicht gerade hier und jetzt zu erwarten. Entgegen 
unserer Grundüberzeugung, dass die Sache auf dem Platz zu klären 
ist, fordern wir, allerdings notgedrungen: 

Reclaim the library or send your protest to the Petitionsausschuss! 
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Die Linke vor der sozialen Frage 


ZUM SCHWERPUNKT DIESER AUSGABE 


ie fetten Jahre sind vorbei. So oder ähnlich kann 
)) man den Abbau sozialstaatlicher Standards in der 

Bundesrepublik in den letzten Jahren zusammen- 
fassen. Egal ob Hartz-Programm, die angestrebte Ein- 
schränkung des Kündigungsschutzes, die Ausweitung 
des Zwangs zur Arbeit oder die Kürzung von Sozial- 
leistungen — wie immer es genannt wird, das Netz so- 
zialer Sicherungssysteme wird eingeschränkt und zuneh- 
mend in den Bereich individueller Verantwortung über- 
wiesen. 

Konträr zu ihrem sozialen Engagement steht die ten- 
denzielle Betroffenheit auch der radikalen Linken als Teil 
der Gesellschaft, abzulesen auch an der nur geringen Be- 
geisterung, in der Phase 2 einen Schwerpunkt eben zu 
diesem Thema zu machen. Spätestens seit dem Epochen- 
bruch von 1989, verstärkt noch durch die Diskussionen 
um Kritik oder Politik der letzten drei Jahre, pflegt die 
Radikale Linke ein ambivalentes Verhältnis zur sozialen 
Frage, und das bisweilen aus gutem Grund. Die Ambi- 
valenz lässt sich dabei ableiten aus der Zweiteilung des 
Begriffs »sozial« in einen gesellschaftlichen, die Ordnung 
der menschlichen Gesellschaft betreffenden und in einen 
menschenfreundlichen, die Beziehungen der Mitmen- 
schen emanzipierenden Aspekt. War die soziale Frage 
immer ideell-konstitutiver Bestandteil linker Politik, die 
an der Durchsetzung menschenfreundlicherer Bedingun- 
gen interessiert war, so ist man doch daran gewöhnt, dass 
fernab von Gewerkschafts- oder Parteienpolitik relativ 
wenig politische Gruppen existieren, die auf diesem 
Gebiet tätig sind. 

Der Grund für den Unmut ist am ehesten wohl in der 
Befangenheit des Sozialen in den kapitalistischen 
Verhältnissen zu suchen. »Sozial« im Sinne menschlicher 
Beziehungen heißt im Zeitalter des Kapitalismus zuvor- 
derst, als Objekt dem Feld der Reproduktion vorbehalten 
zu sein, ja selbst der Begriff des Sozialen ist nur schwer 
über den Kapitalismus hinaus bzw. ohne ihn zu denken. 
Demnach liest sich das Verhältnis der radikalen Linken 
zur sozialen Frage notwendigerweise als ein Spagat zwi- 
schen Reformismus und Revolution und muss sich an der 
Frage messen lassen, einem der beiden Pole zuzuarbeiten 
— als ein Spagat zwischen dem elementaren Auftrag, die 
Verbesserung reeller Lebensbedingungen anzustreben, 
damit aber gleichzeitig dem System, das diese Verhält- 
nisse erst hervorbringt, zuzuarbeiten. Zur Veranschau- 
lichung reicht ein Blick in die Geschichte der deutschen 
ArbeiterInnenbewegung, die sich ausgehend von der 
verkürzten und bewegungsorientierten Rezeption der 
Marxschen Lehre über die Stationen diverser, durch 
Städtenamen symbolisierten Programme mehrheitlich 
immer für die reformistische, systemimmanente Variante 
entschieden hat. 


So sehr dieser Reformismus zu kritisieren ist — und das 
macht den Spagat nur noch schmerzhafter —, so sehr steht 
eine Linke immer vor der Notwendigkeit, auf den vom 
System ertrotzten Leistungen zu bestehen, besser aber, 
ihre Notwendigkeit überhaupt zu überwinden. Soziale 
Leistungen in Anspruch zu nehmen und das Leben so 
angenehm wie möglich zu gestalten, daran ist als 
Grundbedingung festzuhalten. 

Befördert wird der derzeitige Unwillen, sich dem 
Thema zu nähern, zudem durch die Verfasstheit der 
deutschen Gesellschaft. Es besteht beileibe kein Subjekt, 
an das man auch nur denken könnte, positiv anzuknüp- 
fen — die Deutschen wollen um jeden Preis arbeiten 
gehen, und potentielle BündnispartnerInnen wie Ge- 
werkschaften etc. tun ihr Möglichstes, ihnen diesen 
Wunsch zu erfüllen. Daran schließen sich bis in die Linke 
hinein Konzepte an, die die Frage des Sozialen zwar 
richtig vorrangig durch den Aspekt der Arbeit bestimmt 
sehen, sie zugleich jedoch dadurch beantwortet wissen 
wollen, durch mehr Arbeit oder ihre »gerechterew 
Verteilung eine Lösung herbeizuführen. Derartige Bünd- 
nispartnerInnen schließen sich von vornherein aus und 
engen den Rahmen möglicher Aktivität nicht unerheb- 
lich ein. 

Quer dazu liegen zugleich nicht minder problemati- 
sche Fragen, die sich an die individuelle oder kollektive 
Ausformung des Sozialen koppeln. Die Kritik an der 
steigenden sozialen Verantwortung des Einzelnen gerüt 
schnell in den Verdacht, einer kollektivistischen Auflas- 
sung Vorschub zu leisten, die einzig dem Staat die Rolle 
der sozialen Fürsorge zuweist. Da sich die »Solidarge- 
meinschaft« zumal in Deutschland an Kriterien von aus 
Geschichte und Tradition gewachsenen national-ethni- 
schen Anwartschaften orientiert, verbietet sich auch hier 
weitere Identifikation. 

Das nicht weniger problematische Gegenteil stellt die 
vornehmlich in antideutschen Zusammenhängen belieb- 
te allzu positive Bezugnahme auf das amerikanische 
Sozialmodell dar, dem die Idee des Sozialstaats überhaupt 
fremd ist und wo die individuelle Freiheit auf Kosten 
einer sozial regulierten Gleichheit durchgesetzt ist, 
Problematisch insofern, als die zur Zukunft aller zu wer- 
den drohende, in den Vereinigten Staaten gegebene 
größtmögliche Entfaltung individueller Verwertung 
ebenso wenig als emanzipative Perspektive taugt wie die 
traditionelle europäische, da die bisweilen hochgelobte 
amerikanische Gesellschaft von Individuen letztlich auch 
nur ein geschickteres, den Ansprüchen kapitalistischer 
Vergesellschaftung besser entgegenkommendes Kons- 
trukt ist. 

Vor diesem ernüchternden Hintergrund, der die ten- 
denzielle Unzufriedenheit über die Schwierigkeit der 


»Beantwortung« der sozialen Frage nicht gänzlich aufhe- 
ben, sie jedoch genau als solche benennen kann, sind im 
Schwerpunkt dieser Ausgabe folgende Texte versammelt, 
denen als kleinster gemeinsamer Nenner der kritische bis 
abwartende, nie jedoch romantisierende Blick auf die 
soziale Frage eigen ist. Das Unbehagen der Linken vor der 
sozialen Frage wird deshalb auch nach diesem Schwer- 
punkt nicht überwunden sein. Dafür steht auch die 
Heterogenität der Beiträge, die sich nicht zu einem strin- 
genten Ganzen zusammenführen lassen oder eine 
ganzheitliche Perspektive der Beantwortung anstreben, 
sondern eher die damit verbundenen Probleme in den 
Mittelpunkt rücken. 

Einleitend beschäftigt sich Marek Mausebär mit 
Anspruch und Wirklichkeit der Anti-Globalisierungsbe- 
wegung als gegenwärtig präsentester Vertreterin zur 
Durchsetzung sozialer Verbesserungen, die von sich 
behauptet Mentorin einer sozialverträglicheren Welt zu 
sein. Aus wertkritischem Hintergrund, der angesichts des 
globalen Absturzprozesses des Kapitals die soziale Frage 
nicht mehr entlang bekannter systemimmanenter Pole 
beantwortet sehen kann, formuliert er die Notwendig- 
keit, eine Sozialkritik zu etablieren, die über die »katas- 
trophische Wertgesellschaft hinausweist«. Diese Erkennt- 
nis ist bei den sozialreformerischen Globalisierungsgeg- 
nerlnnen längst noch nicht vertreten. Im Gegenteil, 
anhand der Kritik ihrer Metaphorik, die sich notwendig 
auf die Verteidigung bürgerlicher Ideale wie Gleichheit, 
Freiheit und Vernunft bezieht, wird die Regression von 
Kritik zum Ressentiment nachgezeichnet. 

Wie aber kann eine soziale Utopie, die diesen 
Einlassungen gerecht wird, aussehen? An der Beantwor- 
tung dieser gern vernachlässigten Frage versucht sich 
Christoph Spehr. Sein Ansatz der freien Kooperation, der 
zwischen der reformistischen Anti-Globalisierungsbewe- 
gung auf der einen und der oft besserwisserischen und 
agitierenden Wertkritik-Fraktion auf der anderen Seite zu 
vermitteln sucht, ist grundsätzlich anzuerkennen. Er hält 
als Hoffnung aufrecht, was Utopien ihrem Wesen nach 
nun einmal versprechen können — den Glauben an eine 
bessere Welt. 

Der folgende Text von Phase 2 Leipzig stöbert darauf- 
hin in den »Archiven der Ich-AG« und stellt heraus, wie 
das »Individuum« als Grundvoraussetzung der Gegen- 
übertretung auf dem Markt — ohne Individuum kein 
Warentausch — konstitutiv für die Durchsetzung der 
bürgerlichen Gesellschaft wurde. Das Individuum ist 
demnach keine gottgegebene unveränderliche Größe, 
sondern nicht weniger Konstrukt als die oftmals abge- 
lehnten kollektiven Zusammenschlüsse auch. 

Ein weiterer Beitrag von Phase 2 Leipzig zur deut- 
schen Sozialpolitik stellt mit dem Modell der Regula- 


tionstheorie ein Instrumentarium vor, dass über Wir- 
kungsweise von sozialstaatlichen Regulationen — gegen- 
wärtig der Aufkündigung jahrzehntelang gültiger sozialer 
Kompromisse — informiert und das wohl den ersten 
Schritt darstellt, nicht in die Falle der Verschwörungs- 
theorie vom »bösen Staat« zu tappen. 

Der Beitrag der Ortsgruppe Lichtenrade der Gruppe 
Fels führt diesen Blickwinkel praxisorientierter fort, 
indem er die eigene »Arbeit« als eine der wenigen linken 
Gruppen, die sich in der Bundesrepublik überhaupt noch 
zur sozialen Frage äußern, vorstellt. Anhand der 
Darstellung eigener oder unterstützter Aktivitäten gegen 
die Sparpolitik der Stadt Berlin wird ein Praxisbezug 
eingefordert, der über die bloße Denunziation der 
Verhältnisse hinausgeht. 

Der Artikel der Berliner Gruppe brutes, der bereits im 
Titel die Relevanz der abstrakten Arbeit für die Beant- 
wortung der sozialen Frage herausstellt, greift abschlie- 
ßend den bereits eingeführten Aspekt der Individualität 
noch einmal auf und verlängert ihn kollektiv um eine 
Betrachtung des Klassenbegriffs und ihres Zerfalls. 
Neben der kritischen Herleitung, inwieweit »Klasse« als 
politisches Subjekt für soziale Kämpfe überhaupt dienen 
konnte oder kann, leistet der Beitrag auch eine Kritik 
daran, dass die auf den ökonomischen Verhältnissen 
basierende soziale Frage mittels der Konstruktion von 
Race- und Gender-Beziehungen in den Bereich der Iden- 
tität verwiesen und so jeglicher emanzipativer Anspruch 
der Überwindung in eine »Akzeptanz der Geschichte« 
verkehrt wird. 

Graphisch begleitet wird der Schwerpunkt schließlich 
von einer Bilderserie, die die brutale Realität der sozialen 
Frage an einem öffentlichen Feld des Sozialen schlechthin 
— dem Bereich der Architektur — darstellt. Hier wird 
deutlich, dass sich über die soziale Frage zwar trefflich 
philosophieren lässt, oftmals aber nur ein Blick genügt, 
ihrem unmittelbaren Abbild zu begegnen. Mike Davis 
schreibt dazu: »Schließlich deutet die neomilitärische 
Syntax der Gegenwartsarchitektur unterschwellig Gewalt 
an und beschwört eingebildete Gefahren. In vielen Fällen 
ist die Semiotik des sogenannten »zu verteidigenden Rau- 
mes« ungefähr so subtil wie ein großspuriger Polizist. Die 
schicken, pseudo-öffentlichen Räume von heute — Luxus- 
Einkaufspassagen, Bürozentren, Kulturakropolen usw. — 
sind voll unsichtbarer Zeichen, die den »Anderen« aus der 
Unterschicht zum Gehen auffordern. Architekturkriti- 
kern entgeht zwar meist, wie die gebaute Umwelt zur 
Segregation beiträgt, aber die Parias verstehen diese 
Bedeutung sofort.«' 
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' Vgl. Mike Davis, City 
of Quartz. Ausgrabun- 
gen der Zukunft in Los 
Angeles, Berlin/ Göttin- 
gen 1994, 262. Mike 
Davis war früher Fern- 
fahrer sowie Mitheraus- 
geber der New Left Re- 
view und unterrichtet 
heute Urban Theory am 
Southern California Ins- 
titute of Architecture. 
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Ontologie, Krisis 26, 
Horlemann, 2003, Bad 
Honnef, 27 ff. 
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Jargon der Bewegung - Zur 
Ideologiekritik der Globalisierungsgegner 


ÜBER DIE VERGEBLICHE SUCHE NACH SYSTEMIMMANENTEN ALTERNATIVEN 
AUF DEM BODEN DES WARENPRODUZIERENDEN SYSTEMS 


nde des 19. Jahrhunderts — eine Welt an der 
F Schwelle zur totalen Verwertung. Die Mehrzahl der 

Gesellschaftsmitglieder ist unfrei, Proletarier, die in 
finstersten Verhältnissen vegetieren. Nach Kapitallogik 
müssen sie mündiges Subjekt sein, real sind sie nichts als 
bessere Leibeigene (bspw. mussten sich Arbeiter noch 
Anfang des 20. Jahrhunderts willkürlich angeordneten 
Untersuchungen durch ihre Fabrikherren unterziehen, sie 
konnten nicht nach Gutdünken ihre Stelle kündigen und 
das preußische Dreiklassenwahlrecht sorgte dafür, dass 
mehr als drei Viertel der Bevölkerung verfassungsmäßig 
nicht in die Gesellschaft integriert war). Das Kapital steht 
auf wackligen Beinen. Sein Staat (der bürgerliche), der es 
gegen sich selbst, seinen Raubbau am Arbeitsvermögen 
der Gesellschaft, in Schutz nehmen könnte, ist erst im 
Entstehen. Arbeiter sterben früh an elenden Arbeitsbe- 
dingungen, Trunksucht und Kinderarbeit tun ihr übriges, 
um die gesamte Reproduktion zu gefährden. Die »schöne 
Maschine« droht sich festzufressen, ehe sie überhaupt auf 
volle Touren kommt. Langsam sickert die Erkenntnis, 
dass so etwas wie eine »soziale Frage« über Sein oder 
Nichtsein der ganzen Gesellschaft entscheidet. Nach Na- 
poleon I. und Bismarck wird sie erneut von der Arbeiter- 
bewegung gestellt und versucht, durch Revolution oder 
Reform zu lösen. 

Anfang des 21. Jahrhunderts — die Welt hat sich geän- 
dert. Die Arbeiterschaft ist in die Gesellschaft integriert, 
Arbeiterbewegung und Marxismus haben ihre historische 
Mission also erfüllt. Das Kapitalverhältnis ist zum plane- 
tarisch geschlossenen System geworden — nirgendwo 
mehr ist eine Reproduktion jenseits von Wert, Ware, 
Geld, Arbeit, Staat möglich. Wo diese fünf Teufel fehlen, 
ist menschliches Leben billig. Der Keynesianismus ist an 
den horrenden Staatsdefiziten mit Pauken und Trompeten 
gescheitert. Während linke Sozialpolitiker, Antideutsche 
und Neokeynesianer ihre liebgewordenen Meisen pfle- 
gen, taucht das letzte große Problem der Menschheit auf: 
Im Zuge der dritten industriellen — der mikroelektroni- 
schen — Revolution kommt es zum globalen Abschmel- 
zen der Wertsubstanz, der Zeit, in der produktive Arbeit 
verausgabt wird. In seinem eigenen Prozessieren (G-W- 
G’ = aus Geld mehr Geld machen) entzieht sich das 
Kapital seine Grundlage dadurch, dass es menschliche 
Arbeit zunehmend überflüssig macht. Das Einzelkapital, 
das am meisten Arbeitskraft einsparen kann, erhält aus 
der verbleibenden Wertmasse den größten Anteil. Da nir- 


gendwo eine Kompensation (in Gestalt neuer, Arbeits- 
kraft einsaugender Produkte) für diesen Autokanniba- 
lismus zu entdecken ist, bleibt nur eine Schlussfolgerung: 
Vor uns erscheint die absolute Schranke des warenpro- 
duzierenden Systems. 

Im globalen Absturzprozess des Kapitals kann es nicht 
mehr um die Lösung der sozialen Frage gehen, die eine 
immanente des Systems selbst war. Es wird deutlich, dass 
es weder möglich noch wünschenswert ist, die Pole ver- 
gangener immanenter Kämpfe zu besetzen. In der 
Endkrise der Warenproduktion falten sich die Gegensätze 
Arbeit/Kapital und Markt/Staat wieder zusammen.' Wer 
als Arbeiter dafür eintritt, in die Gesellschaft integriert zu 
bleiben, muss für die Verwertung seiner Arbeitskraft 
durchs Kapital, d. h. für das Kapital selbst eintreten; wer 
für den Markt eintritt, muss unbedingt befürworten, dass 
ein starker Staat die Verwertungsbedingungen schützt. 

Nichts aber hat sich daran geändert, dass Kapi- 
talismus Tod und Zerstörung bedeutet — das Prinzip G- 
W-G’ ist für alle sinnlichen Bedürfnisse von Menschen 
blind. Vieles spricht dafür, dass es bei seinem endgültigen 
Absturz jedes menschliche Leben mit sich in den 
Abgrund reißen wird. Um das zu verhindern, ist es nötig, 
Sozialkritik zu formulieren, die über die katastrophische 
Wertgesellschaft hinausweist. In dieser Zeit, in der zwar 
alle, die noch bei Sinnen sind, die akute Gefährdung des 
Systems der abstrakten Arbeit spüren, die meisten aber 
von den Voraussetzungen der Wertvergesellschaftung sich 
nicht abstoßen können, haben die System- und 
Konzeptbastler von rechts und links Zulauf. Wer bei 
Sinnen ist, muss eben noch lange nicht bei Verstand sein. 
Es ist also zu klären, welche Gefahren dieser Sozialkritik 
selbst drohen, wenn sie nicht Tabula rasa macht mit dem 
Imperativ des Werts. 


Gerechtigkeit? 


Die jetzige Wirtschaftsordnung sei ungerecht, so der 
Evergreen von Leuten, die Globalisierungsgegner statt 
Wertkritiker sein wollen. Wenige besäßen viel, die 
Meisten wenig, das dürfe nicht sein, weswegen die 
Reichen den Armen abzugeben hätten. Doch in der Welt 
geht es schon vollends gerecht zu. Beim Austausch von 
Arbeitsmengen, der durch Preise als Erscheinungsform 
der Werte geregelt wird, bleibt niemand auf der Strecke. 
Jeder kann nur nehmen, indem er gibt. Arbeiter erhalten 


ihre Arbeitskraft bezahlt — vom sie anstellenden Kapital. 
Wer vor diesem System nicht bestehen kann, hat kein 
Existenzrecht, denn er tut nichts dafür, das subjektlose 
synthetisierende Prinzip dieser Gesellschaft am Leben zu 
halten. Das System der Ausbeutung menschlicher 
Arbeitskraft produziert auf gerechte Weise Elend und 
Tod, alles an ihm ist unmenschlich, nichts ungerecht. 
Naiv affırmiert die Globalisierungskritik auch den 
Rattenschwanz der Gerechtigkeit: Gleichheit (die nur 
eine vorm Wert sein kann), Freiheit (die nichts anderes 
sein kann als die von Vertragspartnern, von denen keiner 
direkte Macht über den anderen hat) und Vernunft (die 
eben nur die Fähigkeit ist, in den Grenzen des Werts das 
Machbare zu erkennen und zu tun). 

Wer diese bürgerlichen Ideale verteidigt, muss 
Denken durch wüste Chiffren ersetzen: »Die Welt ist 
keine Ware!«. Die Welt war noch nie eine Ware, denn wo 
bitte soll’s die aus Arbeitskraft, Rohstoff, Maschinerie 
gefertigte Welt zu kaufen gegeben haben? Chiffre ist auch 
der linke Dummsprech vom »Menschen, der zur 
Verwertung gezwungen wird«. Noch nie in der Ge- 
schichte der Menschheit oder gar des Kapitals hat sich ein 
Mensch verwertet; lediglich Kapital verwertet sich und 
zwar dadurch, dass menschliche ‘Arbeitskraft durch 
menschliche Agenten, die Kapitalisten, angekauft und 
zur Produktion eingesetzt wird. »Eine andere Welt ist 
möglich« — was so sympathisch klingt (und sich fast 
anhört wie Adornos Hoffnung »daß der Bann sich löse«) 
wird leider folgendermaßen präzisiert: »soziale(r) 
Gerechtigkeit, Gleichheit und ... Selbstbestimmung der 
Völker.« Da können wir die alte Welt auch behalten. 


ANZEIGE 


un 


Moralisieren, Eigentlichkeit, Personifizieren 
TOP STORY 


»(Bush) forciert das Streben der USA nach Weltherrschaft 
(...) direkt, arrogant und brutal...«‘, sagt die unsäglich 
dumme Betriebsnudel der Globalisierungskritik Arun- 


dhati Roy. Was soll Weltherrschaft auf dem Planeten des : http://weltsozialfo- 
rum.org/prinzipien/index 
„html. 


ANMERKUNGEN 


Wertes anderes bedeuten, als unschlagbare ökonomische 
Stärke? Was meint man, wenn man gegen die »Arroganz 
der Macht« wettert? Macht ist schon OK, wenn moderat 
dosiert und verständnisvoll artikuliert, wenn sie sich 


® Interview mit Arun- 
dhati Roy, in: Der Spie- 
gel 15/2003, 170. 


Mühe gibt, zu vertuschen, dass es sie gibt? Wäre es bes- , ebd. 168; 
ser, wenn die »Weltherrschaft« unter mehrere Staaten 
aufgeteilt wäre? 

»Jede Gesellschaft muss ihren eigenen Weg finden, 
Unrecht und Unterdrückung zu bekämpfen«* meint Roy 
und markiert damit den Übergang von Naivität zu 
Wahn. Wir haben es bei ihr also mit vielen Gesellschaften 
zu tun, nicht mit der einen des Werts. Somit sei es 
ungerecht, wenn eine Gesellschaft-sich in die Belange der 
anderen einmischt — ein ekelhafter Zynismus, der Frauen 
und Schwule auf den Volks- bzw. Weltgeist vertröstet, der 
zur gerade rechten geschichtlichen Stunde sich ihrer 
schon annehme, nämlich dann, wenn die jeweilige Ge- 
sellschaft es für richtig hält, mit dem Steinigen und 
Lebendig-Begraben aufzuhören. Selbstverständlich, dass 
jedes Eingreifen irgendeines US-Oberkommandos, das 
diesem Treiben ein Ende setzen könnte, von ihr 
abgelehnt wird. 

»Den USA geht es gar nicht um Gerechtigkeit, son- 
dern nur um ihre eigenen Interessen (Öl')«, so die wieder 
und wieder mit verschwörerischem Geraune vorgetragene 


27. Juni 2003 — 10 Jahre nach dem Tod von Wolfgang Grams 


Vor zehn Jahren, am 27. Juni 1993, schlug das Bundeskriminalamt 
(BKA) in Bad Kleinen gegen die Rote Armee Fraktion (RAF) zu. 
Wolfgang Grams wurde laut Aussagen von ZeugInnen von der GSG 9 


in Bad Kleinen offenbart öffentlich das Ausmaß des staatlichen 


markiert zugleich eine schwere Niederlage für die Linke in der 
Bundesrepublik. 

Es hat in Deutschland und weltweit immer linken Widerstand 
gegeben und es wird ihn auch zukünftig geben. Es gibt 
| kein Ende der Geschichte, der politische Kampf für die 


chalen Verhältnisse, die auf Ausbeutung und 
Unterdrückung beruhen, ist möglich. 


DLIDARITÄT 


ALS ANTWORT! 


hingerichtet, Birgit Hogefeld ist seither in Haft. Die Staatsschutzaktion 


Vernichtungswillens gegen seine radikalen und militanten Gegner und 


Abschaffung der kapitalistischen, rassistischen und patriar- 


REFRESSIO} 


ALS REAKTION!|} 


Wir nehmen den T 


zehnten Jahrestag zum Anlass folgende i 
Themenbereiche bundesweit in die Öffentlich- 
keit zu tragen und darüber eine breite 
Auseinandersetzung anzuregen: 


Gegen das Vergessen! 
Wolfgang Grams wurde laut 


ZeuglInnenaussagen durch die GSG 9 hinge- 
richtet! 

Freiheit für die politischen Gefangenen! 
Weg mit den $$ 129, 129a, 129b! 


eine Initiative von: 


Libertad! - c/o Dritte-Welt-Haus - Falkstraße 74 - 60487 Frankfurt 
[F] 069/79201774 - [E] frankfurt@libertad.de 

Autonome Antifa [M] - c/o Buchladen Nikolaikirchhof 7 - 37073 Göttingen 
[T] 0551/7704889 - [F] 0551/7704362 - [E]) aam@mail.nadir.org 
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®° Theodor W. Adorno, 
Jargon der Eigentlich- 
keit, Bd. 6 »Gesammelte 
Schriften«, Darmstadt 
1998, 417. 


° http://www.solidari- 
taet.com/neuesoI/2003/ 
18/zepp-lar.htm. 


” Adorno, 437. 


® http://www2.pds- 
online.de/bt/druck- 
sachen/1999/04/199904 
23-002.htm. 


®° http://npd.de/ 
npd_seiten/hauptteil_pr 
ogramme.html. 


® Naomi Klein, Über 
Zäune und Mauern, Lese- 
probe hier: http://www. 
campus.de/leseprobe/3 
7216-9_vorwort.htm. 


" ATTAC: Abkürzung 
für »Vereinigung zur Be- 
steuerung von Finanz- 
transaktionen im Inte- 
resse der BürgerInnen«. 


® http://weltsozialfo- 
rum.org/prinzipien/index 
„html. 


" Ebermann auf einer 
Veranstaltung zum Irak- 
krieg am 26. Februar 
2003 im Leipziger Kultur- 
haus naTo. 


Robert Kurz, Weltord- 
nungskrieg: Das Ende 
der Souveränität. Bad 
Honnef 2003, 438. 
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»Analyse« von Anti-Imps, Nazis, Ökospießern und 
ATTAC-Leuten. Gegenfrage: Um welche Interessen 
gehts den Globalisierungskritikern denn so beim 
Einkaufen? Um die ihres Chefs, ihrer Ex-Freundin, ihres 
Arbeitsamtsbetreuers oder nicht vielleicht doch - um ihre 
eigenen? Statt das System anzugreifen, in dem sich jeder 
mit anderen nur dadurch in Beziehung setzen kann, dass 
er seine eigenen, bornierten Privatinteressen verfolgt, 
wird auf Teufel komm raus moralisiert. Man bastelt sich 
ein System, wie es »eigentlich« sein sollte bzw. fordert zur 
Rückkehr in einen Zustand auf, in dem alles wieder an 
seinem Platz ist. Der Mensch müsse sich gegen die billige 
Oberfläche auflehnen, etwas viel Tieferes, als den eigenen 
schnöden Materialismus zum Ziel haben. Hörbar wird 
das Klappern des Jargons: »existentiell, (...), Auftrag (...) 
Anliegen, Bindung«. 

Wohin man gelangt, wenn man bürgerliche Ideale 
gegen die bürgerliche Realität ausspielt, zeigt die 
»Bürgerrechtsbewegung Solidarität«. Sie formuliert eine 
Kritik an neoliberalen Einschnitten bei den Sozial- 
leistungen, macht Bemerkungen über den akuten Pflege- 
notstand in Deutschland und auch der Hinweis darauf, 
dass die freie Marktwirtschaft selbst »für den katas- 
trophalen Zustand der realen Wirtschaft verantwortlich«‘ 
ist, fehlt nicht. Soweit der normale ATTAC-Krisen- 
instinkt. Die Wege aus der Krise sehen so aus: der Staat 
muss die Massenarbeitslosigkeit durch produktive 
Kreditschöpfung beseitigen, der spekulierende Profithai 
ist zugunsten des ehrlichen Mittelständlers anzuzapfen, 
der Euro sollte eine Goldbindung erhalten, ein System 
fester Wechselkurse müsse wieder installiert werden. Wir 
kommen zur Grundlage aller Analyse: Das britische 
Empire zerstört die Welt, Adolf Hitler ist eine jüdische 
Marionette, 
Kriegshetzer und die israelischen Likud-Anhänger in der 


die amerikanischen neokonservativen 


Welt sind Schüler des jüdischen Nazisympathisanten Leo 
Strauss und Drahtzieher der Anschläge vom 11. 
September. 

Alles soll also wieder richtig zugehen, wenn die 
eigentlichen Schuldigen benannt und dingfest gemacht 


die weltweite Bewegung sollten also über ein Bündnis mit 
derjenigen Kraft nachdenken, deren Programm das Zitat 
am Anfang dieses Absatzes entnommen wurde, mit der 
NPD’. 

Naomi Klein, die gut beobachtende Kritikerin des 
Markenwahns, lässt ihrem Buch »No Logo« ein analyti- 
scheres folgen. In ihm bekennt sie frühere Fehler. Bisher 
dachte sie, die schlechte finanzielle Ausstattung von 
Schulen oder auch die Gewässerverschmutzung seien 
»auf die schlechte Finanzpolitik oder blanke Korruption 
der Regierung des betroffenen Nationalstaats zu- 
rück(zuführen).« Ist sie klüger geworden, hat sie mal bei 
Marx nachgelesen? Es sieht nicht so aus: »Heute dagegen 
werden solche Probleme dank eines regen grenzüber- 
schreitenden Informationsaustauschs als lokale Auswir- 
kungen einer ganz bestimmten weltweit wirksamen 
Ideologie erkannt, einer Ideologie, die von einzelstaat- 
lichen Politikern durchgesetzt, aber im wesentlichen von 
einer Hand voll Großkonzerne und internationaler Insti- 
tutionen wie der Welthandelsorganisation, dem Interna- 
tionalen Währungsfonds und der Weltbank entwickelt 
wurde.«'' Naomi Klein würde, wenn sie ein Uhnter- 
nehmen führte, vermutlich auf minimalen Gewinn und 
maximale Umweltverträglichkeit achten. 


Illusionen 


»Krieg ist keine Lösung«, so der Konsens der jüngsten 
Friedensbewegung. Kein Krieg, aber eine »Lösung« muss 
schon sein, eine friedliche eben. Der linksalternative 
Spießerstammtisch wärmt seit Jahrzehnten seinen krea- 
tiven Vorschlag auf, dass sich »die Herren Politiker« doch 
bitteschön selbst bekämpfen und nicht die Völker 
aufeinanderhetzen sollen. 

Illusionär ist auch das vom anderen Pol der falschen 
Alternative tönende Gerede, dass »Einschnitte im sozia- 
len Sicherungssystem« nötig seien, damit eben dieses 
System überhaupt erhalten werden könne. Wiederum: 
Ein Problem taucht auf und muss mit neuen Mitteln, 


doch auf dem Boden von Wert, Ware, Geld, Arbeit, Staat 


»KOMPLETT DAS DENKEN BELEIDIGEND IST DIE POSITION VON ATTAC, DER 
ANTIKAPITALISTISCHEN BEWEGUNG ZUR EINFÜHRUNG EINER STEUER.« 


sind und berufene Leute das Notwendige tun — »Prokla- 
mation zwanghafter Ordnung als Heil«. 

»Die im kapitalistischen Finanz- und Wirtschafts- 
system florierende schrankenlose Vermehrung des 
Geldkapitals durch Subventions-, Steuer-, Kredit- und 
Zinsprivilegien führt zu gravierenden Fehlentwicklungen 
der Wirtschaft und muß deswegen eingedämmt werden.« 
Nämlich durch die Tobin-Steuer, eine Steuer auf 
Devisentransaktionen, fordert ATTAC. Geld sei schließ- 
lich genug da, man müsse es nur endlich für vernünftige 
Dinge einsetzen. Die PDS ist dabei: Sie fordert in einem 
Antrag vom 23. April 1999 die Einführung dieser Steuer 
zur Sicherung der »Stabilität der Volkswirtschaften« und 
der »Sicherung der Kontinuität langfristiger weltwirt- 
schaftlicher Verflechtungsbeziehungen«‘. Die Partei und 


gelöst werden, damit Wert, Ware, Geld, Arbeit, Staat 
nicht krachen. 

Komplett das Denken beleidigend ist die Position 
von ATTAC, der antikapitalistischen Bewegung zur 
Einführung einer Steuer.'' Fast niemand finder’s komisch, 
wenn mit klassenkämpferischem Pathos der Weltmarkt 
angegriffen und prosperierendes Wirtschaften affırmiert 
wird. Steuern gehen schon in Ordnung, wenn sie für 
Richtiges eingesetzt werden. 

Das Europäische Sozialforum setzt sich dafür ein, 
dass »menschliche Werte vor Profit kommen«. Profit geht 
schon in Ordnung — nur eben in Maßen. »Das 
Weltsozialforum widersetzt sich allen totalitären und 
reduktionistischen Ansichten der Wirtschaft, der Ent- 
wicklung und der Geschichte...«'*, es verkündet also, dass 


das, was es nicht sehe, auch nicht da ist. 
Dass Wirtschaft und die Entwicklung seit 
der Durchsetzung des Kapitalverhältnisses 
selbst totalitär sein könnten, muss vom fes- 
ten Willen zum Pluralismus konsequent 
ausgeblendet werden. Wem nicht klar ist, 
dass Kapital die Anmaßung grenzenloser 
Selbstvermehrung bedeutet und damit 
Totalitarismus und Reduktionismus, der 
kann annehmen, es gebe so etwas wie die 
»friedliche Lösung«, die »gerechte Vertei- 
lung«, das »vernünftige Maß«. Wieviel 
Profit in der Alternativwelt gerade noch 
erträglich ist, wird aller Wahrscheinlichkeit 
nach der antisemitische Mob entscheiden. 
Schließlich wäre da noch der »Pipeline- 
Materialismus« (R. Kurz) von Trampert/ 
Ebermann, die jede Begriffsarbeit der Kritik 
der Politischen Ökonomie von sich weisen 
und nahezu zwanghaft positivistisch Fak- 
ten über »Interessen« zusammentragen, in 
einer Welt, in der Interessen als Ausdruck 
der Wertlogik zu dechiffrieren wären. Wer 
aber »Interessen« nicht zurückbindet an die 
Krise der Wertvergesellschaftung, für den 
wird der »Wille zur Macht« letztes Prinzip 
der Analyse, an deren Ende dann solche 
grundstürzende Feststellungen stehen wie: 
»Chinas Einfluss in Kasachstan schwin- 
det«'’. Doch wieder lacht fast niemand. 


Bewegungsbashing? 


»Es gibt Dinge, die sind so falsch, daß noch 
nicht einmal das absolute Gegenteil richtig 
ist.« (Karl Kraus) 


Was Kraus hier formuliert, ist der Unter- 
schied zwischen abstrakter und bestimmter 
Negation, zwischen dem Verwerfen eines 
Systems zugunsten eines anderen und 
immanenter Kritik, die ihren Gegenstand 
ernst nimmt, um ihn von innen aufzu- 
sprengen. 

Angewendet auf die heutige Situation 
heißt das: Es gibt keine positiv zu besetzen- 
den Seiten von Alternativen auf dem 
Boden des warenproduzierenden Systems 
mehr. ATTAC & Co. wollen keine katego- 
riale Kritik an der Warenproduktion leis- 
ten, für sie liegt also nichts näher, als die 
Vergewaltigung der Realität durch das 
willkürliche Backen irgendwelcher Hand- 
lungsoptionen; eine Bewegung, die in 
Dezisionismus und Politizismus schwelgt, 
gehört aber unbedingt kritisiert als 
Verlaufsform der Krisenverwaltung. 

Wer so tut, als hätten die Neoliberalen 
fieserweise den Sozialabbau erfunden, 
argumentiert ähnlich plausibel, wie die- 
jenigen, die den Kapitalisten die Höhe 
ihrer Revenue vorhalten und nicht der 
ganzen Gesellschaft, dass diese Revenue 


überhaupt anfallen kann. 

Das fraglose Hinnehmen der kapitalis- 
tischen Kategorien, diese tapsige Bewe- 
gungsnaivität ist es, die es so schwer 
machen, sich mit der Antiglobalisierungs- 
bewegung zu solidarisieren. Dem Wider- 
stand gegen die kapitalistischen Zumutun- 
gen hilft man auf alle Fälle besser durch 
ätzende Kritik derjenigen, denen vor lauter 
»phantasievollen« Aktionen überhaupt nicht 
mehr klar ist, wogegen sie kämpfen. 

Wo ließe sich anknüpfen? Auf alle Fälle 
bei einer Sozialkritik, die sich das gute 
Leben für alle zum Ziel setzt und damit der 
fatalen Alternative kritischer Pessimismus 
vs. neokeynesianische Flausen glücklich 
entronnen ist. Man mag von wildcat, FAU 
& Co halten was man will, doch wer heute 
schonungslose Arbeitskritik übt, die den 
herrschenden Betrieb stört und blockiert, 
bei dem überwintert die Emanzipation. 

Gegen die allseitige Regression von Kri- 
tik zu Ressentiment gilt es, auf der Kritik 
der Politischen Ökonomie zu beharren, die 
eine durchgeführte Ideologiekritik ist und 
heute zur Theorie der absoluten Schranke 
des Kapitals wird. 

Nimmt man sie ernst, wird man sich 
nicht um ökonomische Realanalyse herum- 
mogeln können. Es steht an, den Zusam- 
menhang von Globalisierung, Transna- 
tionalisierung des Kapitals und neolib- 
eralem Sozialabbau neu aufzurollen. Statt 
sich buddhistisch in die Frage zu 
versenken, was der Wert denn nun »wirk- 
lich« sei und die absolute Schranke der 
Warenproduktion als »Glaubenssache« 
abzuwehren, gilt es, sich endlich der 
Einsicht zu stellen, dass auf dem Boden des 
warenproduzierenden Systems nichts mehr 
wachsen wird: die Demokratie im Irak 
nicht und schon gar keine prosperierende 
Weltwirtschaft. 

Wer sich die logische Unmöglichkeit 
einer weiteren Entwicklung des Kapitalver- 
hältnisses klar gemacht hat und tagtäglich 
erleben muss, dass die menschliche Repro- 
duktion auf dessen Grundlage immer 
prekärer wird, dem bleibt nur abgrundtie- 
fer Hass auf Marktwirtschaft und Demo- 
kratie. Weder die US-Militärmaschine, 
noch die Besteuerung von Spekulations- 
gewinnen, noch irgendwelche anderen 
Maßnahmen, die nicht mit dem Verwer- 
tungsimperativ brechen, sind geeignet, ein 
menschenwürdiges Leben für alle zu 
ermöglichen. Die einzig realistische 
Option ist eine globale Aufhebungsbewe- 
gung, die im »Welt-Kibbuz«'‘ mündet. 
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Gegen die Zumutungen des globalen 


Kapitalismus, gegen Rassismus oder 


» Zeitschrift zwischen Nord und Süd 


das Gerede von ‘ethnischen Konflikten’ 
wendet sich die izzw alle 6 Wochen auf 


iz3w 


52 Seiten. Die Beiträge und Themen- 
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Den Laden schmeißen 


FRAGMENTE FÜR EINE RADIKALE POLITIK DES SOZIALEN 


CONOMY Sucks — Solidarität mit den gewerkschaft- 

lichen Kämpfen für 2,75 Prozent mehr Lohn und 

gegen die Begrenzung des Arbeitslosengelds für 
ältere Arbeitnehmer. Studieren wir die Konzentrations- 
prozesse in der europäischen Bauindustrie. Machen wir 
die besseren Sparvorschläge zur Sanierung der Berliner 
Stadtfinanzen. Unterstützen wir die Forderung nach 
Einführung der Tobinsteuer auf internationale Devisen- 
geschäfte. Und so weiter. Das sind typische Forderungen 
aus der ideologischen Folterkammer. Irgendwie ist das 
alles richtig, irgendwie aber auch alles falsch, und es lang- 
weilt entsetzlich. Wenn es wenigstens wilde Streiks in 
Spanien wären; wenn ein wenig Verschwörungstheorie 
dazu käme. Aber so stehen wir erstmal im großen 
Gähnen: Wenn das die Auseinandersetzung mit »dem 
Sozialen« sein soll, dann lieber nicht. 

Dasselbe gilt aber auch für die andere Variante: die 
nicht-reformistische, nicht-integrierte, grundsätzlich- 
fundamentalistische. Wir stellen hier doch keine For- 
derungen, wir klären die Leute auf, dass im Kapitalismus 
eh nichts besser werden kann. Beweisen wir, warum die 
Forderung nach Grundsicherung oder nach besserer För- 
derung von Genossenschaften besonders raffinierte 
Instrumente kapitalistischer Integration sind. Gehen wir 
nochmal zurück auf die Kontroversen zwischen Lenin 
und Kautsky um den Imperialismus. Hier muss man 
doch erst mal eine ökonomische Analyse machen. 
Fordern wir die sofortige Aufhebung der Wertvergesell- 
schaftung. Und so weiter. Das ist die andere ideologische 
Folterkammer, die andere Langeweile. Die scheinbaren 
Extreme berühren sich in ihrem Desinteresse, so etwas 
wie eine zumindest in Ansätzen greifbare, vorstellbare 
soziale Utopie hervorbringen zu wollen. Männerdiskus- 
sionen sind es ohnehin. 

Dieser Aspekt zieht sich durch: Die Beschäftigung 
mit Ökonomie und mit dem Sozialen ist Gegenstand von 
Claims, von ideologischen Vermessungen, von Leuten 
und Haltungen, die diesen Bereich für ihren geistigen 
und politischen Besitzstand erklären — Fundis wie Realos, 
wenn man so will. Das Erzeugen von Desinteresse hat, 
bewusst oder unbewusst, dabei Methode. 


Wozu brauchen wir einen Chef? 


Bremen, Uni-Kita. Nach einer mehrjährigen Leidensge- 
schichte beschließt die überwiegende Mehrheit der 
MitarbeiterInnen, dass sie ihre bisherige Leitung loswer- 
den wollen; im Laufe ihrer Diskussion stellen sie fest, dass 
sie auch nicht bloß eine Person auswechseln wollen, son- 
dern eigentlich ohne Chef arbeiten: Verantwortungen 
aufteilen und gemeinsam entscheiden, ohne Hierarchie. 
Die Auseinandersetzung um diesen Plan ist hart und 


dauert fast zwei Jahre. Die Elternschaft spaltet sich, ein 
Teil solidarisiert sich mit der MitarbeiterInnen-Mehrheit, 
ein Teil mit der Heimleiterin. Eine links-rechts-Frage, 
sollte man meinen. Aber so ist es nicht. Den härtesten 
Brocken stellen die dar, die weiland Franz Josef Strauß als 
die »-ogen« bezeichnete: Studis der Psychologie, Soziolo- 
gie, die gesellschaftswissenschaftlich Ambitionierten also. 
Qualität gibt es nur durch eine besonders qualifizierte 
Person an der Spitze, heißt es hier. Expertentum ist 
Trumpf. Irgendwie ist das die persönliche politische Visi- 
on: ExpertInnen an die Macht, überall, in Klammern: 
Ich auch zum Beispiel! Die MitarbeiterInnen, das sind so 
normale Leute — denen traut man nicht als ausgebildeter 
Intellektueller. 

Die Sache gelingt letztlich — einschließlich eines 
Nachspiels beim Arbeitsgericht, weil man leitendes 
Personal so einfach gar nicht kündigen kann. Aber das 
hier Interessante ist wieder, wie leicht sich die vermeintli- 
chen Extreme berühren: Die linke Überzeugung, eine 
intellektuelle Minderheit in einer feindlichen sozialen 
Welt zu sein, mit einer grundsätzlich kritischen Analyse 
dieser Gesellschaft im Gegensatz zu den »Bevölkerun- 
gen; und das Einnehmen einer rechten Position in 
sozialen Kämpfen, die letztlich Autoritarismus und Ex- 
pertentum verteidigt. Wer sich lange genug darin 
geschult hat, dass soziale Tagesforderungen die raffinier- 
teste Waffe des Kapitalismus sind, muss häufig nur noch 
ein kleines bisschen Leistungsrassismus und Klassen- 
arroganz dazutun, um in konkreten sozialen Auseinan- 
dersetzungen zuverlässig auf der falschen Seite zu stehen. 


Tarek, egoisier’ nicht! 


Es gibt einen bestimmten Ekel vor den gesellschaftlichen 
Verhältnissen, dem man nicht trauen darf. Er verbindet 
sich mit der Idee, es könnte alles ganz anders, ganz ein- 
fach, ganz super sein, wenn nur »X« nicht mehr da wäre. 
»X« ist dann wahlweise das Kapital, der Staat, das 
Patriarchat, der Imperialismus, der Genosse Schorsch, 
das Denken in Zweigeschlechtlichkeiten, Egoismus, die 
kapitalistische Persönlichkeit. Leben wir einfach ohne 
Hierarchien, ohne Besitz, ohne Zwang! Ich glaube, dass 
in vielen sozialen Experimenten - Kommunen, Wohnge- 
meinschaften, Arbeits- und Lebensgemeinschaften, selbst- 
verwalteten Betrieben, freien Projekten etc. — eine Men- 
ge soziales Wissen erarbeitet wird, wie wir anders mitein- 
ander kooperieren können. Ich glaube aber auch, dass 
dieses soziale Wissen erheblich komplizierter ist als eine 
Formel »hier gehört allen alles«. Ich glaube ganz im Gegen- 
teil, dass die oben beschriebene Haltung - alles super hier, 
kein Besitz, kein Zwang, kein Staat, kein Kapital, jeder wie 
er will — sehr, sehr häufig Ausdruck von patriarchalen 


Hierarchien und verdeckten Dominanzstrukturen sind. 

In Ursula LeGuins »Planet der Habenichtse«' gibt es 
die schöne Szene, wo der junge Tarek im Kindergarten 
auf einem Fleck Sonne sitzt, der durch das Fenster auf 
den Boden fällt. Ein fetter Junge schiebt seinen Hintern 
mitten drauf. Tarek flippt aus: »Sonne-meins!« Er wird 
belehrt, dass er hier falsch liegt. Natürlich gehört die 
Sonne allen, natürlich kann er diesen Fleck Sonne am 
Boden nicht beanspruchen, natürlich gehört allen alles. 
»Tarek, egoisier’ nicht!« Was bedeutet das? Zur Qualität 
des Sozialen gehört für uns, dass uns etwas überlassen 
wird; dass wir verfügen dürfen; dass wir die soziale Macht 
haben, zu verhindern, dass sich dicke Jungs auf das 
Bodenquadrat schieben, wo wir grade spielen. Da fangen 
die Probleme an. 


Dieser Junge tut seine Pflicht in Vietnam. Du machst 
den Abwasch. 


Ein schöner Beitrag zur linken Utopie des Sozialen find- 
et sich auch in Helke Sanders Film »Der subjektive 
Faktor«. Die revolutionäre WG sieht eine Dokumenta- 
tion über den Vietnam-Krieg. Der revolutionäre WG- 
Genosse sagt zu einem der Jungen: »Schau, dieser Junge 
da tut seine Pflicht in Vietnam, mit dem Gewehr in der 
Hand. Und du musst hier deine Pflicht tun. Und deine 
Pflicht ist es, den Abwasch zu machen.« In der Realität ist 
das gar kein Witz. In der Diskussion um »Gleicher als 
andere« und das Modell der freien Kooperation entzün- 
deten sich lange Debatten am Beispiel des »Putzfrauen- 
Problems«. Die traditionelle linke Herangehensweise hier- 
zu ist immer noch: Eine komplexe, funktional aus- 
differenzierte Gesellschaft hat sehr verschiedene Aufgaben. 
Alle müssen ihre machen, damit das Ganze klappt. Auch 
Putzfrauen. Auch Intellektuelle. Die putzen natürlich 
nicht, die haben andere Pflichten. Typische Rechte vertei- 
digen hierarchische soziale Arbeitsteilungen und Struk- 
turen damit, dass die Menschen eben verschieden sind 
und Verschiedenes leisten und verschieden viel mitreden 
können dementsprechend. Typische Linke machen genau 
dasselbe. Oder sie sagen: Jeder wie er denkt, jeder wie er 
Lust hat. Komischerweise führt das auch dazu, dass in der 
WG nur die Frauen das Klo putzen. Egal, welche ideolo- 
gische Position hier davorgeschaltet wird: Am Ende 
putzen immer die Frauen das Klo; oder es wird gar nicht 
geputzt und die Frauen ziehen aus. 


Begriffe sind T-Shirts. 


Große Fortschritte machen wir, wenn wir den Glauben 
aufgeben, das sich-an-Begriffe-Klammern wie an flat- 
ternde Segel könne uns auf dem wilden Meer der sozialen 
Bewegung und Veränderung vor dem ideologischen 
Untergang bewahren. Viele unserer Begriffe dienen einzig 
der Selbstvergewisserung, dem Erzeugen einer scheinbar 
sicheren Position. Gegen den »Staat«, gegen das »Kapi- 
tal«. Wir überspielen damit die Unsicherheit. Gegen eine 
bestimmte staatliche Politik, ja. Gegen die Tendenz, im- 
mer größere Bereiche gesellschaftlicher und sozialer Ent- 
scheidung in staatliche Expertokratie und Bürokratie zu 
überantworten, ja. Aber gegen den Staat? Was heißt das 
genau, was meint das? Gegen konkrete Kapitalisten, si- 


cher. Gegen die Struktur, große Teile des gesellschaftli- 


chen Kapitals gegen den Einfluss derer abzuschotten, die 
es produzieren, klar. Aber gegen das Kapital? Was bedeu- 
tet das? Wenn Kapital zu materieller Macht geronnene 
historische Arbeit ist, konzentriertes gesellschaftliches 
Vermögen (im Sinne von Tun-Können), wollen wir es 
dann nicht haben? Aber bilden wir uns denn ein, es 
würde seinen Charakter dadurch bereits vollständig 
ändern, dass es dem Staat gehört? Aber wenn wir wissen, 
dass das nicht reicht, und wenn wir trotzdem nicht jedes 
gesellschaftliche Kapital zerstören wollen, wie verhindern 
wir, dass es soziale Ungleichheit zementiert? Wie kann es 
laufen? Man sollte meinen, dies wäre die in der Linken 
am häufigsten gestellte Frage. Es ist eine der am sel- 
tensten gestellten. 


Was tun, wenn die Bullen sich verpisst haben? 


Unter diesem Titel berichtete eine Gruppe von Frauen 
auf einem Flugblatt aus englischen Riots der achtziger 
Jahre davon, wie in den städtischen Aufständen tatsäch- 
lich für einige Tage sich die staatliche Polizeigewalt 
zurückzog aus einigen Vierteln. In diesen Vierteln stieg 
die Häufigkeit von Vergewaltigungen deutlich. Es gibt 
tatsächlich eine linke Haltung, in der so etwas als Kolla- 
teralschaden wahrgenommen wird, als Nebenwider- 
spruch. Diese Haltung wird in der Regel von Männern 
eingenommen. Sie schlägt einen umstandslosen Bogen 
von Erich Mühsams Spötteln über den »deutschen Revo- 
luzzer«, der nicht akzeptieren kann, dass bei der 
Revolution auch mal Lampen kaputt gehen (er ist näm- 
lich von Beruf Lampenputzer und erträgt das nicht), bis 
zu allen, die völlig berechtigte Fragen stellen, wo morgen 
das Brot herkommt, wer auf die Sachen aufpasst, wo man 
sein Kind am andern Tag in der Kita abgeben kann, wie 
es sicher dorthin kommt, wer jetzt entscheidet wann die 
Frühschicht anfängt, ob es noch eine Frühschicht gibt 
usw. 

Eine soziale Revolution, die solche Fragen markig zu 
marginalem Kram erklärt, ist nicht mehr als eine patriar- 
chal-intellektuelle Phantasie. Sie verkennt, dass in gewis- 
sem Sinne »Staat« und »Kapital« immer entstehen, die 
Frage ist nur, in welcher Art und Form und in wessen 
Kontrolle. Es geht nicht darum, vor jeder Veränderung 
die Blaupause für alles und jedes zu haben. Es geht um 
normale Antworten auf normale Fragen, um ehrliche 
Antworten auf ehrliche Fragen. Es geht um die Prüfung, 
wessen Fragen in die Gestaltung dieser sozialen Verän- 
derung eingehen. 


Freie Kooperation. 


Die Theorie der freien Kooperation, der ich anhänge, ver- 
sucht eine Antwort auf die Frage zu geben: Wenn wir uns 
die Welt des Sozialen nicht »von oben« ordnen lassen 
wollen — wenn wir ablehnen, dass irgendwer ihre Struk- 
turen aufgrund »wissenschaftlicher Erkenntnisse« defi- 
niert — wenn wir auch ablehnen, dass die freie und gleiche 
Gesellschaft die ist, in der jeder macht, was er lustig ist — 
wie sieht es dann aus? Was ist die soziale Utopie? Die 
Antwort heißt: Die Menschen machen ihre Regeln selbst, 
nach denen sie leben; und der Gegenstand der sozialen 
Utopie sind nicht diese Regeln, sondern die soziale 
Machtstruktur, in der sie zustandekommen. 
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Eine freie Kooperation liegt vor, wenn: 

1. Alle Regeln der Kooperation von allen in Frage 
gestellt werden können. Es gibt keine »heiligen Kühe«; 

2. alle an der Kooperation Beteiligten frei sind, 
Einfluss auf die Regeln zu nehmen — und zwar nicht nur 
Teilnahme an irgendwelchen formalen Entscheidungs- 
systemen, sondern mit der materiellen Gewalt, die ihnen 
eigen ist, nämlich: die Kooperation zu verlassen, ihre 
Leistung in der Kooperation einzuschränken, zurück- 
zuhalten, herunterzufahren, unter Bedingungen zu 
stellen; 

3. der »Preis«, den eine solche Einschränkung oder 
Aufkündigung hat — die Auswirkungen, die dadurch ent- 
stehen, dass die Kooperation aufhört oder weniger gut 
läuft —, für alle an der Kooperation Beteiligten vergleich- 
bar und vertretbar sind. 

Der wesentliche Gegenstand linker Politik ist der 
dritte Punkt: den ungleichen »Preis« der Kooperations- 
einschränkung zu korrigieren. 


Am Beispiel Streik. 


Eigentlich liegt das der Arbeiterbewegung gar nicht fern. 
Streik ist ein Beispiel dieser Kooperationsverweigerung, 
um Einfluss auf die Regeln zu nehmen. Mit gutem Recht 
will man die Gestaltung dieser Regeln nicht irgendeiner 
höheren Instanz überlassen, auch nicht zugunsten for- 
maler Strukturen auf die Möglichkeit verzichten, die 
eigene materielle Gewalt — die der Kooperationsverweige- 
rung — einzusetzen. Für das abhängig beschäftigte 
Individuum ist der Preis jedoch sehr ungleich: Wer 
seinem Chef erklärt, er höre auf zu arbeiten, wenn nicht 
.. wird wenig in Bewegung setzen. Der Preis wird kor- 
rigiert durch Solidarität. Alles in Butter also? Natürlich 
nicht. In einer Struktur freier Kooperation wäre dieses 
Mittel einsetzbar, um alle Regeln zu beeinflussen — auch 
die, wer Chef ist, ob es Chefs gibt, was die dürfen und 
was nicht, usw. Der Betrieb als kommandowirtschaftliche 
Struktur wird im Kapitalismus trotz Streikrecht ja nicht 
zur Disposition gestellt. Der Sektor der Regeln, auf die 
Einfluss genommen werden kann, ist denkbar schmal. 
Eine radikale Politik des Sozialen denkt ihn so weit wie 
möglich. 


Verkaufen wir die BRD! 


Das kooperationstheoretische Argument gegen Hartz 
und Agenda 2010 lässt sich am einfachsten mit dem 
Gedankenexperiment zeigen: Verkaufen wir die BRD. 
Angenommen, wir würden die BRD mit all ihren 
Produktionsanlagen, Flächen, dem darin versammelten 
Kapital etc. an eine Investorengruppe in Singapur 
verkaufen, würde der Erlös mit Sicherheit reichen, dass 
wir uns alle ein angenehmes Leben davon machen kön- 
nen. Dass dieses Kapital da ist, ist aber das Ergebnis 
kollektiver historischer Arbeit und sozialer Leistung 
(nicht nur in der »Produktion«), nicht das Ergebnis 
einiger Leute, denen zufällig ein Teil dieses Kapitals 
»gehört«. Jedwede Struktur dieser Gesellschaft — ob kapi- 
talistisch, staatssozialistisch oder im Sinne einer neuen, 
radikalen sozialen Utopie — sollte daher für alle 
Beteiligten der Kooperation zumindest ein annehmliches 
Auskommen gewährleisten. Sonst sollten wir dem 


Verkauf den Vorzug geben. Die Forderung nach einer all- 
gemeinen Grundsicherung auf hohem qualitativem 
Niveau ist daher keine »staatsfixierte« Forderung. Sie hält 
nur fest, dass es unterhalb einer gewissen sozialen 
Garantie keinen Sinn macht, sich den Stress zu machen. 


Lemmy hear the dirty word. 


Das Wort Sozialismus hat in der allgemeinen Öffentlich- 
keit inzwischen einen so miesen Stellenwert, dass es all- 
mählich wieder anfängt Spass zu machen. Wie dem auch 
sei: Der Inhalt muss in drei Grundsätzen liegen, die in 
allen sozialen Verhältnissen, in allen Formen sozialer 
Kooperation von einer radikalen Politik des Sozialen 
angestrebt werden müssen. 

1. Wer kooperiert, soll auch bestimmen. 

2. Eine linke Politik sorgt dafür, insbesondere der- 
jenigen Arbeit, die üblicherweise verunsichtbart und als 
»automatisch vorhanden« erzwungen wird, zu sozialer 
Macht zu verhelfen, d.h. zu aktiver Verhandlungsmacht 
in der Kooperation. 

3. Alle funktionalen Differenzierungen und Arbeits- 
teilungen sind als Strukturen von Ermöglichung zu inter- 
pretieren: die einen überlassen den anderen die Verfügung 
über gesellschaftliches Kapital (und das kann alles 
mögliche heißen), geben ihnen dadurch einen Gestal- 
tungsspielraum. Entsprechend sind alle diese Strukturen 
rückholbar, müssen von unten kontrolliert werden, ohne 
Schaden aufgekündigt, verändert werden können. 

Nur so entstehen Strukturen, in denen allen alles 
gemeinsam gehört, ohne dass allen nichts gehört. Nur so 
entstehen Strukturen, in denen Menschen miteinander 
aushandeln, wie sie leben und arbeiten wollen — ohne 
Chef, aber auch ohne die faktische Macht patriarchaler 
Wurstigkeit. 


Was wollen wir also? 


Den Laden schmeißen. Im mehrfachen Sinne von: Nicht 
stillhalten, sondern bisherige Haltungen aufgeben, die 
nichts verändern. Den Laden über den Haufen werfen. 
Den Laden übernehmen. Welchen Laden? Jeden Laden. 
Jede Kooperation. Was ist dabei eine radikale Politik des 
Sozialen? Eine, die versucht, immer größere Stücke 
gesellschaftlichen Kapitals, gesellschaftlicher Kooperation 
von unten zu übernehmen, in Strukturen gemeinsamer, 
freierer Kooperation zu überführen, durch praktische 
Experimente. Ist das innerhalb »des Systems« denn 
möglich? Es ergeben sich Widersprüche. Die Frage ist 
immer, welche Konsequenzen aus diesen Widersprüchen 
wir jeweils durchsetzen können. 

Müssen wir uns dafür auch mit konventionellen 
Strukturen auseinandersetzen, mit Ausschüssen, Einga- 
ben, Initiativen, konkreten Gegenvorschlägen? Ja, müs- 
sen wir. Kostet uns das nicht die soziale Utopie? Das 
Risiko besteht. Ganz ausweichen können wir ihm jedoch 
nicht. Müssen wir uns womöglich mit Gewerkschaften 
und gar mit Parteien auseinandersetzen? Ja, auch das. 
Aber das ist schon wieder eine andere Geschichte. 


CHRISTOPH SPEER 


Der Autor ist Mitherausgeber der Zeitschrift Alaska. 
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Die Archive der Ich-AG 


UM DIE SOZIALE FRAGE UNBEANTWORTET SEIN ZU LASSEN, BRACHTE DER 
KAPITALISMUS EIN EFFEKTIVES MITTEL HERVOR: DAS INDIVIDUUM 


ie soziale Frage lässt sich richtig stellen oder struk- 
)) turell verkürzt. Richtig gestellt erfragt sie, warum 

nicht alle alles haben. Falsch gestellt wird sie, wenn 
sie sozial, geographisch, temporär etc. beschränkt wird. 
Falsch gestellt wird sie aber vor allem auch, wenn ver- 
sucht wird sie zu individualisieren im Sinne dessen, dass 
gefragt wird, wie viel Anteil dem Individuum am 
»gesellschaftlichen Reichtum« zusteht (und was es dafür 
zu tun hat). Die Erfolgsgeschichte des Kapitalismus ist 
historisch gekoppelt an die Institutionalisierung der 
Ohnmacht im Individuum. 


Gründung und feindliche Übernahme der Ich-AG 


Wenn es nach dem Manager-Magazin geht, stellt die Ich- 
AG eine »Chance für jeden Einzelnen und für die 
Gesellschaft« dar.' Scheinbar müssen aber die Arbeits- 
losen erst zu ihrem Glück gezwungen werden: Erst 1630 
Arbeitslose hatten sich zwischen Januar und März in Ich- 
AGs transformiert, nur ein Drittel von dem, was sich die 
Bundesanstalt für Arbeit erwartet hatte. Der Grund dafür 
läge wohl darin, dass »man sich so wenig zutraut«, meint 
Hartmut Fischer vom Manager-Magazin, zumindest tak- 
tisch ganz auf Augenhöhe mit den Arbeitslosen. Das sei 
unnötig, denn »viele Firmen sind gerne bereit, spezielle 
Aufgaben außerhalb der eigenen Geschäftsräume erledi- 
gen zu lassen«. Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Arbeit (BMWi) ist trotz des Scheiterns der Ich-AG 
für größere Strenge in der Auswahl, weil sonst »die 
Selbstselektion unter den Gründungswilligen [...] 
unnötig geschwächt wird«.? 

Die Ich-AG als Wortschöpfung ist keine Hartz- 
Erfindung, sondern entstammt einer ungenauen Über- 
setzung aus einem Motivations-Buch zur Manager- 
Mobilisierung. »The Brand You« — »Sie als Logo/Marken- 
zeichen« fordert eine radikale Selbstanpreisung und 
droht: »Falls Sie abgeschreckt oder genervt sind von 
diesem Wort (verkaufen), ... dann haben Sie ... ein 
Problem. Will heißen: Sehen Sie zu, wo Sie bleiben ... im 
neuen Jahrtausend«.® Dazwischen pochte eine Frankfur- 
ter Unternehmensberaterin auf ihr Recht: Sie habe sich 
die »Ich-AG« patentieren lassen, nun diene der Begriff 
der Charakterisierung der Lebenswelt der New Economy 
und sei durch die semantische Verknüpfung mit 
Arbeitslosigkeit entwertet. Sie sagte dies, als es noch eine 
New Economy gab. 

Die Ich-AG ist, jenseits eines uninteressanten Modells 


gegen Schwarzarbeit und zur Umdeklarierung von Ar- 
beitslosen, zum Symbol geworden für die Mobilisierung 
der »Eigenverantwortung und Selbstständigkeit« des 
Individuums in Krisenzeiten. Sie steht im Kontext eines 
umfassenden Sozialabbaus und des Ausbaus von 
Zwangsarbeit, der Verschärfung von Meldepflichten, der 
Zumutbarkeits- und Sperrzeitenregelungen, der Instal- 
lierung von Job-Centern, Job-AQTIV-Gesetz und Per- 
sonal-Service-Agenturen. Kapitalismusimmanente Risi- 
ken müssen in möglichst hohem Maße vom Individuum 
bewältigt werden können. Das Individuum ist genau 
dafür da, die Zumutungen kapitalistischer Produktion 
und Reproduktion alleine auszuhalten, sich dafür verant- 
wortlich zu fühlen, sich die entsprechenden Möglich- 
keiten zu schaffen und dem Ganzen auch noch Sinn zu 
geben. 

Die Durchsetzungsgeschichte des Kapitalismus ist 
auch eine der Durchsetzung des Konzeptes »Individuum«. 
Das Individuum ist dabei »Konstruktion« nur in dem 
Sinne, dass es jenseits irgendeiner »Natürlichkeit« durch 
und durch gesellschaftliches Produkt ist - ohne Baupläne 
und ohne Konstrukteure. Die das »Individuum« beglei- 
tenden Vorstellungen von individueller Entfaltung, 
Selbstfindung und Reifung gehören zum ideologischen 
Popanz, der der kargen Kernfunktion, nämlich der insti- 
tutionalisierten Trägerschaft des Kapitalismus, aufgesetzt 
ist. Wenn ein Teil der bürgerlichen Geschichtsschreibung 
das Individuum in der Antike oder im frühen Mittelalter 
entstehen lässt, erfolgt dies um das Konzept zu universa- 
lisieren, es zur überhistorischen und globalen anthropo- 
logischen Größe zu machen, und es wird also Teil der 
Ideologie vom Individuum. In den folgenden Abschnit- 
ten soll die Genese des Individuums nachgezeichnet wer- 
den. Das kapitalistische Individuum hatte Vorläufer, 
angesiedelt in den jeweiligen gesellschaftlichen Eliten 
und zahlenmäßig marginal.‘ Hier wurden »Prototypen« 
entwickelt, die später in repressiver Ausstattung massen- 
tauglich werden sollten. Der gesellschaftliche Individu- 
alisierungsprozess verlief ungleichmäßig, nicht nur ent- 
lang von Klassengrenzen, sondern auch rassistisch, anti- 
semitisch und patriarchal abschottend und regulierend. 
Die Wirksamkeit des Instrumentes Individualisierung 
wurde erprobt, dosiert und immer weiter verfeinert. 


Ich-Geschichten (I): Eliten-Individualisierung 


Grundsätzlich ließen die vorkapitalistischen Gesell- 


schaftsordnungen ein »eigensinnigesc Leben kaum zu. 
Verhalten, das als egoistisch eingestuft wurde, wurde ne- 
gativ sanktioniert und fand keine soziale Anerkennung. 
Die feudalen wirtschaftlichen Interdependenzen stehen 
noch außerhalb von Ware-Geld-Beziehungen. Der 
Ausbruch des Bürgertums aus den ständischen Eingren- 
zungen und Verregelungen war ein aufwändiger Prozess. 
Kunst und Literatur legen seit der Renaissance Zeugnis 
ab von der Suche nach einem eigenen Ort des 
Nachdenkens über sich selbst, zunehmend als Selbstre- 
flexionen in Bildern, Autobiographien, Tagebüchern und 
privaten Briefwechseln. Menschen entwickelten und 
diversifizierten immer verfeinerte Kulturtechniken, die 
Wissenschaften säkularisierten sich, schoben Vernunft 
vor Glauben, entdeckten den Einzelmenschen aus ver- 
schiedenen Perspektiven, und ein Erziehungswesen ent- 
stand, das zunehmend mehr Menschen erreichen sollte. 
Staatswesen, die sich formal wie teilweise auch faktisch 
dem Individuum (als Bürger) und seiner körperlichen 


einer bürgerlichen Revolution trat das chauvinistische 
Stelldichein in den Wohnzimmern, auf den Sportplätzen 
und an den Denkmälern der Nation. Das gescheiterte 
bürgerliche Individuum tritt nach erfolgreicher Durch- 
setzung der ökonomischen Interessen (der Besitzstands- 
wahrung und Vermehrung) symbolisch zurück in Reih 
und Glied des »Volksganzen«. Nachdem die Funktio- 


nalität des Konzeptes Individuum erfolgreich getestet 


war, konnte es repressiv und massentauglich gemacht 
werden. 


Ich-Geschichten (Il): Massenindividualisierung 


Das Massenindividuum ist eines des 19. Jahrhunderts: Es 
wurde entwickelt unter den Bedingungen des radikalsten 
Umbruchs, den die Menschheit bis dahin erlebt hatte. 
Innerhalb von drei Generationen war ein Markt institu- 
tionalisiert worden, dessen zentraler Bestandteil das war, 
was zur Dominante der Lebenswelt der meisten Men- 


»INDIVIDUALISIERUNG DES BÜRGERTUMS BEDEUTETE ZUNÄCHST IMMER AUCH 
POLITISIERUNG, WAR MITHIN IMMER AN EINE SOZIALE FRAGE GEKOPPELT.« 


wie besitzständischen Unversehrtheit verpflichtet fühlten, 
wurden etabliert.’ In den sich entwickelnden Städten und 
Stadtstaaten versammelten Bürger Geld, steigerten ihre 
Gestaltungsmacht und gewannen politischen Einfluss. 

Individualisierung des Bürgertums bedeutete zu- 
nächst immer auch Politisierung, war mithin immer an 
eine soziale Frage gekoppelt. Politisches Engagement 
wurde zum Wert an sich und war als politische 
Selbsttätigkeit Teil des bürgerlichen kollektiven wie indi- 
viduellen Profilierungsprozesses. Der Wille zur Subor- 
dination war ausgeprägt, und Bürger war nur, wer es sich 
leisten konnte. Die soziale Frage des Bürgertums wurde 
erfolgreich gestellt (und beantwortet): Gerichtet war sie 
auf das Eigeninteresse am Produktionsmittelbesitz und 
die zunehmende Aneignung aller Machtmittel. 

Die Assoziationen der Individuen — Vereinigungen, 
Vereine, später Parteien, wurden trotz aller exklusiven 
Gewalt als liberal und gemeinwohlorientiert inszeniert. 
Von den meisten der entstehenden politischen Körper- 
schaften war ausgeschlossen, wer nicht über ein relativ 
hohes Auskommen durch Produktionsmittelbesitz oder 
ein höheres Staatsamt verfügte, des weiteren diejenigen, 
die noch Jahrzehnte nachsitzen sollten, um überhaupt als 
vollwertige Menschen anerkannt zu werden: Frauen und 
Juden.’ 

In ganz Europa halfen die Französische Revolution 
und die sie verlängernden napoleonischen Gewehrläufe 
nicht nur dabei, die ideellen aufklärerischen Werte zu 
potenzieren, sondern auch dabei, eine umfassende Libe- 
ralisierung der Wirtschaft zu ermöglichen. 

Die Versuche der assoziierten Individuen, die politi- 
sche Handlungsfähigkeit in zentralen staatlichen Hand- 
lungsbereichen zu erlangen, scheiterten in Deutschland 
in der Regel und wurden dadurch kompensiert, dass an 
Stelle der funktional differenzierten Vergesellschaftung 
die Vergemeinschaftung zelebriert wurde. An die Stelle 


schen wurde: Die marktvermittelte, einkommensfixierte 
und industriell organisierte und tauschwertproduzierende 
Lohnarbeit. Sie sollte Zentralinstanz der gesellschaft- 
lichen Individualisierung wie der persönlichen Indivi- 
duation® werden, Arbeit wurde von rechts bis links 
gedacht als »Springquell der Persönlichkeit«.” Arbeit 
wurde dabei als Aneignungsprozess verstanden, als legit- 
ime Grundlage zum Erwerb von Eigentum. Arbeit war 
der Bereich, in dem »Persönlichkeit« entwickelt werden 
sollte. Ein Individuum war »wert«, was es leistete, was es 
zu besitzen vermochte. Diese Fähigkeiten bildeten, 
ummantelt von etwas Kultur, den Kern dessen, was unter 
‚Entwicklung der Persönlichkeit« verstanden wurde. »Das 
Individuum« war dabei nicht nur ideologisches Kons- 
trukt, sondern war objektiv wirkungsmächtig und 
wahrnehmbar in der kapitalistischen Realität und ihren 
ökonomischen, juristischen, kulturellen und diskursiven 
Praxen. 

Säkularisierung, Alphabetisierung, Verstädterung und 
die Kodifizierung von gesellschaftlichen und ökonomi- 
schen Verhältnissen waren mit diesem Prozess der 
Massenindividualisierung verschränkt, eine faktische 
Befreiung aus den feudalen Zwängen die Voraussetzung. 
Die Massenindividualisierung löste dabei die kleinge- 
werbliche handarbeitliche Produktionsweise und die 
diese umgebenden Ordnungsschemata der Organisie- 
rung von Gemeinden, Familie und Arbeit auf. Produziert 
wird nun entfremdet für einen abstrakten Markt, der 
Produktionsprozess selbst wird ohne Feedback des 
Benutzers des Gebrauchswerts abstrakt in Form von 
Geld-Ware-Beziehungen. Der abstrakte Markt stellte das 
»‚Gemeinsame« dar, in dem sich die Menschen nun als 
Individuen begegneten. Das Individuum verkörperte das 
ordnende Strukturmoment des Marktes, und die Sphäre 
des Tausches war die des Individuums: Tauschen konnte, 
wer sich als Individuum gegenübertrat. Kollektive 
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° Richard v. Dülmen, 


-Die Entdeckung des In- 


dividuums, 1500-1800, 
Frankfurt/M. 1997. 


®° In Deutschland war 
die politische Durch- 
schlagskraft des Bürger- 
tums gering. 


’” Das Curriculum für 
dieses (auf Dauer ge- 
stellte) Nachsitzen ver- 
suchten in Deutschland 
zu liefern: Christian Wil- 
helm von Dohm (Über 
die bürgerliche Verbes- 
serung der Juden (1781/ 
1783)) und Theodor Gott- 
lieb von Hippel (Über die 
bürgerliche Verbesse- 
rung der Weiber (1792)). 
Das menschliche Inven- 
tar des globalen imperi- 
alistischen Kolonialwa- 
renladens wurde nicht 
als Teil einer politischen 
Sphäre wahrgenommen. 


®° Durckheim beschreibt 
mit »Individualisierung« 
einen gesellschaftlichen 
Prozess, mit der »Indivi- 
duation« die Realisie- 
rung dieses Prozesses 
im und durch den einzel- 
nen Menschen. Zusätz- 
lich sei hier unter »Indivi- 
dualisierung« eine Herr- 
schaftsstrategie verstan- 
den. 


° Lucien Seve, Marxis- 
mus und Theorie der 
Persönlichkeit, Berlin 
1972. 
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" Die aufklärerischen 
Ideologien von der »vita 
activa« A la Locke (»Le- 
ben als Experiment«) 
oder Hume, entwickelt 
in Abgrenzung von den 
stärker religiösen Vor- 
stellung der »vita con- 
templativa«, legitimier- 
ten nun, dass Menschen 
zu Anhängseln von Ma- 
schinen geworden wa- 
ren. 


ANZEIGE 


Akteure funktionierten dabei — wie etwa im Sinne einer 
»juristischen Person« — nach den gleichen Regeln. 

Der Prozess der Individualisierung bedeutete für 
Produktionsmittelbesitzende wie für die ProletarierInnen 
die Stabilisierung der jeweiligen Stellung im Produk- 
tionsprozess. Die einen verstanden ihre Individuation als 
Prozess der Selbstfindung, der Gestaltung und Erkennt- 
nis von Innenleben. Den anderen war die Individuation 
Bewältigungsstrategie: Die sozialpartnerschaftliche Funk- 
tion der ArbeiterInnenbewegung versuchte die Krise der 
doppelten Freisetzung (frei von Leibeigenschaft etc., frei 
aber auch von Produktionsmitteln) und Entfremdung 
durch die Darreichung einer ArbeiterInnen-Identität 
bewältigen zu helfen. Sie half vergessen, dass das Einzige, 
was sie hatten — Arbeitskraft — nun Ware war, sie selbst 
damit untrennbar als Produktionsfaktor verdinglicht 
waren. Dazu kam Demütigung und Repression, die »ver- 
arbeitet: sein wollten.'® 

Dass die Prolls, ein besseres Leben halluzinierend, 
gerne nachäfften, was die Bourgeoisie vorlebte (Tapeten-, 
Familien- und Erziehungsmodelle), war von Vorteil, als 
es darum ging, das Konzept Individuum an den Mann 
(und später an die Frau) zu bringen. Das Bewusstsein von 
sozialer Desintegration und die Wahrnehmung des 
Zustandes, grundsätzlich auf sich selbst zurückgeworfen 
zu sein, tat sein Übriges. Auch die Erfahrung der geo- 
graphischen (weniger die der sozialen) Mobilität, also 
z.B. Arbeitsmigration in die Städte und die Zentren der 
industriellen Produktion oder entlang der sie verbinden- 
den und im Entstehen begriffenen Infrastruktur 
(Eisenbahnen, Kanäle), verschaffte einen ersten Eindruck 
davon, was es bedeutet, Individuum zu sein. 
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Die Domestizierung des Menschen unter Fabrik- 
bedingungen, der Exorzismus gegen zählebige vorindus- 
trielle Mentalitäts- und Ordnungsschemata bedeutete 
eine umfassende Disziplinierung. 1861 wurde der 
preußische König in einer Krupp-Halle mit den Worten 
»Majestät, Sie haben eine Leibgarde, ich habe auch eine!« 
empfangen und die Arbeiter mit dem Kommando »An 
die Öfen! Abziehen!« an die Produktionsfront gejagt. 
Eine »kasernenmäßige Disziplin, die sich zum vollständi- 
gen Fabrikregime ausbildet« (Marx), war Kern der psy- 
chophysischen Zurichtung des Menschen auf Maschi- 
nentakt und Produktionsverhältnisse. Und es war eine 
Zurichtung des Einzelnen. Der Arbeitende war allein ver- 
antwortlich dafür, was er (nicht) tat, was er (nicht) 
schaffte, er wurde alleine getestet, belohnt, bewertet und 
bestraft. Diese Zurichtung, erprobt in europäischen 
Irren-, Arbeits-, Zucht und Waisenhäusern, war der 
effektivste Weg, kapitalistische Basisanforderungen wie 
Anwesenheit, Pünktlichkeit, Arbeitsfähigkeit und 
Tüchtigkeit zu erzwingen. Unter beflissenem Zutun des 
organisierten Proletariats wurde zunehmend ein Arbeits- 
ethos implementiert, welches es zuließ, die Kontrolle der 
ArbeiterInnen zurückzufahren und dafür eine Kontrolle 
der Arbeit bezüglich Effektivität auszubauen. Diese 
Effektivität brachten die ProletarierInnen von der Arbeit 
nach Hause, um die knappen Phasen der Reproduktion 
zu strukturieren. Es war »seine/ihre« Zeit geworden, und 
mit dieser hatte das Individuum verantwortungsbewusst 
umzugehen, sie nahmen »Zeit als Raum menschlicher 
Entwicklung« (Marx) wahr und die Verkürzung der 
Arbeitszeit stand, neben der Forderung nach höheren 
Löhnen, im Zentrum der sozialen Kämpfe. In allen 
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offline auch am kiosk oder im abo 
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Auseinandersetzungen, in Lohnkämpfen und Streiks, 
wurde den Freigesetzten klar, »dass die Willkürherrschaft 
des industriellen »Fabrikfeudalismus< nicht als Einzel- 
individuen, sondern nur als Klasse abgewehrt werden 
konnte«.'' Da der Kapitalismus das Massenindividuum 
braucht, jedes einzelne Individuum für die Produktions- 
mittelbesitzer austauschbar und entbehrlich ist, wird 
begonnen, die soziale Frage in die richtige Richtung zu 
treiben. 


Funktionen des Ichs 


Zweifelsfrei lässt es die menschliche Biomasse zu, von 
Individualität zu sprechen. Dass dafür angeführte 
Hauptindiz, der Fingerabdruck (zunehmend zusam- 
mengespachtelt in seiner genetischen Entsprechung), ver- 
weist implizit darauf, in welchem Zusammenhang vor 
allem angestrebt wird, Menschen zu Individuen zu 
machen: Der Mensch soll dingfest gemacht werden für 
sein gesellschaftlich erwünschtes (v.a. Arbeit und 
Besitzen, Gebären, Herrschen und sich beherrschen 
lassen) oder nichterwünschtes Handeln (v.a. Gefährdung 
der (Re-)Produktionssicherheit durch z.B. Mord, 
Körperverletzung, Raub, Diebstahl oder Widerstand 
gegen Staatsgewalten). 

Die Durchformung eines Individuums, das die 
Handlungsformen der vorkapitalistischen Zeit über- 
wandt, erforderte in der Durchsetzungsgeschichte Insti- 
tutionen, die gewährleisteten, dass Verantwortung über- 
nommen wurde. In der Abstraktion der Einbettung des 
Menschen in Ware-Geld-Beziehung galt es, neue 
»Formen und Methoden der Introspektion, der Selbst- 
betrachtung zu entwickeln«.'” Vor allem für das prekär 
beschäftigte und lebende Industrieproletariat musste ein 
System der Affektkontrolle geschaffen werden und eine 
Instanz, die es trotz der Entfremdung der Arbeitenden 
gewährleistete, dass Waren und Produktionsmittel 
sorgsam behandelt wurden. 

Im traditionellen Marxismus ist das Individuum die 
Instanz des Einpassens des Menschen in die Gesellschaft, 
der Garant für gesellschaftliche Reproduktion und 
Reproduzierbarkeit. Für die Individuation des Menschen 
von zentraler Bedeutung ist dabei die Aneignung. Unter 
kapitalistischen Bedingungen ist dabei die Aneignung der 
Produktivkräfte »selbst weiter nichts als die Entwicklung 
der den materiellen Produktionsinstrumenten entspre- 
chenden individuellen Fähigkeiten«.' Ziel der Individu- 
ation im Kapitalismus ist der Versuch, sich »natürliche 
und menschliche Gegenstände« anzueignen, zu gebrau- 
chen, zu unterwerfen.' Vorstellungen einer nicht funk- 
tionalistisch verkürzten »revolutionären Aneignung« ver- 
suchen dabei (unnötigerweise) das Konzept des 
Individuums über den Kapitalismus hinwegzuretten. 

Die Staatssozialismen überwanden nicht das kapita- 
listische Individuum, sondern perpetuierten es. Indivi- 
duen existierten nicht bloß als solche fort, weil sie unter 
kapitalistischen Bedingungen sozialisiert wurden, son- 
dern weil die zwei für das Individuum konstitutiven 
Pfeiler erhalten blieben: Eigentum und Lohnarbeit. Die 
Tauschbeziehungen bestanden fort und diese Form des 
Wirtschaftens erforderte Individuen, um ihnen Besitz 
zuschreiben zu können. »Aneignung« bedeutete in 
diesem Falle, Besitz-Individuuen durch teilweise kollektiv 


besitzende Individuen auszutauschen. Die Kollektivie- 
rung von Individuen schrieb den Kapitalismus fort und 
verwies nicht auf Kommunismus. 


Pathologisierung des Ichs — Das Individuum 
im Sozialstaat 


Der sozialstaatliche Kapitalismus reagierte auf die sich im 
Individuum selbst realisierenden Widersprüche mit regu- 
lativen Sozialtechnologien, allen voran denen der 
Pathologisierung. Mitte der 1980er Jahre stand für diese 
Regulation ein Heer von PsychologInnen bereit, zwei 
Drittel von ihnen im öffentlichen Dienst oder finanziert 
durch die öffentliche Hand. Ihre Aufgabe: präventive 
Sozialhygiene. Zum verfeinerten kapitalistischen Repres- 
sionsapparat gehörte die Antizipation möglicher Abwei- 
chung. Die psychologisch durchdrungenen gesellschaft- 
lichen Institutionen wurden zu den Instanzen für die 
Festlegung dessen, was Normalität und Abweichung 
(vom individuellen Standardmodell) sei. Habermas 
beschrieb eine »Therapetokratie«, die ein »Netz von 
Klientenverhältnissen über die privaten Lebensbereiche 
ausbreitet«° und bedauerte, dass die beschauliche 
Lebenswelt der Individuen nun von den Medien Geld 
und Macht durchdrungen würde. 

Alles sollte therapiert werden: Der Alltag, soziale 
Probleme. Alle sozial-regulativ tätigen Berufe eigneten 
sich eine therapeutische Note an. Der »universelle 
Wahnsinn« bestand darin, dass der Mensch auch ohne 
Attestierung einer Krankheit therapiert werden sollte. 
Der Bedarf an psychohygienischen, kurativen und 
präventiven Dienstleistungen entstand, weil trotz der 
Erosionserscheinungen an den gängigen Identitätsbil- 
dungsressourcen eben gesellschaftlich vom Einzelnen 
erwartet wurde, komplexe individualistische Strukturen 
aufweisen zu können — und zur Kontrolle: »Psychologie, 
Pädagogik und Fürsorge lösen Gefängnisse und Kerker 
ab.«'“ Probleme und Krisen sollten als individuell und 
individuell zu bewältigen verstanden werden. Der 
Sozialstaat stellte dafür als Service die »Einzelbetreuung:«. 


Terror der Identität — 
Die Ich-Inszenierung als Krisenmanagement 


Zu den grundlegenden modernen Individualitäts- 
Prämissen gehört die Vorstellung, dass Individualität 
einerseits rational und andererseits schön ist.” Identität 
ist dabei einerseits die ästhetische Veredelung und 
Außenrepräsentation dieser Vorstellung, andererseits das 
Feld der Sinnfindung und der Abgrenzung. 
Individualität wandelte sich für die Individuen zuse- 
hends von einer impliziten bewusstlosen zu einer 
expliziten »selbstbewussten« Aufgabe. Der erlangte Grad 
individueller Entfaltung wird inszeniert. Das vom 
Kapitalismus vorgedachte Instrumentarium ist das der 
Konsumption. Das Bemühen um die zu erlangende 
Distinktion, um »authentische Individualität«, ist echte 
Sisyphosarbeit. An der Aufgabe der »exzentrischen 
Positionalität« (Plessner) muss der konkurrierend verge- 
sellschaftete Mensch permanent und nicht nur gemessen 
an den eigenen Ansprüchen scheitern — wenn auch auf 
teilweise hohem Niveau. Die Gesellschaft, in der der 
Einzelne sich sichtbar in Wert setzen muss, ist ihm bei 
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" Margit Grabas, Indivi- 
duum und industrielle 
Arbeit, in: Richard v. 
Dülmen (Hrsg.), Entdek- 
kung des Ich - Die Ge- 
schichte der Individua- 
lisierung vom Mittelalter 
bis zur Gegenwart, Köln 
2001 


” Max Fuchs, Persön- 
lichkeit und Subjektivität 
- Historische und syste- 
matische Studien zu ih- 
rer Genese, Opladen 
2001. 


"= Karl Marx u. Friedrich 
Engels, Die deutsche 
Ideologie. Kritik der neu- 
esten deutschen Philo- 
sophie in ihren Reprä- 
sentanten Feuerbach, B. 
Bauer und Stirner und 
des deutschen Sozialis- 
mus in seinen verschie- 
denen Propheten, in: 
Dies.: Werke, Band 3, 
Berlin (-Ost) 1969. 


"“ Roland Voigtel, Zum 
Verhältnis von bürgerli- 
cher Ökonomie und pri- 
vater Individualität — Kri- 
tik der »Kritischen Psy- 
chologie« (Diss.), Berlin 
1984. 


”® Jürgen Habermas, 
Theorie des kommuni- 
kativen Handelns — Zur 
Kritik der funktionalistis- 
chen Vernunft, Bd.2, 
Frankfurt/M. 1981. 


' Christoph Sachße u. 
Florian Tennstedt (Hrsg.), 
Soziale Sicherheit und 
soziale Disziplinierung — 
Beiträge zu einer histori- 
schen Theorie der So- 
zialpolitik, Frankfurt/M. 
1986. 


” Gerhard Schulze, Ins- 
zenierte Individualität — 
Ein modernes Theater, 
in: Dülmen, a.a.O. 


"In Fällen, wo diese 
dysfunktional wurde (z.B. 
bei Massenarbeitslosig- 
keit), tut es auch ein saf- 
tiges Stück Kontrollmas- 
se, 


" In den postmodernen 
Identitätsideologemen 
ist vieles unklar; gesi- 
chertes Terrain scheint 
aber zu sein, dass »die 
Identität heute zu einem 
frei gewählten Spiel 
wird, einer Theaterauffüh- 
rung des Selbst« (Doug- 
las Kellner, Popular Cul- 
ture and Constructing 
Postmodern Identities, 
in: Scott Lasch u. Jona- 
than Friedman (Hrsg.), 
Modernity and Identity, 
Oxford 1992), — jenseits 
von Ressourcen, jen- 
seits von Restriktionen. 
>> 
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Wäre es dem modernen 
Individuum darum ge- 
gangen, Identität zu kons- 
tituieren, so wäre das 
Ziel der postmodernen 
identitären Existenz (auch 
hier wird der Einfachheit 
halber alles Materielle 
zurückgelassen), »die 
Festlegung zu vermei- 
den und sich die Optio- 
nen offen zu halten« 
(Zygmunt Bauman, Fla- 
neure, Spieler und Tou- 
risten —- Essays zu post- 
modernen Lebensfor- 
men, Hamburg 1995). 
Analysiert Bauman rich- 
tig, dass Identität in der 
Moderne dazu gedient 
habe, die Lösung gesell- 
schaftlicher Probleme 
(die im Interesse der 
Erhaltung von Macht- 
verhältnissen ungelöst 
bleiben) an das Indivi- 
duum zu delegieren, fol- 
gert er falsch, dass die- 
ses dadurch in die Arme 
von Trainern, Ausbildern 
und Führern getrieben 
werde und hofft dann 
konsequent falsch, aber 
aufrichtig weiter, dass 
diese Risiken mit den 
fluiden Identitätskonzep- 
ten der Postmoderne 
gebannt worden seien. 


® Paolo Flores d'Ar- 
cais, Die Linke und das 
Individuum — Ein politi- 
sches Pamphlet, Berlin 
1997. 


®' Die Faschisierung der 
sozialen Frage war da- 
bei ganz und gar iden- 
titär organisiert: Dem 
» Volksganzen«, der Volks- 
gemeinschaft — mit aus- 
differenzierten (Vor-)Bil- 
dern vom neuen faschis- 
tischen Menschen - 
wurde unter Nivellierung 
sozialer Widersprüche 
zugunsten eines kollek- 
tiven Vernichtungspro- 
gramms mit »dem Ju- 
den« ein generell Ande- 
rer gegenüber gestellt 
und in einer Radikalität 
entmenschlicht, die jen- 
seits aller Vorstellungen 
von Rationalität liegt. 


”® Es bedarf dem im 
Kern asozialen, ge- 
schichtsblinden wie nai- 
ven Zynismus der soge- 
nannten »Kritik-Fraktion«, 
um dies zum Vorwurf 
steigern. 


= Theodor W. Adorno, 
Negative Dialektik, Frank- 
furt/M. 1966. 
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den Strafexpeditionen in sein (vermeintliches) Inneres 
behilflich, und gefunden wird in der Regel, wonach auch 
gesucht wurde - in der Regel durch Ausbeutung, in der 
Regel durch vorherige Implementierung einiger Skills — 
mehrwerterzeugende Arbeitskraft." 

Im Prozess der Selbstkonturierung stellt die Gesell- 
schaft ein Set zum Profildesign zu Verfügung: Die 
Zurichtung erfolgt als kostenlose (vermittelt z.B. durch 
Eltern, PartnerInnen, LehrerInnen, PolizistInnen), 
getauschte (ArbeitgeberInnen) oder legitim erkaufte 
Dienstleistungen (TherapeutInnen, TrainerInnen). 


die Notwendigkeit der Individualisierung ins Feld 
geführt werden, sondern vielmehr als Beispiel einer 
falschen, nichtemanzipativen Deindividualisierung. Der 
Nationalsozialismus arbeitete intensiv mit den Mitteln 
dieser symbolischen und faktischen Deindividualisie- 
rung. Das einzig legitime Individuum bildete der Führer, 
einem als Körper und Gemeinschaft gedachten, insze- 
nierten und praktizierten »Volksganzen« vorstehend. Das 
Leitbild bildete die überindividuelle Figur des neuen 
faschistischen Menschen.” Tendenzen der tatsächlichen 
Aufhebung mussten dabei in die »falsche« Richtung 


»DIE REFERENZGRÖSSE (EX NEGATIVO) DER INDIVIDUATION IST DIE MASSE. 
DAS ABHEBEN VON IHR IST ZIEL DER ERFOLGREICHEN DISTINKTION..« 


Die Referenzgröße (ex negativo) der Individuation ist 
die Masse. Das Abheben von ihr ist Ziel der erfolgreichen 
Distinktion, teilweise gesteigert in eine Verachtung des 
»Normalen«, des Durchschnittlichen. Das Wettrüsten im 
Distinktionskrieg der der Masse« zu entfliehen suchen- 
den Individuen (derer, die es sich leisten können zwi- 
schen Möglichkeiten zu wählen) hat zu einem Gleich- 
gewicht des identitären Schreckens geführt. Der Modus 
der Individualisierung ist reguliert durch Normierungs- 
druck. In diesem Sinne wurde Individualisierung als das 
Normale erzwungen, gleichzeitig aber individualistischer 
Wildwuchs verhindert. Das elaborierte Verachten der 
Masse wurde historisch vorexerziert durch die Arroganz 
des sich emanzipierenden Bürgertums, durch die Zele- 
brierung des Übermenschen bei Nietzsche, im letzten 
Jahrhundert durch Le Bons Psychologie der Masse, Ortega 
y Gassets Aufstand der Massen und Canettis Masse und 
Macht. Die Kritik der Masse steht dabei in einem 
Gefüge mit der Ablehnung von Kollektivität und in 
zwingend ablehnender Haltung gegenüber universellen 
Emanzipationsvorstellungen, solchen nämlich, die 
darüber hinausgehen, Menschen als Individuen zu 
»emanzipieren«.' 


Das Ende der Einsamkeit 


Mit der Diffusion des Konzeptes Individuum in die 
Massengesellschaft wuchs auch die Kritik, die Gefahren 
für den gesellschaftlichen (Re-)Produktionsfrieden her- 
aufziehen sah: Diese als Korrektiv im Individuums- 
Diskurs unter kapitalistischen Bedingungen dienenden 
Einwände diffamierten die Individualisierung als die 
Zerstörung des sozialen Zusammenlebens. Es sind 
ebendiese KritikerInnen, die mittels Konstruktionen wie 
der Zivilgesellschaft vermeintlich andere Wege gehen 
wollen bei der Modernisierung des Kapitalismus. 

Dem gegenüber bedeutet aber auch der Versuch, die 
Linke auf das Individuum einzuschwören, egal ob im 
Gewande einer Einforderung des Rechts auf »Differenz« 
oder auf »Chancengleichheit«, der Ideologie von 
Individuum und Identität aufzusitzen.”” Im ersten Fall 
geht es um die explizite Legitimation individueller 
Festschreibung und die Bewertbarkeit von »Unter- 
schieden«, im zweiten Fall wird als soziale Frage präsen- 
tiert, was lediglich bürgerliche Konkurrenz-Ideologie ist. 

Der Nationalsozialismus kann weniger als Beweis für 


gehen: hin zur Volksgemeinschaft, in ihr der Wahn von 
Reinheit und Ungestörtheit und die Entschlossenheit, 
diese Zustände durch Säuberung zu erzwingen. 
Grundsätzlich blieb das Konzept des Individuums wir- 
kungsmächtig in der Exklusionsgewalt, in seiner Kon- 
trollfunktion und in seinen Eigenschaften der Organi- 
sierung von Besitz und Lohn. 

Die Marginalisierten waren, unabhängig von Moder- 
nisierungsfunktionen, die sie damit implizit übernah- 
men,” nur dann »erfolgreich«, wenn sie ihre Bedürfnisse 
als kollektive erkannten und politisch zu verlängern 
wussten sowie damit Vereinzelung als Herrschaftsfunk- 
tion temporär brechen konnten. Sie waren erfolgreich im 
Sinne von größerer Teilhabe am gesellschaftlichen 
Reichtum. Wurde diese zwar kollektiv erkämpft, blieben 
die Einzelnen dabei motiviert von den Vorstellungen des 
individuellen Glücks. Das organisierte Proletariat legi- 
timierte dies und half dabei die bürgerlichen Vorstel- 
lungen vom individuellen Glück »herunterzubrechen«. 
Die Vorstellungen von Kollektivität waren die der Kollek- 
tivität der individuellen Bedürfnisse. Im Kollektivge- 
danken wurde das Individuum (als neuer sozialistischer 
Mensch) weitergedacht. Die Erziehung zum Sozialismus 
sollte es leisten, die Suche nach dem individuellen Glück 
zu leiten. Gewünscht werden musste, was die Gesellschaft 
bereitzustellen in der Lage war. 

Eine Perspektive des Zusammenhandelns zur »Beant- 
wortung« der sozialen Frage wäre daran gebunden, die 
strukturelle Verkürzung der Kritik am Kapitalismus, 
nämlich ohne die Bereitschaft, die zentrale Herrschafts- 
und Organisationsform »Individuum« zu dekonstruieren, 
aufzugeben. Adorno hat in der Negativen Dialektik die 
Herrschaftsfunktion der Konstruktion einer Welt der 
Individuen analysiert: »Die Welt wie sie ist wird zur einzi- 
gen Ideologie und die Menschen deren Bestandteil. Auch 
darin noch waltet dialektische Gerechtigkeit: Sie ergeht 
übers Individuum, den Prototypen und Agenten einer 
partikularistischen und unfreien Gesellschaft. Die 
Freiheit, auf die es für sich hoffen muß, könnte nicht 
bloß seine eigene, sie müßte die des Ganzen sein. Kritik 
am Individuum führt über die Kategorie der Freiheit 
soweit hinaus, wie diese nach dem Bilde des unfreien 
Individuums geschaffen ist«.” 


PHasE 2, LEIPZIG 


Sicher gibt es bessere Zeiten... 


DIE WIRTSCHAFTS- UND SOZIALPOLITISCHEN ANGRIFFE AUF GESELLSCHAFT- 
LICHE KOMPROMISSE STELLEN DAS PENDANT ZU DEN SEIT MITTE DER SIEB- 
ZIGER JAHRE STATTFINDENDEN WIRTSCHAFTLICHEN UMBRÜCHEN DAR 


m Vergleich mit dem, was die rot-grüne Bundes- 

regierung in ihrer zweiten Legislaturperiode bereits 

geschafft hat und noch anzurichten gedenkt, war der 
Abbau der sozialen Sicherungssysteme durch die Regie- 
rung Kohl nur ein sanfter Vorgeschmack auf neoliberale 
Deregulierungspolitik. 

So nahm bereits die christlich-lÄiberale Regierung 
Kürzungen bei der Höhe und der Bezugsdauer von 
Arbeitslosengeld vor und verschärfte die notwendigen 
Zugangsvoraussetzungen. Im Jahr 1997 wurden zuletzt 
die Zumutbarkeitskriterien radikal verschärft. Galt davor 
die absolvierte Ausbildung als Kriterium dafür, welche 
Arbeit die Betroffenen anzunehmen hatten, so heißt es 
seitdem: Je länger jemand Arbeitslosenunterstützung be- 
zogen hat, desto mehr Lohneinbußen im Vergleich zum 
vorherigen Job gelten als akzeptabel. 

Die Regierung Schröder hat dem mit der begonnenen 
Umsetzung der Vorschläge der Hartz-Kommission noch 
eins draufgesetzt. Ab Juli diesen Jahres wird ab dreimona- 
tiger Arbeitslosigkeit auch noch erwartet, dass, um ma- 
lochen gehen zu dürfen, gerne umgezogen wird. 

Nicht nur, dass damit für Arbeitslose das Grundrecht 
auf Freizügigkeit außer Kraft gesetzt wird, es werden auch 
juristische Grundsätze abgeschafft. Musste in Zeiten der 
Regierung Kohl noch das Arbeitsamt’ nachweisen, dass 
ein Job als zumutbar galt, bevor es Sanktionen verhängen 
konnte, wird ab diesem Sommer die Beweispflicht bei 
den Arbeitslosen liegen. 

Nicht nur die Häufigkeit der Sanktionierung steigt, 
sondern auch ihre Intensität. Neuerdings wird dement- 
sprechend bereits bei der ersten Weigerung, einer 
Aufforderung des Arbeitsamtes zu einer Fortbildungs- 
mafßnahme oder einem Vorstellungsgespräch nachzu- 
kommen, eine Sperre verhängt. Als humanistischen Zug 
möchte die Bundesregierung die Novation verkaufen, 
dass künftig auch weniger als 12 Wochen Sperre verhängt 
werden können. Dabei fällt nebenbei völlig unter den 
Tisch, dass somit die härteste Sanktion des Arbeitsamtes, 
die bisher nur bei wiederholtem »Fehlverhalten« Anwen- 
dung fand, zur Regel wird. 

Der allgemeine Trend zur Ausweitung des staatlichen 
Arbeitszwangs spiegelt sich im Aufkündigen des 
sozialpolitischen Konsenses der deutschen Nachkriegs- 
gesellschaft wieder. Dem Sozialsystem kam demnach die 


Aufgabe zu, über Bildung vermittelte Statusunterschiede 
zwar beizubehalten, aber dennoch einen Schutz vor 
prekärer Beschäftigung und den Risiken des Berufslebens 
zu bieten. Dem entgegen soll die Auffassung öffentlicher 
Konsens werden, dass jede Arbeit, und sei sie noch so 
schlecht bezahlt, angenommen werden muss. Alles in 
allem ein weiterer harter Schlag für die Arbeitslosen. 

Für die Einstellung älterer Arbeitsloser entfällt künf- 
tig der Beitrag der KapitalistInnen an der Arbeitslosen- 
versicherung. Aufgaben, die bisher die Personalabteilun- 
gen der Unternehmen übernommen haben, werden 
künftig vom Arbeitsamt erledigt. Die Arbeitsämter wer- 
den hierzu sogenannte JobCenter gründen, welche die 
Arbeitsvermittlung übernehmen werden. JobCenter 
sollen als Schnittstellen zwischen Arbeitssuchenden und 
Unternehmen dienen, in denen sich dann die Betriebe 
»ihre« maßgeschneiderten Arbeitslosen abholen können. 
Zusätzlich sollen die Arbeitsämter mit Zeitarbeitsfirmen 
Personal-Service-Agenturen (PSA) einrichten, die dann 
Erwerbslose einstellen und weitervermieten sollen. Für 
den Fall, dass das gerade nicht möglich ist, wird für deren 
Weiterbildung gesorgt. 

Zusätzlich fand mit der Etablierung der »Ich-AG« die 
faktische Legalisierung der Scheinselbstständigkeit statt. 
Formal selbstständige Personen erhalten dadurch ihre 
gesamten Aufträge von einem Unternehmen, wodurch 
sie zwar von ihm wie reguläre Angestellte abhängig wer- 
den, im Unterschied zu diesen aber nicht sozial 
abgesichert sind. 

Was die restlichen Pläne der Hartz-Kommission 
anbelangt, darf man bereits auf 2004 gespannt sein. 
Dann sind laut Schröders Regierungserklärung die nächs- 
ten Schritte auf dem Weg zur gesetzlichen Umsetzung der 
Hartz-Vorschläge im Zuge der AGENDA 2010 vorgese- 
hen. 

Viel ist zwar noch nicht bekannt, doch sollen zumin- 
dest Arbeitslosen- und Sozialhilfe auf dem Niveau der 
Sozialhilfe zusammengefasst und die Bezugsdauer des 
Arbeitslosengeldes weiter verkürzt werden. 


Gute SozialistInnen sterben vor der Rente 


Auch für die Rente und die Krankenversicherung arbeitet 
die Bundesregierung an der Neukonzeptionierung. Dazu 
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' Die Verwendung die- 
ses Begriffes ist bereits 
zu kritisieren, da ihm so- 
wohl eine mechanische 
Auffassung von Gesell- 
schaft, als auch die Affir- 
mation patriarchaler Be- 
völkerungspolitik zugrun- 
de liegt, sowie einen 
instrumentellen Bezug 
auf die in einer Gesell- 
schaft lebenden Men- 
schen deutlich macht. 


? Füreine kurze Einfüh- 
rung in die Theorien der 
Regulation siehe: Joa- 
chim Hirsch, Der natio- 
nale Wettbewerbsstaat. 
Staat, Demokratie und 
Politik im globalen Kapi- 
talismus, Berlin 1995. Für 
einen tieferen Einstieg in 
die aktuelle regulations- 
theoretische Debatte sie- 
he: Karin Waringo: Die 
Internationalisierung der 
Produktion in der franzö- 
sischen Regulations- 
theorie. Frankfurt/Main/ 
New York 1998. 


°  Strukturell antagonis- 
tisch meint hier, dass es 
in kapitalistischen Ge- 
sellschaften immer Posi- 
tionen gibt, deren Inte- 
ressen sich objektiv wi- 
dersprechen, seien es 
die Interessen konkur- 
rierender Einzelkapita- 
lien oder zwischen Un- 
ternehmen und Arbeiter- 
Innen bezüglich der Ver- 
teilung des Mehrwerts. 
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hat sie im letzten Jahr die sogenannte Rürup- 
Kommission zur Reform des Renten- und Gesundheits- 
wesens ins Leben gerufen, die im Herbst diesen Jahres 
ihren Abschlußbericht vorlegen soll. Als diskutabel gelten 
mittlerweile alle Vorschläge, die eine Senkung der 
Lohnnebenkosten bewirken könnten. Geplant ist, soviel 
ist jetzt schon bekannt, das Renteneinstiegsalter um zwei 
Jahre anzuheben. 

Langfristig soll die private Zusatzversicherung im 
Rentensystem ein stärkeres Gewicht bekommen. Infolge- 
dessen wird das »Altersrisiko« von der gesellschaftlichen 
in die individuelle Verantwortung verwiesen. 

Die Vorschläge der Rürup-Kommission zur Gesund- 
heitsreform sind noch nicht bekannt, dafür einige aus 
dem Bundesgesundheitsministerium. So sollen die 
Krankenkassen von angeblich versicherungsfremden 
Leistungen wie dem Krankengeld befreit werden. Dafür 
soll eine private Zusatzversicherung eingeführt werden. 

Um den Wettbewerb im Gesundheitswesen zu 
erhöhen, soll auch bei den niedergelassenen Ärztinnen 
eine Fallpauschale zur Berechnung der Behandlungs- 
kosten eingeführt werden. Danach wird dann nicht mehr 
die individuelle Behandlung bezahlt, sondern nur die 
Durchschnittskosten der entsprechenden Krankheit. 
Nicht nur, dass dabei soziale Einflüsse auf den Krank- 
heitsverlauf nicht berücksichtigt werden können, auch 
die relativ kostenintensive und vor allem nicht allgemein 
kalkulierbare Behandlung von psycho-somatischen 
Krankheiten dürfte somit komplett entfallen. 

Weiterhin soll, wie bereits jetzt bei der Zahnversor- 
gung, ein Bonussystem für regelmäßige Vorsorgeunter- 
suchungen eingeführt werden. Das kommt einer relati- 
ven‘ »Verteuerung« vermeintlich individuell verschulde- 
ten gesundheitsschädigenden Verhaltens gleich und wird 
somit zum Zwang zur Vorsorge. Dementsprechend soll 
auch die Höhe der Zuzahlungen zu Medikamenten und 
Behandlungen nicht mehr vom Einkommen, sondern 
vom »Gesundheitsbewusstsein« der PatientInnen abhän- 
gen. Zusätzlich soll mit einem Präventionsgesetz die 
Vorbeugung »zur vierten Säule des Gesundheitswesens« 
erhoben werden. 

In Verbindung mit der Ankündigung, gesundheits- 
förderntes Verhalten künftig zu honorieren, kann man 
sich schon jetzt ein Bild davon machen, was das letzt- 
endlich bedeutet: eine erhöhte Abgabenlast für alle, die 
nicht selbstständig und vorausschauend ihre eigene 
Arbeitsfähigkeit garantieren wollen oder können. 

Die Vergabe von Leistungen ausschließlich aufgrund 
des Bedürfnisses — jahrzehntelang ein Grundsatzes des 
Gesundheitswesens — wird damit weitestgehend abge- 
schafft. Demgegenüber soll der Anteil der Kapitalis- 
tInnen an den Krankenversicherungsbeiträgen sinken. 

Am stärksten wird der Paradigmenwechsel der 
deutschen Sozialpolitik durch die angekündigten Ein- 
schränkungen der Tarifautonomie deutlich. So soll es den 
Unternehmen ermöglicht werden, ohne Zustimmung der 
Gewerkschaften »zur Beschäftigungssicherung« tarifver- 
tragswidrige Lohnkürzungen vorzunehmen. Da dadurch 
ArbeiterInnenvertretungen in der Konsequenz keinerlei 
Mitspracherecht mehr bleibt, bedeutet diese Veränderung 
nichts geringeres, als das Ende der Tarifautonomie und 
damit die Aufkündigung des für die Sozialpolitik zen- 
tralen und für die deutsche Gesellschaft charakteristi- 


schen institutionalisierten Klassenkompromisses. 
Warum das Wasser nicht überkocht 


Die angeführten Gründe für den Abbau wohlfahrtsstaat- 
licher Leistungen variieren dabei je nach der institu- 
tionellen Trägerschaft dieser Leistungen. So wird der 
Umbau der Finanzierung des Rentensystems mit der 
demographischen Entwicklung! in der Bundesrepublik 
legitimiert, da andernfalls im Jahr 2060 auf 100 
Erwerbstätige 71 RentnerInnen kämen. Die Finanzie- 
rung wird weiterhin durch die seit den siebziger Jahren 
kontinuierlich ansteigende Arbeitslosigkeit erschwert. 
Hierin sind sich von der CDU bis zu ATTAC und ver.di 
alle einig. Differenzen existieren höchstens hinsichtlich 
der Ausgestaltung des neuen sozialpolitischen Projekts. 
Während Union und Regierung ein Modell bevorzugen, 
das zur Vermeidung einer Abgabenerhöhung Leistungs- 
kürzungen vornimmt, wird von linker Seite eine Reform 
des Finanzierungssystems durch eine Mehrbelastung der 
Unternehmen stark gemacht. Durch eine steuerliche 
Finanzierung wären zwar die Sozialleistungen auf 
momentanem Niveau aufrechtzuerhalten, nur finden 
sämtliche Reformen unter der Maßgabe statt, den 
Wirtschaftsstandort attraktiv zu halten. Eine steuerliche 
Mehrbelastung ist dafür wiederum kontraproduktiv. 

Das Ende der sozialen Kompromisse der deutschen 
Nachkriegsgesellschaft kann ein Blick in die Theorien der 
Regulation? erklären helfen. Sie gehen davon aus, dass es 
weder eine lineare Logik kapitalistischer Entwicklung, 
noch ein »reines«, aus abstrakten Kategorien ableitbares 
Wirken des Wertgesetzes gibt. Demzufolge lässt sich der 
Umgang einer Gesellschaft mit ihren Konflikten nicht 
aus dem Kapitalismus an sich, sondern nur aus seiner 
jeweiligen historisch spezifischen Form erklären. 

Darauf aufbauend stehen Regulationstheorien vor der 
Frage, wie die für den Verwertungsprozess notwendige 
gesellschaftliche Stabilität unter den strukturell antago- 
nistischen’ Bedingungen des Kapitalismus überhaupt 
möglich ist. 

Dazu bedarf es eines Komplexes gesellschaftlicher 
Institutionen und Normen, in die sowohl die politisch- 
administrativen, als auch die ökonomischen Formen und 
Prozesse eingebettet sind. Dieser sorgt dafür, dass die 
gegensätzlichen, konfligierenden Handlungen und Inte- 
ressen gesellschaftlicher Akteure konform mit den 
Bedingungen der Kapitalverwertung ablaufen. Die 
Ergebnisse dieser widersprüchlichen Handlungen fließen 
wiederum in institutionalisierte Kompromisse, wie 
beispielsweise Tarifverträge oder Mindestlöhne ein und 
bilden dadurch die konkrete Gestalt der Produktions- 
und Zirkulationssphäre aus. Regulationstheorien ver- 
suchen, die konkreten historischen Formen jenseits der 
allgemeinen kapitalistischen Struktur durch die Katego- 
rien des Akkumulationsregimes und der Regulations- 
weise zu erfassen. Das Akkumulationsregime bezeichnet 
die besondere Art und Weise der Entsprechung zwischen 
Produktionsbedingungen, deren Entwicklung und dem 
gesellschaftlichen Verbrauch. Außerdem bezeichnet es das 
spezifische Verhältnis zwischen Produktions-, Reproduk- 
tionszusammenhang und dem Weltmarkt. Das fordisti- 
sche Akkumulationsregime besteht demnach u.a. aus der 
regulären Lohnarbeit, der damit verbundenen allge- 
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® Das Bretton-Woods- 
System sorgte bis An- 
fang der siebziger Jahre 
mit dem goldgebunde- 
nen Dollar als Weltgeld 
für stabile Wechselkurse 
im internationalen Wa- 
ren- und Kapitalverkehr. 
Zu einer Betrachtung 
dieses Systems unter 
regulationstheoretischen 
Gesichtspunkt siehe 
ebenfalls: Hirsch, Wett- 
bewerbsstaat, 83 ff. 
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meinen Schulpflicht zur Reproduktion der Arbeitskraft. 
Automobilproduktion wird beispielsweise erst rentabel, 
wenn durch Lohnsteigerung der individuelle Konsum so 
weit angeregt werden kann, dass auch genügend Autos 
verkauft werden können. Hierzu ist aber wiederum tay- 
loristische Fließbandfertigung nötig, die die Arbeitsinten- 
sität so weit verdichtet, dass eben auch Lohnsteigerungen 
kompensiert werden können. 

Die Regulationsweise ist dagegen der konkrete 
Modus der Formung und des Arrangements antagonisti- 
scher Interessen, so dass die Bedingungen der Kapital- 
verwertung unter dem jeweiligen Akkumulationsregime 
gewährleistet bleiben. Soziale Widersprüche wurden im 
Fordismus durch starke Gewerkschaften und einen 
sozialpartnerschaftlichen Aushandlungsprozess reguliert. 
Es musste für eine allgemeine Arbeitsdisziplin gesorgt 
werden. Kontinuierlich steigende Löhne und ein soziales 
Sicherungssystem gewährleisteten einen stabilen 
Massenkonsum. Dem gemäß ist die Stabilität einer his- 
torischen Gesellschaftsformation bedingt durch die 
Vereinbarkeit von Akkumulations- und Regulationswei- 
se. Dabei steuert der Staat nicht die Regulation, er stellt 
lediglich deren Rahmenbedingungen und garantiert 
ihren Prozess, ist ihr aber selbst unterworfen, da 
Veränderungen in den Akkumulationsbedingungen im- 
mer auch eine Modifikation der administrativen 
Apparate mit sich bringen. So muss der Staat auf eine 
Veränderung der technischen Produktionsfaktoren z.B. 
mit einer Anpassung der universitären Grundlagenfor- 
schung oder auch der Arbeitsschutzbestimmungen 
reagieren. Darüber hinaus ist die formal vom Staat 
unabhängige zivile Gesellschaft, wie das Verbandswesen, 
Interessengruppen etc., ein weiterer wesentlicher Be- 
standteil des regulativen Systems. Dort werden Wert- und 
Ordnungsvorstellungen ausgehandelt, sowie Vorstel- 
lungen über die Ausgestaltung gesellschaftlicher Prozesse 
entwickelt. Durch ihre Offenheit ermöglicht sie die 
Institutionalisierung sozialer Kompromisse und den 
Ausgleich antagonistischer Interessen. Da dies aber noch 
nicht ausreicht, um gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
gewährleisten, ist ein die Individuen miteinbeziehender 
Konsens über die allgemeinen Ordnungsvorstellungen 
der Gesellschaft notwendig. 


Zusammenbruch oder Transformation 


Die Krisenhaftigkeit des Kapitalismus rührt nun der 
Regulationstheorie zufolge aus dem Widerspruch eines 
dynamischen Akkumulationsprozesses und der über 
einen bestimmten Zeitraum relativ konstanten Regula- 
tionsweise, die ab einem gewissen Punkt den sich kon- 
tinuierlich verändernden Akkumulationsprozess bremst. 
So behindert die institutionalisierte Form des Normal- 
arbeitsverhältnisses, also ein an 40-Stunden-Woche und 
kontinuierlichem Lohnzuwachs orientiertes zertifiziertes 
Berufssystem eine Akkumulationsweise, die auf Informa- 
lisierung und flexiblen Arbeitszeiten und -inhalten beruht. 

Sobald die öffentlichen Diskurse ein Bewusstsein von 
der Krise erlangt haben, werden dann soziale Kompro- 
misse aufgekündigt, und der Institutionenkomplex der 
spezifischen Regulationsweise zerbricht. In den darauf 
aufkommenden sozialen Antagonismen und Kämpfen 
wird der Versuch der Neuordnung der Gesellschaft aus- 


gehandelt. Dabei ist die Durchsetzung einer neuen 
Regulationsweise an die Entwicklung eines hegemonialen 
Projekts geknüpft, das alle zur Realisierung ihrer 
Interessen als notwendig erachten und ihnen als ideolo- 
gischer Bezugsrahmen dienen kann. Es entsteht in der 
Kombination unterschiedlicher Diskurse durch Neuan- 
ordnung bereits existenter ideologischer Elemente. 

Die aktuelle Debatte um die Transformation des 
Wohlfahrtsstaats und Ansätze ihrer Umsetzung stellen 
der Regulationstheorie zufolge also die Aufkündigung der 
sozialen Kompromisse und Arrangements, die für die 
bisherige, an ein fordistisches Akkumulationsregime 
gebundene Regulationsweise charakteristisch und not- 
wendig waren, dar. Die Form der neu entstehenden 
Regulationsweise wird maßgeblich von zwei Faktoren 
bestimmt. Zum einen durch die Form und die Intensität 
der sozialen Auseinandersetzungen, welche infolge der 
sozialen Verschärfungen und Verwerfungen, die das Ende 
des bisherigen gesellschaftlichen Konsenses in der Regel 
mit sich bringt, ausgetragen werden. Zum anderen durch 
die Anforderungen des neu zu etablierenden Akkumula- 
tionsregimes, das von neuen Kommunikations- und 
Produktionstechnologien, radikalen Veränderungen der 
Betriebsorganisation, sowie Flexibilisierung der Arbeits- 
verhältnisse gekennzeichnet ist. Über diese neue Form 
Regulationsweise ermöglicht die 
Regulationstheorie allerdings keine Prognose, die nicht 


einer künftigen 


auch schon die römischen Auguren aus der Gänseleber 
hätten lesen können. 


Die Zukunft der Regulation 


Vor dem hier aufgezeigten Hintergrund erscheint die in 
Teilen der Linken gehegte Hoffnung, mit den NGO’s 
einen Akteur auf internationaler Ebene zu etablieren, 
lediglich als ein eigener Beitrag zu den Auseinan- 
dersetzungen um eine internationale Regulationsweise 
nach dem Zusammenbruch des Bretton-Woods-Systems’ 
und damit dem Versuch der Bestandserhaltung des kapi- 
talistischen Systems auf dem neuen Akkumulations- 
niveau. 

Der Ausgang dieser Entwicklung ist momentan noch 
nicht absehbar. Es ist davon auszugehen, dass es noch zu 
grundlegenderen Einschnitten in die Institutionen des 
sozialen Kompromisses kommen wird. Dabei ist es aber 
nicht zwangsläufig so, dass durch die sozialen Umbrüche 
und Konflikte ein dauerhafter gesellschaftlicher Kom- 
promiss und damit eine neue Regulationsweise entstehen 
muss. 

Für die Linke stellt sich innerhalb dieser und kom- 
mender Auseinandersetzungen die Aufgabe, nostalgische 
Sehnsüchte nach an staatliche Institutionen gebundene 
Wohlfahrt als staatsaffırmierend zu denunzieren und 
bestenfalls die Entstehung eines neuen gesellschaftlichen 
Kompromisses zu verhindern. Dies heißt allerdings nicht, 
eine dem zugrundeliegende Anspruchshaltung gleich mit 
zu beerdigen. Im Gegenteil. In Umkehrung einer unsäg- 
lichen Volksweisheit sollte sich eine radikale Linke dem 
Grundsatz verpflichtet fühlen: Wer schon nicht arbeitet, 
soll dafür wenigstens gut essen! 


PHAsE 2, LEIPZIG 


Wenn die Furcht zu 
irren der Irrtum selbst ist ... 


VON DER NOTWENDIGKEIT EINER KLASSENKÄMPFERISCHEN 
PRAXIS FÜR DIE LINKE 


eit einigen Jahren ist Kapitalismuskritik wieder en 

vogue. Auch innerhalb der radikalen Linken 

scheint diese nicht mehr mit Ökonomismus 
assoziiert zu werden. Ganz im Gegenteil: Es wird eine 
richtige — ergo nicht verkürzte — Kapitalismuskritik ein- 
gefordert. Dennoch ist wohl die radikale Linke in 
Deutschland eine der wenigen, bei welcher die Inter- 
vention in das soziale Verhältnis Kapitalismus Skepsis 
hervorruft. Antikapitalistische Praxis hat scheinbar noch 
nichts von ihren klischeehaften Auswüchsen der vergan- 
genen Jahrzehnte verloren: Bedeutet das nicht morgens 
früh aufstehen und schlaftrunken vor Fabriktoren 
schlecht gelaunten ArbeiterInnen Flugblätter in die 
Hand drücken? Oder endet man nicht kurz oder lang als 
reformistischer Gewerkschaftsaktivist? Und überhaupt: 
Sollte sich eine Linke — besonders in Deutschland nicht 
erst einmal ein grundlegendes Verständnis von dem erar- 
beiten, was Kapitalismus ist, bevor sie praktisch interve- 
niert? 


I. Die soziale Frage - ein Herrschaftsprojekt 


Wird Kapitalismuskritik mit dem Versuch verknüpft, 
Felder praktischer Intervention zu finden und auszu- 
loten, so meist unter dem Begriff der »sozialen Frage«. 
Bereits hier wird klar, warum es so schwer ist, eine 
radikale Praxis zu entwickeln. Die soziale Frage war 
immer ein Herrschaftsprojekt. Historisch führte sie Bis- 
marck Ende des 19. Jahrhunderts ins Feld, um die erstar- 
kende ArbeiterInnenbewegung und soziale Kämpfe 
herrschaftsförmig einzubinden. Damit gingen erkämpfte 
Errungenschaften nicht einfach verloren, aber dem 
Projekt Sozialismus/Kommunismus wurde die soziale 
Frage entgegengestellt und viele emanzipatorische 
Begierden wurden in der sozialstaatlichen Institutiona- 
lisierung eingebunden und in dieser Form kanalisiert. 
Aber dass es heute innerhalb der radikalen Linken keiner- 
lei alternative Begriffe gibt, deutet - dem Materialismus 
verpflichtet — auf reale gesellschaftliche Verhältnisse hin. 
Auf der einen Seite hat sich ein großer Teil der ehemali- 
gen ArbeiterInnenbewegung — wie die Gewerkschaften — 
auf die soziale Frage eingelassen und bewegt sich auch 
nur noch in diesem herrschaftsförmig abgesteckten 
Rahmen: Sozialstaat, Lohnkämpfe, Mitbestimmung etc.. 
Auf der anderen Seite hat die radikale Linke den Bezug 
zu sozialen Kämpfen — zu historisch geführten wie den 
aktuellen — bereits so weit verloren, dass sie sich diesen 
nur mit dem Begriff der sozialen Frage nähern kann. Der 
Begriff »Kommunismus« ist zu einer hohlen Phrase der- 
jenigen geworden, die hinter aktuellen Kämpfen nur die 


Reaktion wittern. Das Verständnis und die Erfahrung 
jahrzehntelanger Kämpfe scheinen verschüttet. 


Il. Kapitalismus — Der Begriff ist alles die Bewegung 
und das Ziel nichts 


Was in der linken Theoriebildung gänzlich zu kurz 
kommt, ist eine Verständigung über die Reichweite von 
Theorie. Damit ist weniger das gern beklagte Auseinan- 
derfallen von Theorie und Praxis gemeint. Vielmehr geht 
es um die Frage, welche Relevanz eine theoretische Kritik 
am Kapitalismus in konkreten Auseinandersetzungen 
zukommt bzw. wie das Verhältnis zu gesellschaftlichen 
Praxen ist. Diese Frage scheint beantwortet, bevor sie 
richtig gestellt wurde: Nur in der theoretischen Kritik ist 
die Distanz zum Gegenstand — dem Kapitalismus — so 
groß, dass die Gefahr, sich in seinen Fängen zu verstrik- 
ken, gering ist. Der unterstellte totale Verblendungs- 
zusammenhang gebietet deshalb nur diese Form der 
Intervention. Aber nur selten werden die Bedingungen 
der Möglichkeit dieser Kritik ausgewiesen und damit 
bleibt Kritik nur Habitus. 

Die richtige Einsicht, dass im Kapitalismus alle unter 
gesellschaftlichen Zwängen stehen und nur unter diesen 
gehandelt werden kann, schlägt in Angst um. Angst, die 
Verhältnisse nicht grundlegend überwinden zu können 
und damit eigentlich auf der Stelle zu treten oder die 
Verhältnisse nur immer wieder neu oder gar besser einzu- 
richten. Schließlich wird diese Praxis Opfer bürgerlicher 
Vorstellungen von Öffentlichkeit, Rationalität und 
Aufklärung. Denjenigen, an die radikale Positionen oder 
Forderungen heran getragen werden, soll die Absurdität 
des Ganzen und die Rationalität des eigenen Projekts ein- 
sichtig gemacht werden. Die Rationalität des alltäglichen 
Irrsinns liegt aber in Alltagspraxen. Der radikalste Aus- 
druck bürgerlichen Aufklärertums ist eine neue Form 
von Idealismus. Den bringen die Antideutschen Kom- 
munisten so auf den Punkt: »Wenn es gelingen würde, 
dem Kommunismus als Idee (Hervorhebung v. uns) 
wieder Leben einzuhauchen, dann wären auch die tages- 
politischen Fragen weniger verwirrend.«' 

Eine befreite Gesellschaft hängt nicht daran, der Idee 
davon Leben zu verleihen, sondern daran, sie im Alltag 
zu verwirklichen. Sich auf diese Ebene einzulassen, 
bedeutet immer in konkreten Auseinandersetzungen ver- 
strickt zu sein. 

Gegenüber dem messianischen Aufklärertum gilt es 
das Primat der Praxis zu betonen. Die Vorstellungen von 
der Welt, gesellschaftlichen Verhältnissen sowie Ideolo- 
gien sind keine einfach aufzuklärenden Missstände in 
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' Phase 2, Nr. 7/2003, 
78. Marx, der für die 
sogenannten Kommu- 
nisten eine Autorität 
darstellt, klärt in der 
Deutschen Ideologie auf: 
»Der Kommunismus: ist 
für uns nicht ein Zu- 
stand, der hergestellt 
werden soll, ein Ideal, 
wonach die Wirklichkeit 
sich zu richten haben 
[wird]. Wir nennen Kom- 
munismus die wirkliche 
Bewegung, welche den 
jetzigen Zustand aufhebt. 
Die Bedingungen dieser 
Bewegung ergeben sich 
aus der jetzt bestehen- 
den Voraussetzung.« 
(Marx-Engels-Werke, 
Berlin 1956 ff., Bd. 3, 
35.) 
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? Marx-Engels-Werke, 
Berlin 1956 ff., Bd. 23, 
562. 


° http://www.kanak- 
attak.de/text/ford- 
streik.html 


* http://www.respect- 
netz.de/ 


° Karl-Heinz Roth: Die 


Wiederkehr der Proleta- 
rität, Köln 1994, 32. 
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den Köpfen der Menschen. Vielmehr haben diese eine 
Materialität in alltäglichen Praxen: Im täglichen 
Einkaufen, in Lebensrhythmen wie Aufstehen und zur 
Arbeit gehen, in Auseinandersetzungen um Lohn, -in 
Verhaltensweisen als Lohnabhängige/r, Konsument/in, 
deutsche/r Staatsbürger/in, Mann und Frau. An diesen 
täglich bewusst und unbewusst vollzogenen Praxen gilt es 
anzusetzen. 

Zum Beispiel Lohnkampf: Für Marx ist der Lohn- 
fetisch — also die Naturalisierung eines gesellschaftlichen 
Verhältnisses — der zentrale Moment, an dem das 


Abgrenzung, die aber nicht im Modus der Kritik verläuft. 
Was bei ersteren fehlt, Kritik, schlägt bei letzteren in 
Denunziation um. Offensichtliche Absurditäten werden 
so — ohne Differenzierung verschiedener Strömungen — zu 
einem homogenen Etwas verdichtet und angeklagt. Eine 
Verantwortung für linke Geschichte wird nicht über- 
nommen. Kritik lässt sich auf seinen Gegenstand ein, 
führt Unterscheidungen ein und fragt vor allem nach den 
Bedingungen des Kritisierten. Diejenigen innerhalb der 
linken Geschichte — Querulanten und sonstige Abweich- 
ler —, die die richtigen und noch nicht beantworteten 


»IN DER AUSEINANDERSETZUNG MIT LINKER GESCHICHTE HERRSCHEN ZWEI 
IDEALTYPEN VOR. ZUM EINEN FOLKLORE, ZUM ANDEREN DENUNZIATION.« 


Ausbeutungs- und Herrschaftsverhältnis unter der Geld- 
beziehung zwischen Lohnarbeit und Kapital ver- 
schwindet. Die Mehrarbeit erscheint als bezahlt und auf 
dieser »Erscheinungsform [...] beruhen alle Rechtsvor- 
stellungen des Arbeiters wie des Kapitalisten, alle 
Mystifikationen der kapitalistische Produktionsweise, alle 
ihre Freiheitsillusionen.«” Das Verhältnis, das sich im 
Lohn ausdrückt, stellt sich aber nicht einfach über ein 
objektives Gesetz her, sondern aktives Abschließen von 
Arbeitsverträgen, Formulierung von Interessen und 
Lohnvorstellungen in Gewerkschaften etc. bilden die 
Grundlage. Die zentrale Fetischform »Lohn« ist also 
nicht unabhängig von alltäglichen Praxen zu denken, die 
ihr eine materielle Existenz verleihen. Somit ist es der 
Klassenkampf, der die Bedingung der Erkenntnis legt. 

Die Alltagspraxen der Menschen bleiben nicht 
notwendigerweise an die bürgerlichen Formen gebunden, 
gerade weil der Kapitalismus ein antagonistisches 
Verhältnis ist, in dem immer wieder soziale Konflikte auf- 
brechen. Die kapitalistische Produktionsweise kann sich 
gar nicht aus sich selbst heraus reproduzieren. Es ist eine 
gewisse Lebensweise der Menschen notwendig, nach der 
jene Konflikte in einer bestimmten Art und Weise reali- 
sieren und verarbeiten. Erst diese Lebensweise mit ihren 
Praxen und Vorstellungen garantiert das Verhältnis. 
Nicht nur hier kann angesetzt werden, sondern auch an 
den ganz offensichtlichen Repressionen: Den Instrumen- 
ten der sozialen Kontrolle, von Kontrolleuren des Sozial- 
amts bis hin zu denen in der U-Bahn. 


Ill. Tradition oder Denunziation 


In der Auseinandersetzung mit linker Geschichte 
herrschen zwei Idealtypen vor. Zum einen Folklore, zum 
anderen Denunziation. Auf der einen Seite wird die 
eigene Identität mit »ruhmreicher« Vergangenheit 
begründet und gestärkt. Die Selbstvergewisserung ver- 
läuft entlang von Ritualen, Mythen und Symbolen, die 
eine inhaltliche Auseinandersetzungen ausspart. Auf der 
anderen Seite findet innerhalb der radikalen Linken 
inzwischen kaum noch Kritik statt, sondern Denunzia- 
tion. Hier funktioniert die Versicherung der eigenen 
Legitimation mit umgekehrten Vorzeichen: Die eigene 
Daseinsberechtigung und Identität speist sich aus der 


Fragen gestellt haben, werden nicht Gegenstand der 
Kritik, bzw. erst gar nicht wahrgenommen: So wie die 
von Karl-Heinz Roth beschriebene »andere Arbeiterbe- 
wegung«. Diese verweigerte sich dem Lohnsystem, einem 
positiven Arbeitsbegriff und lehnte die Institutionalisie- 
rung von Kämpfen ab. Beispiele sind die JobberInnenbe- 
wegung oder die Kämpfe der MigrantInnen? in den sieb- 
ziger Jahren. Diese wurden entlang von unmittelbaren 
Konflikten um Lohn, Kindergeld oder Bandgeschwindig- 
keiten geführt und stehen bis heute als Bezugpunkte für 
Selbstorganisierung und offensiven Antirassismus. Ande- 
re Beispiele sind die Organisierungsprozesse von illega- 
lisierten Hausarbeiterinnen‘ unter den Bedingungen von 
geschlechtsspezifischer und rassistischer Arbeitsteilung. 


IV. Neue Subjektivitäten —- neue Kämpfe? 


Der in diesem Text benutzte Begriff der »Intervention« 
zeigt ein Dilemma auf. Als linksradikale Gruppe wird in 
einem Feld interveniert, d.h. es liegt ein äußerliches 
Verhältnis vor — eine Form von Stellvertreterpolitik. 
Anfang der neunziger Jahre herrschte bei einigen Linken 
dagegen die Hoffnung, dass sich dieses Problem erledigen 
werde. Exemplarisch für diese Debatte hatte es Karl 
Heinz Roth als Pluspunkt gewertet, »dass wir Linke im 
Gegensatz zu den sechziger und siebziger Jahren seit 
einiger Zeit von den sozialen Umschichtungen direkt 
betroffen sind. [...] Der größte Teil der Linken ist inzwi- 
schen selbst prekär, an flexibilisierte Arbeitsverhältnisse 
gefesselt oder freiwillig-unfreiwillig in das Lager der selb- 
ständigen ArbeiterInnen übergewechselt. [...] Die Kluft 
zwischen subjektiver Klassenlage und sozialistischem 
Anspruch hat sich im Sog der allgemeinen Reproletari- 
sierung weitgehend aufgelöst.« 

Bisher hat diese Entwicklung jedoch kaum zu einer 
neuen Form von Kämpfen geführt. Nicht zuletzt deshalb, 
weil die studentisch geprägte radikale Linke trotz dieser 
Entwicklung immer noch die Sahnegarnitur dieser 
Reproletarisierung darstellt. 

Die Call Center Ofensive (CCO) in-Berlin ist dage- 
gen ein Beispiel dafür, wie klassenkämpferische Politik 
aussehen könnte. Nach der u.a. von FelS organisierten 
Existenzgeldkonferenz 1999 wurde den OrganisatorIn- 
nen der AG zur Prekarisierung klar, dass ein konkretes 


Projekt entwickelt werden müsste. Einige GenossInnen 
arbeiteten selbst in Call Centern oder hatten Agents in 
ihrem Bekanntenkreis. Dieser unmittelbare Bezug wurde 
zum Ausgangspunkt der Organisierung genommen. In 
den letzten drei Jahren gab es in Berliner Call Centern 
mehrere Konflikte, an denen die CCO in unterschied- 
licher Weise beteiligt war. Kämpfende Agents wurden 
durch Pressearbeit und Kundgebungen unterstützt, 
offene Treffen wurden ausgerichtet, damit Agents sich 
organisieren konnten und in kleineren Rahmen wurde 
Rechtsberatung organisiert. 

An diesem Punkt sind die Erfahrungen der CCO mit 
organisierten Antifa-Linken interessant. Im Fall von 
Arbeitskämpfen haben diese den Gewerkschaften häufig 
einen Alleinvertretungsanspruch zugewiesen. Aufgrund 
der Tatsache, dass Gewerkschaften bisher auf dem Feld 
der Telefondienstleistung kaum Fuß gefasst haben, eine 
eher fernliegende Vorstellung. Mit Arbeitskämpfen ver- 
banden viele Antifa-Linke bereits von vornherein etwas 
»Reformistisches«. Konsequenterweise sollte sich dann 
auch die zuständige Organisation darum kümmern: Die 
Gewerkschaft. Der Korporatismus und die Funktions- 
weise des »Rheinischen Kapitalismus« bleiben somit posi- 
tive Bezugspunkte, obwohl deren Mechanismen in prekä- 
ren Arbeitsverhältnissen noch weniger Orientierungs- 
punkte für die flexibel Arbeitenden bieten, als dies in den 
goldenen Zeiten des Fordismus der Fall war.‘ 

Die strukturelle Abwesenheit der Gewerkschaften in 
den neuen Arbeitsverhältnissen wird sich kurzfristig trotz 
gewerkschaftlicher Anstrengungen kaum aufheben 
lassen. Diese Lücke bieten auch der Linken neue 
Möglichkeiten. Der CCO ist es gelungen, aufgrund von 
Kontinuität, Kompetenz und der damit verbundenen 
Bekanntheit zeitweise zur ersten Anlaufstelle für Agents 
in Berlin zu werden. Wohlgemerkt eine Initiative, die 
immer darauf hingewiesen hat, dass sie keinen positiven 
Begriff von Arbeit hat und korporatistische Aushand- 
lungsmechanismen ablehnt. Die Linke konnte so in 
konkreten Alltagskämpfen wieder erkenn- und erfahrbar 
werden.’ 

Als AG Sozialer Widerstand haben wir uns nach län- 
geren Diskussionen dagegen entschieden in einen Bereich 
der neuen Arbeitsverhältnisse zu intervenieren. Da wir 
kaum Schnittflächen von gemeinsamer Betroffenheit 


— durch den Haupteingang ins Schwimmbad gelangen. 
Damit wurde deutlich, dass es nicht allein um zu hohe 
Preise geht, sondern die Warenförmigkeit selbst in Frage 
gestellt werden kann und das nicht als individueller Akt 
— heimlich über den Zaun klettern — sondern als kollek- 
tiver. Auch wird mit dieser offensiven Aneignungshaltung 
der sonst vorherrschenden Umverteilungsrhetorik eine 
Alternative entgegengestellt. Trotz dieses militanten 
Charakters wurde die Aktion von Schwimmbadbe- 
suchern und später auch in der Presse durchweg positiv 
aufgenommen. Die wachsende Empörung darüber, dass 
privatwirtschaftliche Verluste dort aufgefangen werden 
sollen, wo eh nichts zu holen ist, schlug in eine »Soli- 
darisierung niederer Intensität« um. Eine solche Stim- 
mung hat nichts mit einer grundsätzlichen Kapitalis- 
muskritik zu tun. Sie signalisiert aber, dass es innerhalb 
der Gesellschaft starke Widerstände gegen eine neoli- 
berale »Durchökonomisierung« des Alltags gibt und der 
scheinbare Konsens, dass überall gespart werden müsse, 
nicht uneingeschränkt geteilt wird. Mit der »Berlin 
umsonst!«-Kampagne’ wollen wir dieses Jahr mit anderen 
Gruppen diese Stimmung aufnehmen und kontinuierlich 
Aktionen entwickeln, welche die Spar- und Sachzwang- 
logik angreifen. Grundlage soll das Bedürfnis sein, eine 
Stadt auch ohne Geld und dem zugrundeliegenden 
Verwertungszwang erleben zu können. Die Aktionen 
beziehen sich primär auf öffentliche und private Einrich- 
tungen die alle nutzen müssen und wo verschiedene 
Leute in Kämpfen gemeinsame Erfahrungen machen 
können. Damit besteht die Möglichkeit, den Charakter 
des Protestes zu verändern, der bisher stark — wenn er 
überhaupt statt fand — von Partikularinteressen geprägt 
war. 


V. There is no alternative! — Experimentelle Praxis 


In der politischen Praxis ist die Unschuld immer schon 
verloren. Das bedeutet nicht, dass wir uns nicht verhed- 
dern könnten. Aber es bedeutet zumindest, dass wir wis- 
sen, wie wir uns aus diesen Fallstricken wieder »befreien« 
können und wie wir beim nächsten Anlauf den einen 
oder anderen umgehen können. »Experimentelle Praxis« 
bedeutet die Gefahr des »ERROR« einzugehen, welcher 


ohne einen Versuch in der Praxis erst gar nicht erfahrbar 


»EXPERIMENTELLE PRAXIS< BEDEUTET DIE GEFAHR DES »ERROR: EIN- 
ZUGEHEN, WELCHER OHNE EINEN VERSUCH IN DER PRAXIS ERST GAR NICHT 
ERFAHRBAR - UND DAMIT GEGENSTAND DER REFLEXION - WÄRE.« 


gefunden haben, wäre der Versuch tatsächlich eine Inter- 
vention von außen gewesen.® 

Statt dessen haben wir im Zuge der verstärkten Berli- 
ner Sparpolitik an Protesten in Bereichen teilgenommen, 
die uns alle unmittelbar betreffen. FelS beteiligte sich z.B. 
im letzten Jahr an Protesten gegen die Preiserhöhungen 
der Berliner Freibäder. Die Anhebung der Preise ist eine 
Reaktion auf die Verschuldung Berlins, u.a. verursacht 
durch Verluste der Berliner Landesbank bei Immo- 
bilienspekulationen in den neunziger Jahren. Bei der 
ersten Aktion konnten mehrere Leute — ohne zu bezahlen 


— und damit Gegenstand der Reflexion — wäre. Theorie 
im leeren Raum, über das »wenn« und »aber« und den 
Kapitalismus im allgemeinen hat die Richtschnur und 
den Gegenstand politischer Reflexion bereits verloren: 
die Praxis. 

Soziale und politische Kämpfe finden immer unter 
gegeben Rahmenbedingungen statt. Nicht nur der struk- 
turelle Zwang zur Verwertung sondern auch die hegemo- 
nialen Kräfteverhältnisse formieren das Feld. Von dieser 
Kräftekonstellation ist die Formierung der Diskurse ab- 
hängig, die bestimmen, welche Forderungen und Positio- 
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° So erfordert ein kämp- 
ferischer Betriebsrat jah- 
relanges Engagement 
und Kontinuität seiner 
Mitglieder. Von studie- 
renden Agents, die im 
Schnitt jedes Jahr den 
Betrieb wechseln, kann 
dies kaum garantiert 
werden. Bei einem Call 
Center gab es die Erfah- 
rung, dass der hart er- 
kämpfte Betriebsrat mit 
der Zeit zum verlänger- 
ten Arm der Geschäfts- 
führung wurde, nach- 
dem die Studis ausstie- 
gen und die wenigen 
Festangestellten wie 
TeamleiterlInnen in das 
Gremium kamen. 


” Genaueres zur CCO 
in arranca, Nr. 21, 2001 
und unter http://www.call 
centeroffensive.de. Im 
Ruhrgebiet haben einige 
Leute ebenfalls in den 
Call Center Bereich in- 
terveniert und ihre Er- 
fahrungen kürzlich in ei- 
nem Buch veröffentlicht 
(http://www. prol-posi- 
tion.net). 


® Eine konkretere Aus- 
einandersetzung mit 
neuen Arbeitsverhältnis- 
sen und (Schein-)Selbst- 
ständigkeit ist in der 
arranca, Nr. 22, nachzu- 
lesen. Leider ist die Anti- 
Kapitalismus AG des 
BgR Leipzig (vgl. Phase 
2, 03/2002) bei der 
Rezeption der post- 
operaistischen Thesen 
zur Transformation der 
Arbeit rein deskriptiv ge- 
blieben. Die fehlende, 
aber selbst eingefor- 
derte Kritik der Arbeit 
und die fehlende Frage, 
was das in praktischen 
Kämpfen bedeutet, bleibt 
in einem messianischen 
Hoffen, dass auf eine 
neue Vergesellschaftung 
neue Kämpfe folgen, 
stecken. 


° http://www.berlin- 
umsonst.tk 
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„gibt's auch bei Euch um die Ecke! 


Infoladen Augsburg, Altes Kautzengäßchen 6 

Infoladen Bad Blankenburg 

Buchladen Schwarze Risse, Gneisenaustraße 2a, Berlin 
Infoladen M99, Manteufelstraße 96, 10997 Berlin 
Infoladen Daneben, Liebigstr. 34, 10247 Berlin 
Buchladen Schwarze Risse Prenzlberg, Kastanienallee 85, Berlin 
Buchladen Eulenspiegel, Hagenbruchstr. 7, Bielefeld 
Infoladen Anschlag, Heeper Str. 127, Bielefeld 
Notstand, Universitätsstraße 150, Bochum 

Buchladen Le Sabot, Breite Str. 76, Bonn 
Antifaschistisches Cafe, Cyriaksring 55, Braunschweig 
Infoladen Bremen, St.-Pauli-Str. 10-12, Bremen 
Infoladen Dessau, Schlachthofstraße, Dessau 
Autonomes Antifacafe Dresden im AZ Conni, 
Rudolf-Leonhard-Str. 39, Dresden 

Buchladen Bibabuze, Aachener Str. 1, Düsseldorf 
Infoladen Sabotnik, Erfurt 

Ossietzky-Buchhandlung, Flensburg 

Infoladen und Archiv, Leipzigerstr. 91, Frankfurt/M 

jos fritz bücher, Wilhelmstr. 15, Freiburg 

Infoladen, Alter Wetzlarer Weg 44, Giessen 

Buchladen Rote Straße, Nikolaikirchhof 7, Göttingen 
Schwarzmarkt, Kleiner Schäferkamp 46, Hamburg 
Buchladen im Schanzenviertel, Schulterblatt 55, Hamburg 
Buchladen in der Osterstraße, Osterstr. 156, Hamburg 
Antifacafe B5, Brigittenstraße 5, Hamburg 

Infoladen Kornstraße, Kornstraße 28-30, Hannover 
Annabee Buchladen, Gerberstr. 6, Hannover 

Infoladen, Steingrube 19a, Hildesheim 

Infoladen Köln, Ludolf-Camphausen-Str. 36, Köln 
Conne Island, Koburger Str. 3, Leipzig 

Infoladen Leipzig, Koburger Str. 3, Leipzig 

B12, Braustraße 20, Leipzig 

Buchladen el libro, Bornaische Str 3d, Leipzig 
Infoladen Lübeck, Willy-Brandt-Allee 9, Lübeck 
Infoladen Ludwigsburg, Wilhelmstr. 45/1, Ludwigsburg 
Infoladen Mannheim, Jakob-Binder-Str. 10, Ludwigshafen 
Burgladen, Auf der Burg, Lutter 

Buchhandlung Roter Stern, Am Grün 28, Marburg 
Basis-Buchhandlung, Adalbertstr. 41b-43, München 
Infoladen München, Breisacherstr. 12, München 
Umweltzentrum, Scharnhorststr. 57, Münster 

Infoladen Stunk, Speicherstr. 1, Neubrandenburg 
Projekt Archiv, Am Förderturm 27, Oberhausen 
Infoladen, Ludwigstr. 110a, Stuttgart 

Infoladen Zehn im Ernst Kirchweger-Haus, Wielandgasse 2-4, Wien 
Cafe Klatsch, Marcobrunnerstr. 9, Wiesbaden 
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nen eine Eintrittskarte erhalten in das Feld dessen, was 
gemeinhin als vernünftigerweise noch diskutierbar gilt 
und welche nicht. 

Die Kritik an der Waren- und Klassengesellschaft 
hat in den letzten Jahren innerhalb der Linken wieder 
an Raum gewonnen. In konkreten Auseinan- 
dersetzungen Erfahrungen zu sammeln, ist überfällig. 
Die radikale Linke kann dazu beitragen, dass sich 
soziale Kämpfe zu einem kontinuierlichen Wider- 
stand entwickeln. Ihre Aufgabe ist es ebenso dazu 
beizusteuern, dass Erfahrungen nicht verloren gehen, 
sondern, dass ein kollektives Gedächtnis der Klasse 
entsteht. Klasse soll hier primär keine soziologische 
oder empirische Kategorie bezeichnen. Auch soll kein 
homogener Block konstruiert werden. In dem 
Verständnis von Klasse, auf das wir uns beziehen, 
entsteht sie durch geführte Kämpfe und erlebte 
Erfahrungen - inklusive der Erfolge und Niederlagen. 
Die aktuelle Transformation des Kapitalismus führt 
nicht nur zu einer Verschlechterung der Lebens- 
verhältnisse und einer Verschärfung der Ausbeu- 
tungsbedingungen. Es sind gleichzeitig starre gesell- 
schaftliche Formationen der Nachkriegszeit aufge- 
brochen, und mit der sogenannten Antiglobalisie- 
rungsbewegung entstand wieder Raum für Kapita- 
lismuskritik und größere Mobilisierung. Es wäre fatal, 
wenn die radikale Linke in dieser Situation nur 
Däumchen drehen würde. Nach den rassistischen 
Mobilisierungen und Pogromen Anfang der neun- 
ziger Jahre gewann die Feststellung an Einfluss, dass 
der »Widerstand« der subalternen Klassen nicht 
automatisch fortschrittlich sei. Die Enttäuschung 
darüber führte dazu, dass die soziale Frage nicht mehr 
von links thematisiert wurde. Es ist gerade ein 
Kennzeichen des Herrschaftsprojekts soziale Frage, 
dass es den alltäglichen Rassismus und die antisemi- 
tischen Ressentiments aufgreift und diese zum Zweck 
der Herrschaftsstabilisierung zu nutzen versucht. 
Damit ist noch lange nicht ausgesagt, ob und in 
welcher Form der Rassismus von oben und der von 
unten zueinander finden. Der vereinfachende »Triple 
Oppression«-Ansatz, der verschiedene Verhältnisse 
gleichwertig nebeneinander stehen lässt bzw. mit- 
einander addiert, kann gar nicht erkennen, wie sich 
diese Herrschaftsformen im Rahmen sozialer Ausein- 
andersetzungen als Projekt soziale Frage ausdrücken 
können. Wenn die weitverbreitete Kritik am Ras- 
sismus und Sexismus des Proletariats nun einfach 
durch den Vorwurf des Antisemitismus und der 
verkürzten Kapitalismuskritik in weiten Teilen der 
Bevölkerung ausgetauscht würden, hätte sich die 
radikale Linke abermals aus einem umkämpften Feld 
verabschiedet. 

Dies würde einem Versuch, das Begehren nach 
einer kommunistischen Gesellschaft zu reanimieren, 
zuwider laufen: Wer vom Klassenkampf nicht reden 
will, sollte auch vom Kommunismus schweigen. 


FÜR EINE LINKE STRÖMUNG (FELS) 
AG Sozialer Widerstand/Ortsgruppe Lichtenrade 


Die dreckige Arbeit 


DIE BERLINER GRUPPE »BRUTES« BERICHTET ÜBER DEN BEGRIFF 
DER KLASSE UND DEREN ZERFALL 


raditionell ist die theoretische Kritik der kapitalis- 

tischen Verhältnisse durch den Klassenbegriff stets 

verknüpft gewesen mit der sie begrabenden 
Praxis. Die politische Forderung an die Klasse schrumpf- 
te auf den fatalistischen Glauben an ihre Mächtigkeit im 
großen Ganzen der Geschichte. Der heute sehr beliebte 
Satz, dass das Kapital seine Bedingungen selbst schafft, 
bezieht sich bei Marx vordringlich auf das Freisetzen 
einer willigen Arbeitermasse der doppelt freien Lohn- 
arbeiter. Im Begriff der Klasse spricht sich seit ihrem 
Ursprung stets zweierlei aus: Hier wird der Begriff für die 
adäquate Kritik der sozialen Verhältnisse im Kapitalismus 
geltend gemacht, dort ist sie als revolutionäres Subjekt 
verwünscht. Dass diese zwei Seiten auseinandergetreten 
sind, ist geschichtlich bedingt und theoretisch notwen- 
dig. Traditionell bildete das Klassenbewusstsein das poli- 
tische Scharnier zwischen Theorie und Praxis. Die Lohn- 
arbeiter als Proletariat kannten ihre Partei, die wiederum 
wusste, wohin es zu gehen hatte. Als politisches Subjekt 
hatte das Proletariat sich in seinen besten Zeiten gegen 
die Zwecke der kapitalistischen Vergesellschaftung und 
damit gegen seine eigene Existenz als Proletariat 
gerichtet. 

Wenn auch Theorie und Praxis je schwer nur zu ver- 
mitteln sind, verweist die politische Organisation und 
Reklamation der proletarischen Klasse auf die Struktur 
der kapitalistischen Vergesellschaftung. Als Bedingung 
der Verwertung des Werts wird die Klasse organisiert, 
freigesetzt und reproduziert. Theorie und Praxis bewähr- 
ten sich traditionell in der Kritik der in der Klassen- 
gesellschaft durchgesetzten Ausbeutung, die in der 
Marxschen Kritik der politischen Ökonomie mit der Pro- 
duktion von Mehrwert dargestellt worden ist. Mehrwert 
ist der durch Mehrarbeit in der Produktion geschaffene 
Wert, der über das für die Reproduktion des Arbeiters 
Notwendige hinausgeht oder es unterläuft. »The catego- 
ry of surplus value usually has been understood as indi- 
cating that the social surplus in capitalism results not 
from a number of factors of production but from labor 
alone. Such an interpretation maintains that labor’s 
unique productive role is veiled by the contractual cha- 
racter of the relations between nonpropertied producers 
and nonproductive proprietors in capitalism. These rela- 
tions take the form of an exchange in which workers are 
remunerated for the value of their labor power — which is 
less than the value they produce.«' Die Form des Tausches 
der Ware Arbeitskraft gegen den Lohn stellt hiernach im 
Tausch zwischen zwei Gleichen — sowohl den formal glei- 
chen bürgerlichen Rechtssubjekten als auch den »glei- 
chen Werten« — die Ausbeutung als gerechte dar und 


überspielt sie somit. Solange die Kritik jedoch einzig auf 
die Form des Wertes als Mehrwert gerichtet ist, und 
wahrhaft statt scheinhaft eingelöst wissen will, was als 
Form des gesellschaftlichen Reichtums abzuschaffen 
wäre, hängt sie dem Phantasma des gerechten Tausches 
an, der den Bezug auf die Arbeiterklasse als unschuldiges, 
fleißig schaffendes Subjekt möglich macht. Nicht selten 
geriet ausgerechnet der Überschuss in der Form des 
Mehrwerts zum Denunzierten, statt den kontingenten 
Zusammenhang von materialem und sozialem Reichtum 
zu kritisieren. 

Wird der Klassenbegriff zum core of the beast präpa- 
riert, sieht man von den Konstitutionsbedingungen der 
Klassen ab und stilisiert sie zum Selbstläufer. Löst sich die 
Kritik derart von der Wirklichkeit, personifiziert sie in 
den Massen — hier die Kapitalisten, dort die Lohnarbeiter 
— was sie nicht notwendig aus freiem Willen, seltener 
noch aus Bösartigkeit und doch als Träger und als 
Schmiere der Verwertung des Werts sind: »T'he category 
of class delineates a modern social relation that is media- 
ted quasi objectively by labor.«’ »Class conflict in capita- 
lism, according to the critique of political economy, is 
structured by and embedded within the social forms of 
the commodity and capital.“ In den verbliebenen 
Gewerkschaften lautet der Rest der Forderung nach 
gerechtem Lohn folgerichtig bloß noch 0,5 Prozent 
»Lohnausgleich« in Abhängigkeit vom gütigen Anderen 
und mit ihm zusammen — zum Wohl der Nation am 
Standort Deutschland. Gegenwärtig sieht sich dieses 
ohnehin klassisch reformistische Projekt zurückgeworfen 
auf Abwehrkämpfe statt auf Forderungsausbau, auf 
Legitimationsnot statt organisatorischer Stabilisierung. 
Hierin realisiert sich, was Problem der institutionalisier- 
ten Arbeitermacht an sich ist: In der Affırmation zerfällt 
die Klasse als politischer Begriff, sofern sie ihren Zweck 
am nationalen Wohl der Gemeinschaft ausrichtet, die 
den Unterschied der Klassen gerade nicht kennt. Derart 
endete die Klasse schon mit der modernen Nation, die sie 
erschuf. Da das Kapital sich national organisiert, ist der 
Klassengegensatz Teil der Produktion nicht nur öko- 
nomisch sondern auch sozial. Es existiert keine nationale 
Klasse, denn deren Interesse wäre ein praktischer 
Selbstwiderspruch. 

Höhepunkt der negativen Aufhebung der Klassen- 
gesellschaft auf den Voraussetzungen kapitalistischer 
Produktionsweise ist der nationalsozialistische Volks- 
genosse gewesen, mit dem auch der Bürger abgeschafft 
worden ist. » What happens in the passage from the posi- 
tion of strict class struggle to Fascist antisemitism is not 
just a replacement of one figure of the enemy (the bour- 
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' Vgl. Moishe Postone, 
Time, labor, and social 
domination, Cambridge 
1996, 307: »Die Katego- 
rie des Mehrwerts ist 
gewöhnlich als Anzei- 
chen dafür verstanden 
worden, dass der gesell- 
schaftliche Surplus nur 
aus der Arbeit stammt 
und nicht aus einer grö- 
Beren Anzahl von Pro- 
duktionsfaktoren. Diese 
Art der Interpretation 
hält daran fest, dass die 
einzigartige produktive 
Rolle der Arbeit verdeckt 
wird durch den Vertrags- 
charakter der Beziehun- 
gen zwischen den nicht- 
besitzenden Produzen- 
ten und den unproduk- 
tiven Eigentümern im 
Kapitalismus. Diese Be- 
ziehungen nehmen die 
Form eines Austausches 
an, in der die Arbeiter 
entlohnt werden für den 
Wert ihrer Arbeitskraft — 
der geringer ist als der 
Wert, den sie pro- 
duzieren.« (Übersetzung 
der Autoren) 


® Vgl. ebd., 314: »Die 
Kategorie der Klasse 
beschreibt ein moder- 
nes gesellschaftliches 
Verhältnis, welches durch 
die Arbeit quasi-objektiv 
vermittelt wird.« (U.d.A.) 


° Vgl. ebd., 311: »Der 
kapitalistische Klassen- 
konflikt ist, im Sinne der 
Kritik der politischen 
Ökonomie, strukturiert 
von und eingebettet in 
die gesellschaftlichen 
Formen Ware und Kapi- 
tal.« (U.d.A.) 
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* Vgl. Slavoj Zizek, 
Class Struggle or Post- 
modernism? Yes, plea- 
se! In: Zizek, Butler, Lac- 
lau (eds.), Contingency, 
Hegemony, Universality, 
London/New York 2000, 
121: »Was im Übergang 
vom Standpunkt des 
strikten Klassenkampfs 
zum faschistischen Anti- 
semitismus geschieht, 
ist nicht nur die Erset- 
zung einer Verkörperung 
des Feindes (der Bour- 
geois, die herrschende 
Klasse), sondern die 
Verschiebung von der 
Logik des Antagonis- 
mus, der die Gesell- 
schaft undenkbar macht 
zur Logik eines external- 
isierten Feindes, der den 
Zusammenhalt der Ge- 
sellschaft garantiert.« 
(Ü.d.A.) 
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geois, the ruling class), but the shift from the logic of 
antagonism which makes society impossible to the logic 
of external enemy which guarantees societies consisten- 
cy.«‘ Der Nationalsozialismus ist die freie Wahl gewesen, 
den Antagonismus negativ aufzuheben und die eigene 
Freiheit abzuwerfen. Darin ist das Ende der Politik, nicht 
ihr Anfang oder Abweg besiegelt. Von hier an entscheidet 
sie sich ununterbrochen für dasselbe, das Unvermeidliche. 

Der Übergang vom Konflikt zwischen den Interessen 
der Kapitalisten und den Proletariern zum Einvernehmen 
am runden Tisch der Nation erscheint fließend, schon 
weil die Inhalte sich gleichen: Kämpfe um kürzere 
Arbeitstage und höhere Löhne, Kranken- und Renten- 
versicherung etc. Aus der Gegenwart heraus die his- 
torischen (Überlebens-)Kämpfe der Arbeiter in der kom- 


fläche zu sprechen. Ist der individuelle Arbeitskraft- 
behälter heute zunehmend für die Bedingungen seiner 
Arbeitskraft wie seiner arbeitsfreien Zeit selbst verant- 
wortlich, fällt ihm nur mehr zu, was die Modernisierung 
als von ihm abgeschnittenen, geschichtsmächtigen Pro- 
zess übrig lässt. 


Different strokes for different folks - the truth of Linda 
Lovelace 


Der Bezug auf die Klasse wie auf den class struggle legi- 
timierte sich wesentlich über ihrer beider Stellung im 
kapitalistischen Produktionsprozess. Wird dieser thema- 
tisiert statt sich auf die Distribution und Zirkulation des 
Reichtums zu beschränken, bleibt potentiell ein kriti- 


»WIRD DER PRODUKTIONSPROZESS THEMATISIERT STATT SICH AUF DIE 
DISTRIBUTION UND ZIRKULATION DES REICHTUMS ZU BESCHRÄNKEN, 
BLEIBT POTENTIELL EIN KRITISCHER WEG OFFEN.« 


munistischen wie reformistischen Bewegung als hoff- 
nungslosen Irrglauben einer verkürzten Kapitalismus- 
kritik zu belächeln, wäre hohl und zynisch. Wer sich aber 
heute auf die Gewerkschaft stürzt, um den Konflikt zu 
bejahen, führt ihn nicht im ausschließlichen Interesse der 
doppelt freien Lohnarbeiter, sondern um des Wohls des 
Ganzen willen. Der oftmals als letztes Symptom ange- 
führte »Konflikt« zwischen Klassen hat kein sprengendes 
Potential, sondern konstruktive Funktion. So wie die 
Demokratie sich als plurale, konfliktfreudige Parteien- 
landschaft versteht, die in Debatten verhandelt, worüber 
die Mehrheit obsiegt, gehört die Verhandlung zwischen 
Arbeitnehmer und -geber zur sozialen Bedingung des 
politischen Alltagsgeschäfts im Kapitalismus auf der Basis 
des bürgerlichen Rechts. Da der Kapitalismus so har- 
monisch nicht ist, wie Hans-Olaf Henkel ihn global 
bewirbt, ist an seinen Disharmonien noch keinesfalls re- 
volutionäres Aufbegehren abzulesen, sondern meist nicht 
mehr als die ihm eigenen Bewegungsgesetze. Seine 
Verlaufsform gefällt sich zeitgenössisch in den kleinen 
schmeichelnden und ergänzenden, frechen wie tristen 
Worten, die so wenig Kritik an den Verhältnissen sind, 
wie die deutsche Vulgärsprache Autoritätskritik ist. 
Isoliert und hypostasiert der Kritiker die glattgeschliffe- 
nen Reibungsflächen zwischen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber, vollzieht er affırmativ nach, was Spielraum 
der kapitalistischen Produktion bleibt: die Flexibilisie- 
rung der Arbeitskräfte wie die ihrer unfreien Zeit. Auch 
wenn die Klasse nicht mehr als revolutionäres Subjekt 
taugt, so bleibt die Selbstwahrnehmung der Lohnarbeiter 
politisch zu beobachten und zu kritisieren. Die Klasse als 
Form von Subjektivität im Kapitalismus besitzt kein his- 
torisch unveränderliches Interesse, sie spiegelt die 
ökonomischen Verhältnisse nicht bloß aus einer be- 
stimmten Perspektive wider. Die Verleugnung des 
Subjekts mit der Setzung der Identität von Denken und 
Sein ist im Interessebegriff unkritisch übernommen. Sie 
entschlägt sich der Vermittlung von konstituierter Form 
einer sozialen Bewegung im Kapitalismus und ihrer his- 
torisch kontingenten politischen Rolle. Diese historische 
Differenz berechtigt von einem Verschleiß der Reibungs- 


scher Weg offen. Traditionell ist die Rückbindung eines 
politischen Bewusstseins an die Klasse Resultat einer 
Politisierung der Produktion, die in der demokratischen 
politischen Theorie schon immer als Voraussetzung der 
politischen Form gesetzt ist. Die Produktion richtet sich 
demnach in liberaldemokratischer Facon selbstregulativ 
oder kann sozialdemokratisch regulierend ent- oder 
beschleunigt werden. Der politische Bürger ist in der 
Kritik des gesellschaftlich produzierten Reichtums nicht 
auf seine Repräsentation im parlamentarischen System 
und seinen Institutionen beschränkt. Diese Orte des 
Politischen werden mit der bestimmten Produktions- 
weise vermittelt, indem die Produktion selbst politisch 
gefasst wird. Indem sie gegenwärtig wie die Verlängerung 
der Demokratie mit produzierenden Mitteln erscheint, 
wird der Begriff der Klasse entpolitisiert. Wurde im 
Nationalsozialismus der Arbeiter zum Blutsträger wird er 
in der lückenlos demokratischen Gegenwart zum ent- 
grenzten Bürger. Die postmoderne Kritik trägt dies mit, 
ihr Slogan des »Alle-sind-unübersetzbar« ist in der Folge 
identisch mit der bürgerlichen »Alle-gleich«. Die Freiheit 
zur demokratischen Differenz leugnet den Zwang zur 
kapitalistischen Differenz der Teilnehmenden. Beide sind 
sich einig: Arbeit stinkt und dementsprechend scheint sie 
notwendiger Teil der Gemeinschaft, nicht diskussions- 
würdiges Konstituum. Die postmoderne wie struktura- 
listische Kritik am Klassenbegriff tritt an, die politisch 
blinden Flecken im Klassenbegriff selbst wie in den von 
ihm nicht abgedeckten gesellschaftlichen Verhältnissen 
zu beleuchten: race und gender sollen class ergänzen. 
Selten führt sie aus, welchen spezifischen Zusammen- 
hang die drei Elemente bestimmen, ob sie gleichwertig 
einander addiert, gleichgültig nebeneinandergestellt sind 
oder auf welche Art und Weise was durch sie vermittelt 
ist. Das Erbe marxistischer Kritik ist darin entweder still- 
gelegt als abgeschlossene Epoche oder/und stillschwei- 
gend intoniert ohne seine Bestimmtheit zu klären. Im 
berühmten Fall Foucault ist der Class Struggle Ausdruck 
eines ökonomischen Reduktionismus, der zunehmend 
anderen Prinzipien der Herrschaftsführung gewichen sei. 
Die von ihm aufgefundene Biomacht etablierte sich als 
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° Foucaults Verweise 
rekurrieren auf ungenan- 
nte Theorien. Die Ineins- 
setzung von politischer 
Aktion und sozialer Lo- 
kation wird bei Foucault 
nicht aufgehoben, son- 
dern - z.B. Überwachen 
und Strafen — auf ande- 
rem Terrain umgekehrt: 
Die soziale Lokation 
macht den Widerstand 
unmöglich. Vgl. das In- 
terview »In Verteidigung 
der Gesellschaft«, in: 
Dreyfus/Rabinow, Mi- 
chel Foucault. Jenseits 
von Strukturalismus und 
Hermeneutik, Frankfurt/ 
M. 1987, 


° Vgl. Zizek, Class 
Struggle, 121: »Ideolo- 
gie ist auch der Name 
der Garantie dafür, dass 
die Negativität, welche 
die Gesellschaft davon 
abhält, sich positiv zu 
verwirklichen wirklich 
existiert, dass sie eine 
reale Existenz in der Ge- 
stalt eines großen An- 
deren hat, der die Fäden 
des gesellschaftlichen 
Lebens zieht (wie die 
Juden in der antisemitis- 
chen Vorstellung einer 
jüdischen Verschwörung 
in der Geschichte). Kurz- 
um, die Grundbewe- 
gung der Ideologie ist 
nicht nur, die dehistori- 
sierende Geste als ein 
empirisches Hindernis in 
eine ewige Bedingung 
umzudeuten (Frauen, 
Schwarze, [...] sind von 
Natur aus minderwertig 
etc.), sondern auch die 
entgegengesetzte Ges- 
te, die Vertauschung der 
apriorischen Sperrung/ 
Unmöglichkeit eines Be- 
reiches zu einem empiri- 
schen Hindernis.« (U.d.A.) 


30 - PHASE2 


eine solche neue Form. Politisiert werden sollte, was bis- 
her der Theorie nicht aber der Politik entkam: das biolo- 
gische Leben. In Anlehnung an Marx schreibt Foucault 
seine Kritik einer politischen Anatomie der Körper. Wie 
viele seiner Zeitgenossen verabschiedete er sich damit 
vom Proletariat durch die Frage, was das Subjekt 
schlechthin sei und endet politisch im Unterschied zu 
seinen späten theoretischen Arbeiten auf der Suche nach 
neuen revolutionären Subjekten. Was als Kritik am his- 
torischen Subjekt der Arbeiterklasse gerechtfertigt war, 
stellt sich radikaler Praxis heute als Problem. Die Suche 
nach den favorisierten Unterdrückten bleibt bei iden- 
ttärer Verpflichtung im politischen Programm stehen. 


sehr nahe kommt. Auch diese hatte sich der Gegenwart 
wie Zukunft beraubt, indem sie ihre Geschichte akzep- 
tierte. Statt zu fordern, nicht länger Arbeiter sein zu 
müssen, begehrten sie die Anerkennung als Arbeiter. Die 
Schwulenehe ist der integrative Endpunkt einer struk- 
turell gleichen Bewegung. Ihre symbolische Politik reiht 
in der Gay-Parade den Wagen schwuler Polizisten wie 
Manager ein. Die vergessene und angegriffene Univer- 
salität als Bedingung von Emanzipation wird in dieser 
Kritik als selbst Partikulares (der weiße Mann) benannt 
und mit Partikularem aufgefüllt. Nicht die Form der 
Universalität und ihre Wirklichkeit wird angegriffen, 
sondern ihr sie bedingender Rahmen wird bestärkt durch 


»DIE KLASSE IST WEDER UNIVERSALER TRÄGER DER GESCHICHTLICHEN 
EMANZIPATION NOCH DES KAPITALISMUS GEWESEN.« 


Man ist es — oder nicht. Der Begriff der Klasse wird von 
Foucault nur nominell genannt und additiv als Vorläufer 
der eigenen sozialen Kämpfe geadelt. Ihm ist die Klasse 
nicht präsentes politisches Subjekt in der Gegenwart, 
sondern scheint ihre Verwirklichung schon überlebt zu 
haben.’ 

Die Erweiterung und Pluralisierung innerhalb kon- 
stanter gesellschaftlicher Verhältnisse soll die Unmög- 
lichkeit gesellschaftlicher Totalität als Regulativ einholen. 
An den gängigen Begriffen wird kritisiert, dass sie nicht 
für alle gesellschaftlichen Subjekte in gleicher Weise oder 
überhaupt und vollständig gelten. Dadurch wird die 
Formulierung eines antagonistischen Verhältnisses 
unmöglich, sofern die Pluralisierung hofft, den Anta- 
gonismus durch identitäre Vervielfältigung aufzulösen. 
Der Drang zur Pluralität ist Symptom der Unmöglichkeit 
der Erfüllung des Zieles, mit dem das Projekt begründet 
worden war — gesellschaftliche Totalität. »Ideology is also 
the name for the guarantee that the negativity which pre- 
vents society from achieving its fullness does actually 
exist, that it has a positive existence in the guise of a big 
other who pulls the strings of social life, like the Jews in 
the anti-Semitic notion of the Jewish plot. In short, the 
basic operation of ideology is not only the dehistoricizing 
gesture of transforming an empirical obstacle into the 
eternal condition (women, blacks, [...] are by nature sub- 
ordinated etc.), but also the opposite gesture of transpo- 
sing the a priori closure/impossibility of a field into an 
empirical obstacle.«“ 


Mitchell Brothers Universe as Adultery for 
Fun and Profit 


Die Unmöglichkeit, gesellschaftliche Totalität durch 
Pluralisierung zu erlangen, ist politisch das zweifelhafte 
Ziel, eine Totalität des Gesellschaftlichen zu konstru- 
ieren, statt die in der gegenwärtigen durchgesetzte 
aufzuheben. Ist je der bestimmte Begriff ungenügend, 
soll die Addition vieler Begriffe das Ganze fassen. In der 
puren Konkretisierung von ökonomischen Verhältnissen 
in personale Abhängigkeitsverhältnisse von Gender- und 
Race-Beziehungen wiederholt sich eine Identifizierung, 
die dem politischen Status der Arbeiterklasse von einst 


die Erweiterung ihres Geltungsbereiches. In der 
Zivilgesellschaft als Leistungsgesellschaft realisiert sich — 
wenn auch unerwünscht — unerquicklich ihr Ziel: die 
gleichgültige Anerkennung von Race und Gender. Wer 
sich bemüht, kann »es« sein. Die sexuell oder rassisch 
zugeschriebene Identität bildet den neuen Füllstoff des 
Citoyen, der als Bourgeois zu funktionieren hat und ihm 
unter Umständen das soziale »Kapital« seiner Identität 
zubringen kann. In ihr beruhigt sich die persönliche 
Entscheidungsmacht im liberalen Mannigfaltigen über 
die Armut der Welt. 

Die Klasse ist weder universaler Träger der geschicht- 
lichen Emanzipation noch des Kapitalismus gewesen. Ihr 
Zweck als Selbstidentität ist Partikulares, dass das par- 
tikulare Universale des Kapitalismus durchsetzt. Die 
Politik der Anerkennung weist dem Partikularen seinen 
Platz zu. Die Pointe der Postmoderne, es ginge nicht 
länger um Universalität, ist so neu nicht und verleugnet 
den Hauptumschlagplatz ihrer eigenen wie der demo- 
kratischen Politik im Allgemeinen. Die Anerkennung 
bzw. Integration findet durch das partikulare Universale 
statt. Dieses ist nicht deshalb partikular, weil im bürger- 
lichen Recht nur der weißße Mann als politischer Bürger 
gemeint ist. Seine Qualität besteht gerade darin, das poli- 
tische Subjekt formal zu bestimmen, ungeachtet seiner 
sozialen, geschlechtlichen und lokalen Bestimmung. Der 
politische Platz der Repräsentation in der Demokratie ist 
daher unbestimmt, er muss je neu besetzt werden. Der 
Streit darum ist Konstituum demokratischer Politiken, 
nicht ihr absoluter Mangel. Der Ausgangspunkt post- 
moderner Politik zeitigt deshalb eine prekäre Konsequenz 
für die schonungslose Kritik der hiesigen Verhältnisse. 
Die politische Form der Demokratie und ihre gesell- 
schaftliche Realisierung tritt als Schwierigkeit aus dem 
Blick, weil beide vorab identisch gesetzt werden: Die 
Demokratie wird quasi feudalistisch angeschaut, insofern 
ihre politische Repräsentation durch ein bestimmtes 
Subjekt (der weiße Mann) starr besetzt sei. Aus dieser 
Perspektive bleibt fraglich, wie die Kritik der Demokratie 
und ihrer Universalität nicht zugleich immer ihren Platz 
verfehlt und sich — wenn auch unfreiwillig — in das hege- 
moniale Projekt einschließt. Class Struggle wie Gender 
und Race bringen in der dominanten Thematisierung 


von personalen Herrschaftsverhältnissen 
dem Kapitalismus und seiner politischen 
Form zurück, wovon er sich befreite: die 
unmittelbare statt vermittelte Herrschaft. 
Zweifellos sind personale Abhängigkeits- 
verhältnisse nicht aufgelöst, es sollte jedoch 
deutlich werden, dass der Kapitalismus 
selbst ihre Auflösung durchgesetzt hat und 
weiterhin anstrebt. Wie politisch darauf 
reagiert wird, ist nicht ausgemacht. Legt 
man den Schwerpunkt auf die Analyse der 
personalen, unmittelbaren Abhängigkeiten 
muss ihre Rolle in diesem Prozess fixiert 
werden, statt der darin liegenden Tendenz 
zu verfallen, die Qualität der modernen 
Gesellschaften zu verkennen und den 
Gegenstand zu verlieren. Vielleicht erläu- 
tert sich von diesem Punkt aus die Ausrich- 
tung mancher Gender- und Race-Kritiker 
auf Gesellschaften, die vermeintlich akapi- 
talistisch und traditionell organisiert seien. 
Hier steht ob man die 
Ideologie des Fortschritts im Namen der 


unbestimmt, 


Demokratie offen verteidigt, oder die 
besondere Vielfältigkeit und ihre Gegenbe- 
wegungen in der eigenen Gesellschaft 
angreift. Jede Politik wie Theorie sollte 
ihren Gegenstand weniger aus der Vergan- 
genheit zur Selbstverständlichkeit erklären 
als ihn aktuell legitimieren können. 

Wird Pluralität als politischer Andock- 
punkt gegen die Universalität gesetzt, gerät 
aus dem Blick, dass die Multiplizierung von 
Identitäten Resultat der gesellschaftlich 
durchgesetzten Universalität — politisch wie 
ökonomisch - ist, die den sozialen Hinter- 
grund erst als kontingenten freisetzt. In der 
Oldschool-Version of Ideologiekritik (die 
noch jene Foucaults ist) — »überführe den 
Inhalt in seine historische Genese und zähle 
das Ausgeschlossene aufl« — wiederholt sich 
die Ineinssetzung des Denkens mit seinen 
lokalen Bedingungen, wobei zugleich die 
Reflexion auf das zu Rettende in der 
Universalität verschenkt wird. In ihr wird 
der emanzipatorische Gehalt der Uni- 
versalität in der Wirklichkeit einer be- 
schreibenden Geschichtsschreibung_ zer- 
stört und nicht als Möglichkeit gegen sie 
geltend gemacht. Sammelt man in den 
reüssierenden Gender Studies, Postcolonial 
Studies etc. bloß die Phänomene von Dis- 
kriminierungen und verselbständigt diese 
zur universitären Disziplin, affırmiert man 
bereits dem Rahmen, der die »divergenten« 
Inhalte produziert. Die Tendenz in der 
Themenflut, sich in kultur- und kommu- 
nikationskritischen Einwürfen und Praxen 
wiederzufinden, ist ihr Resultat. Die Post- 
moderne versucht durch Identitäten die 
Einheit im Detail zu behaupten und sum- 
miert diese zum Ganzen, während der 


Antagonismus die Unmöglichkeit der Iden- 


tität beweist. In der rassistischen oder sexis- 
tischen Identität richtet sich das Subjekt 
politisch nicht auf den Antagonismus — 
dies tut er nur als kontingentes Resultat —, 
sondern harmonisiert ihn in einer höheren 
Einheit. Da die Existenz des Arbeiters vom 
Kapitalisten abhängig ist, drängt er auf das 
Gemeinsame mit ihm. Die Nation ist das 
Notscharnier und Konstituum der Einheit 
der Gesellschaft. Sind die inneren Wider- 
sprüche ideologisch aufgelöst, obschon sie 
die Wirklichkeit weiterhin durchziehen, ist 
die Repräsentanz eines ausgeschlossenen 
Anderen als Stütze der Einheit unerläss- 
lich. 

Die Serie von Gender, Race und Class, 
formuliert z.B. in der Tripple-Oppression- 
Theorie, ist falsch, weil sie als Serie gleicher 
Elemente ihre immanente Beziehung, ihren 
Ausgang vom gesellschaftlichen Anta- 
gonismus nicht deutlich machen kann. 
Daraus folgt nun nicht die häufige unter- 
stellte Konsequenz, es sei also gleichgültig 
oder sekundär, ob man Rassismus und 
Sexismus angreife. Im Gegenteil: Aus der 
Verteidigung des Antagonismus verschärft 
sich der Kampf gegen rassistische und sexis- 
tische Gewalt. Die Sehnsucht nach Aner- 
kennung und das praktizierte Ausbuchsta- 
bieren von Identitäten hat entschieden 
andere philosophische und politische Im- 
plikationen als die Formulierung ihrer 
Negativität, die sie mit dem sozialen Anta- 
gonismus verknüpft und als solche geltend 
macht. Erstere füllt die Welt an, statt ihr 
den Mangel vor die Füße zu werfen. Die 
These wäre, dass unter der zunehmenden 
Ausblendung des ökonomischen Verhält- 
nisses, der oft heftigen Abwehr von Ge- 
meinsamkeiten im Begriff der Klasse, soll 
sie auf Gender oder Race bezogen werden, 
eine solche Positivierung der eigenen 
Identität notwendig statthat. Die Kritik an 
der hegemonialen Universalität formuliert 
sich darin immer von einem Standpunkt 
der Mannigfaltigkeit, die von jener ab- 
geschnitten sei und sich positiv konstitu- 
ieren möchte. Der darin zum Ausdruck 
gebrachte und seit dem Zerfall des Ost- 
blocks forcierte »Primat der Politik« über 
das Ökonomische ist eine durchaus bürger- 
liche Forderung und bleibt es auch in der 
Verteidigung postkolonialer Vielfältigkeit, 
denn es setzt die Politik nicht über die kapi- 
talistischen Zwänge, sondern bloß über die 
Arbeit. Gegen diese »community-politics« 
gewinnt der Arbeiter einen taktischen 
Funken an revolutionärer Kraft zurück. 


BRUTES 
Die Gruppe brutes ist ein der KP Berlin 
nahestehender Diskussionszirkel. 


TOP STORY 


ANZEIGEN 


Be re a arra ncal 


all« 


Ich tausch 


Überleben im Knast 

Was ihr wollt, das kotzt 

mich an - Bulimie als weibliche 
Überlebensstrategie 

Queere Strategien 

Q - Geschichte wird gemacht 
Interview mit 

Bernadette La Hengst 


Nummer 26 erscheint im März 


Abo 16 Euro für vier Nummern inkl, Porto arranca! erscheint 3-4x im 
Jahr Erhältlich In jedem guten Buchladen. B: lungen und Infos 
Arrancal, c/o Buchladen Schwarze Risse, Gneisenaustraße 2a, | 
10961 Berlin 


arranca@lists.nadir.org, www.nadir.org/arranca 


PHASEZ - 31 


Bo 
GLOBAL ACTION 


32 - PHASE2 


Das Projekt Zivilgesellschaft 


ZIVILES ENGAGEMENT ALS LEITKULTUR 


berInnenheime in Flammen aufgingen und dut- 
zende MigrantInnen vom deutschen Mob ermor- 
det wurden, zeigte die deutsche Gesellschaft Gesicht. In 
großen Demonstrationen zogen hunderttausende Men- 
schen mit Kerzen bewaffnet durch ihr Heimatland, um 


N Is im Jahre 1992 in ganz Deutschland Asylbewer- 


dessen bessere Seite, dessen zivile Seite, zu repräsentieren. 
Ein ähnliches Spektakel wiederholte sich im Jahre 2000 
im sogenannten Antifa-Sommer oder auch Aufstand der 
Anständigen. Wieder zogen Hunderttausende durch die 
Städte, um für das Bild eines anständigen Deutschlands 
zu demonstrieren. Anfang des Jahres 2003 wiederum 
formierte sich aller deutschen Orten eine Protestbewe- 
gung gegen den Krieg der Koalition der Willigen gegen 
den Irak. 

Was auf den ersten Blick wie das Agieren einzelner 
Bewegungen erscheint, die auf bestimmte innenpoliti- 
sche oder weltpolitische Ereignisse reagieren, ist in Wirk- 
lichkeit immer wieder das gleiche Phänomen: die anlass- 
bezogene Mobilisierung der Zivilgesellschaft. Dies zeigt 
sich an den Mechanismen, die die Proteste in Gang setz- 
ten, an ihren Argumentationen und Formen und ebenso 
an den Personen, die die Proteste vorantreiben und 
intellektuell begleiten. 


Zivilgesellschaft als nationale Einheit 


Betrachtet man die jeweiligen Proteste genauer, wird klar, 
dass sie sich relativ stark von sozialen Bewegungen frühe- 
rer Jahre unterscheiden. Diese Proteste zeichnen sich ge- 
rade nicht dadurch aus, dass ihre TrägerInnen einer bes- 
timmten sozialen Bewegung zugehörig sind, sondern da- 
durch, dass sie anlassbezogen aus der Mitte der Gesell- 
schaft entstehen, von verschiedenen Schichten getragen 
werden und sich nach Beendigung der Proteste weder die 
Formen noch das Potential halten können und beides als- 
bald wieder aus der medialen Öffentlichkeit verschwin- 
det. 

Wir haben es hier also nicht mit einer bestimmten 
Bewegung zu tun, sondern mit Teilen einer Gesellschaft, 
die sich für die Demonstration zivilgesellschaftlichen 
Engagements immer wieder mobilisieren lassen bzw. sich 
selbst mobilisieren. Diese Teile repräsentieren eine neue 
Form.der Gesellschaftlichkeit, die als Nachfolgeprojekt der 
Gesellschaft der alten Bonner Republik initiiert werden 
soll. Entscheidend bei all diesen Protesten ist tatsächlich 
bisher immer der Anstoß von oben gewesen. Die beiden 
letzten großen Manifestationen der Zivilgesellschaft 2000 
und 2002/03 bedurften jeweils der Aufforderung Schrö- 


ders zum Handeln. Im Zentrum der Zivilgesellschaft ste- 
hen immer die Präsentation des besseren Deutschlands 
und die Diskussion deutscher Handlungsfähigkeit. 

Zivilgesellschaft meint zweierlei: Zuvorderst handelt 
es sich hierbei um ein politisches Projekt, das originär 
von verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen, wie z.B. 
der Bundesregierung, politischen Stiftungen, bundes- 
deutschen Think Tanks, Zeitung und Zeitschriften etc. 
als Zielvorstellung neuer Gesellschaftlichkeit betrachtet 
wird. Es beschreibt die Ideen einer neuen Form des 
Ausgleichs zwischen Wirtschaft, Staat, Individuum und 
Gesellschaft. Dieses Projekt zielt also nicht auf bestimmte 
gesellschaftliche Kreise sondern auf die Durchdringung 
und damit Umgestaltung der gesamten Gesellschaft. 

Zum anderen ist Zivilgesellschaft als Ideal jedoch 
noch nicht durchgesetzt. Als Vorbild für das Projekt 
Zivilgesellschaft hierzulande gelten gesellschaftliche 
Formen anderer Nationen, besonders die der Vereinigten 
Staaten. Dort ist Zivilgesellschaft etwas, dass aus der 
Gesellschaft heraus entstanden ist und der Politik 
gegenüber tritt. Dass heißt nicht, dass die Interessen 
grundsätzlich gegen den Staat vertreten werden, sondern 
dass sie unabhängig vom Staat formuliert und schließlich 
in Kooperation mit diesem durchgesetzt werden. In 
Ermangelung einer solchen »Zivilgesellschaft von unten« 
wird in Deutschland versucht, eine »Zivilgesellschaft von 
oben« zu initiieren. Hierfür wichtig sind die Förderung 
zivilen Engagements auf lokaler und regionaler Ebene 
(Agenda 2000) sowie die Organisation medial wirksamer 
Großevents. 

Da die Zivilgesellschaft sich in Deutschland nicht 
selbst organisiert, bedarf es dazu einer Anzahl von Prota- 
gonistInnen, die in Übereinstimmung mit dem gesell- 
schaftlich Gebotenen zur Mobilisierung der Zivilgesell- 
schaft rufen. Diese ProtagonistInnen sind Gruppen wie 
attac oder jüngst resist, KünstlerInnen wie Westernhagen, 
Lindenberg oder Niedecken, Intellektuelle wie Haber- 
mas, Grass, Schorlemmer oder Führer (Leipzig), Zeitun- 
gen und Zeitschriften wie Die Zeit oder die TAZ und 
Junge Gemeinden, StudentInnengruppen etc. 

Die Formen der Artikulation auf derartigen zivilge- 
sellschaftlichen Großevents sind mittlerweile erprobt, 
die Personen, die die Proteste nach vorn treiben, wissen 
von ihrer Rolle und sind bereit, Vorschläge für ein mo- 
dernes, mächtiges Deutschland zu unterbreiten und zu 
diskutieren. Wenn der Anlass gegeben ist, kann die 
Zivilgesellschaft mobilisiert und zur moralischen Legi- 
timation und ideologischen Stütze der je aktuellen Bun- 
despolitik werden. 


Zivilgesellschaft als politisches Projekt 


Die deutsche Zivilgesellschaft ist also keine Bewegung, 
die sich selbst hervorgebracht hat, sondern sie bedurfte 
immer schon der Anleitung von oben. Dies ist nicht ver- 
wunderlich, stellt die Zivilgesellschaft doch ein durchaus 
gewolltes politisches Projekt der rot-grünen Führungs- 
schicht dar. Das Modell der Zivilgesellschaft ist eines, das 
bereits in den siebziger Jahren entwickelt wurde und nun 
von SozialdemokratInnen und Grünen adaptiert wird. 

Im Frühjahr 2000 hatte Bundeskanzler Schröder ei- 
nen mehrseitigen Aufsatz unter dem Titel Die zivile Bür- 
gergesellschafi. Anregungen zu einer Neubestimmung der 
Aufgaben von Staat und Gesellschaft veröffentlicht, in dem 
er die Zivilgesellschaft als zukünftiges Gesellschaftsmo- 
dell der Bundesrepublik stark machte. Wenige Wochen 
später initiierte Schröder den Aufstand der Anständigen, 
die Verbindung ist offensichtlich. 

Hinter der Zivilgesellschaft oder auch Bürgergesell- 
schaft steht ein bestimmtes gesellschaftliches Konzept 
politischer Partizipation. Ihm zugrunde liegt die Analyse, 
dass der Rheinische Kapitalismus an sein Ende geraten 
ist. Der Rheinische Kapitalismus steht für die Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsform der alten Bonner Republik. 
Als entscheidend für diesen gilt die soziale Absicherung 
der BürgerInnen, die garantierte ökonomische und 
soziale Fürsorge und die sogenannte Sozialpartnerschaft. 
Diese besagt, dass der Staat, aber auch die Unternehmen 
für die soziale Absicherung und gesellschaftliche Vermitt- 
lung seiner BürgerInnen sorgen. Dieses Modell sozialer 
Fürsorge sei nun an sein Ende kommen. Schröder 
beschreibt dies so: »In der vollerwerbsgestützten sozialen 
Marktwirtschaft sind Arbeit und Kapital durch ein enges 
Geflecht sozialer und tariflicher Verträge aneinander und 
an die Gesellschaft gebunden. Dieses Modell einer ver- 
traglich durchkonstruierten Gesellschaft verliert mit der 
Auflösung der klassischen Wirtschaftsmuster an Bedeu- 
tung.« Die derzeit zu beobachtende Auflösung von 
Tarifverträgen, sicheren Arbeitsverhältnissen und die freie 
Wahl des Lebensortes etc., Veränderungen, die Schröder 
also bereits im Frühjahr 2000 angekündigt hat, führt in 
dieser Einschätzung zu einer Erosion sozialer Beziehun- 
gen und Sicherheiten. Hinzu gesellen sich allgemeine 
Politikmüdigkeit und das Gefühl, nichts verändern zu 
können. 

Der derzeitige Sozialabbau wird zur Auflösung der bis 
jetzt noch vertraglichen Beziehung von Staat, 
Gesellschaft und Wirtschaft führen. Diesen neuen 
sozialen Verhältnissen wird nun das Modell der Zivil- 
gesellschaft entgegengesetzt, welche genau diese verloren 
gehenden Verbindungen neu konstituieren soll. Schröder 
weiter: »Unter diesen Bedingungen wird die Zivilgesell- 
schaft zum wichtigsten Ort der sozialen Teilhabe. In ihr 
muß die Identifikation geschaffen werden, die den einzel- 
nen an die Werte und Ziele der Gesellschaft bindet. Den 
Bürgern wird in dieser Zivilgesellschaft ein Stück 
Subsidiarität und Selbstbestimmung zurückgegeben.« 

Es geht hier wesentlich darum, politische Willensbil- 
dungsprozesse, politische Partizipation, soziale und 
gesellschaftliche Fürsorge vom Staat abzukoppeln und an 
die Gesellschaft zurückzugeben. Damit sollen die 
BürgerInnen ihre Beziehungen selbst in die Hand 
nehmen und den Staat nicht mehr als Garanten sozialer 


und ökonomischer Sicherheit begreifen. 

Hinter diesen Überlegungen steht die Vorstellung, 
dass die BürgerInnen mit der Übertragung gesellschafts- 
politischer Kompetenz auch wieder eine gestärkte 
Beziehung zu ihrer Gesellschaft und ihrem Land entwik- 
keln, indem sie das Gefühl bekommen, an den Entwick- 
lungen teilzuhaben. Über die politische und soziale 
Mobilisierung der Gesellschaft soll diese einen neuen 
Gemeinschaftssinn entwickeln, der zum Wohle des 
Landes eingesetzt werden kann. Gerhard Schröder betont 
ebenso wie Thierse (in: Friedrich Ebert Stiftung: Die Bür- 
gergesellschaft in der Diskussion) und andere, dass es mit- 
nichten um weniger Politik, sondern um die Rettung der 
Politik gehe. 

Die mobilisierte Zivilgesellschaft soll sich vorder- 
gründig lokal organisieren und dort politisch agieren. 
Hier wird die Auffassung vertreten, dass lokal- und 
regionalpolitische Aspekte am Besten von den BürgerIn- 
nen selbst beurteilt werden können. Dem liegt zugrunde, 
dass die sogenannte Wissensgesellschaft die Wissensautori- 
tät des Staates von sich aus in Frage stellt bzw. auflöst. 
Die Vorstellungen von Zivilgesellschaft bauen hierauf 
auf, indem sie proklamieren, dass sich lokale bzw. the- 
menspezifische Bürgerschaften Kompetenzen auf be- 
stimmten Bereichen erarbeiten können und durch politi- 
sche Partizipation die gesamte Gesellschaft und den Staat 
damit voranbringen können. Die Zivilgesellschaft soll 
also nicht nur die gesellschaftliche Identität gewährleisten 
sondern gleichzeitig Innovationsmotor des Standorts 
Deutschland sein. Hier unterscheidet sich das deutsche 
Konzept ebenfalls wesentlich von den Ursprungsgebieten 
zivilgesellschaftlicher Partizipation, da es z.B. in den 
amerikanischen communities tatsächlich um die prakti- 
sche Ausgestaltung des eigenen politischen und sozialen 
Lebensumfelds geht. In der deutschen Adaption des zivil- 
gesellschaftlichen Konzepts wird nun versucht, das lokale 
und regionale Konzept wieder an die Konstituierung 
einer nationalen Einheit rückzubinden. 

Damit wird die Autorität des Staates im Allgemeinen 
nicht in Frage gestellt. Vielmehr muss der Staat die 
Rahmenbedingungen zum Funktionieren der Zivilgesell- 
schaft schaffen. Thierse schreibt: »Die Zivilgesellchaft ist 
— anders als es mancher Zungenschlag in der Debatte 
anklingen lässt —, keine Alternative zum demokratischen 
und sozialen Staat. Beides zusammen sind die entschei- 
denden Voraussetzungen für eine Entfaltung bürgerge- 
sellschaftlicher Subsidiarität.« (S. 23) Schröder ergänzt: 
»Nicht der omnipräsente Staat ist stark, sondern der 
aktive und aktivierende Staat« 

Dieses rot-grüne Projekt zur Mobilisierung der 
Zivilgesellschaft findet auf verschiedenen Ebenen statt. 
So wurde jüngst das deutsche Stiftungsrecht verändert, 
um ehrenamtliches Engagement besser privat fördern zu 
können, beinahe wöchentlich erscheinen neue Bücher 
zum Thema, nahezu alle politischen Stiftungen — feder- 
führend hierbei vor allem die SPD-nahe Friedrich-Ebert- 
Stiftung — haben eigene Forschungsprojekte zum Thema 
und es existiert sogar eine Enquete-Kommission Ehren- 
amt des Deutschen Bundestags, in welcher die Förderung 
und Stärkung des Ehrenamts als Stütze der Zivilgesell- 
schaft vorangetrieben wird. Und nicht zuletzt wird zu 
geeignetem Anlass die Zivilgesellschaft in einer öffentli- 
chen Demonstration ihrer selbst mobilisiert wie im Jahre 
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2000 im Antifa-Sommer oder im Jahre 2002/03 gegen 
die Vereinigten Staaten. 

Das zu adaptierende Modell der Zivilgesellschaft ist 
im Grunde eines, das eine politische Partizipation auf 
lokaler und regionaler Ebene meint. Die deutsche 
Spezifik des Zivilgesellschaftsmodells besteht nun darin, 
dass versucht wird, die lokale und regionale politische 
und gesellschaftliche Organisation als nationales Projekt 
umzuwerten. Die zivilgesellschaftliche Organisierung sei 
ein entscheidender Faktor zur Garantie nationaler 
Einheit. Es muss jedoch festgestellt werden, dass sich die 
lokale Ebene der Zivilgesellschaft in Deutschland kaum 
durchsetzen lässt. So wurden zwar allerhand Programme 
angeschoben, die Bürgerarbeit, Ehrenamt, lokale Polit- 
Partizipation etc. fördern sollten, allerdings sind die meis- 
ten dieser Programme eher ein Misserfolg, die Zivilgesell- 
schaft von unten will sich so recht nicht organisieren. 

Darüberhinaus ist das Zivilgesellschaftsmodell ein 
deutscher Exportschlager. Im Auswärtigen Amt sowie in 
den deutschen außenpolitischen Think Tanks wird inten- 
siv die Installierung von Zivilgesellschaften in Osteuropa, 
dem Nahen Osten und Nordafrika vorangetrieben. Diese 
sollen die ökonomischen Vorstöße Deutschlands und 
Europas auf diese Gebiete politisch-kulturell flankieren. 
Hierzu jedoch mehr in der nächsten Ausgabe. 


Die Mobilisierung der Zivilgesellschaft 


Von dieser Analyse zivilgesellschaftlicher Modelle ausge- 
hend lohnt es sich, die massenwirksamen Präsentations- 
formen der letzten 15 Jahre noch einmal zu rekapitulie- 
ren. In den Lichterketten der Jahre 1992 und 1993 
wurde die Zivilgesellschaft als mobilisierte Gesellschaft 
jenseits tragender sozialer Bewegungen geboren. In 
Westeuropa wurde die deutsche Wiedervereinigung 
vielfach mit Besorgnis betrachtet. Für nicht wenige 
stand diese für die mögliche Rückkehr deutscher 
Großmachtsambitionen und die mögliche Rückkehr in 
vergangen geglaubte Zeiten. Im Jahre 1992 erreichten 
die Mordaktionen und Pogrome des deutschen Nazi- 
Mobs ihren Höhepunkt. Die Morde von Mölln und 
Solingen, sowie das tagelange Pogrom von Rostock- 
Lichtenhagen stellten ein weltweites Achtungszeichen 
dar. Die Befürchtungen, die teilweise aufgrund der 
deutschen Wiedervereinigung im Ausland gehegt wur- 
den, schienen sich nun zu bestätigen. Das Ausland war 
entsetzt, die Presse berichtete ausführlich vom »neuen 
Deutschland«, Ralph Giordano kündigte in einem Brief 
an Bundeskanzler Kohl die Bewaffnung und Selbst- 
verteidigung der von den Deutschen alleingelassenen 
Jüdinnen und Juden an. 

Ein akzeptables Bild Deutschlands im Ausland wurde 
somit erheblich gefährdet. Wollte man es retten, um 
Deutschland nicht ins weltpolitische Abseits geraten zu 
lassen, musste reagiert werden. Deutsche Intellektuelle, 
Regierung, Opposition und Wirtschaft riefen zum 
gemeinsamen Protest. Allerorten versicherte man sich 
gegenseitig der Ungeheuerlichkeit der Vorgänge und war 
sich in einer Einschätzung einig: Die Angriffe der Nazis 
waren zuallererst ein Angriff auf Deutschland und das 
deutsche Volk. Die nun initiierte Bewegung hatte dann 
auch vor allem ein Ziel: Das Image Deutschlands im 
Ausland zu verbessern, das bessere Deutschland zu 


repräsentieren. Und so beteiligten sich an den Image- 
Kampagnen all jene, die Interesse an dem Bild eines 
modernen, weltoffenen Deutschlands hatten. Dass es um 
die Opfer der Pogrome nicht ging war spätestens dann 
klar, als die Manifestation der deutschen Zivilgesellschaft 
mit der Abschaffung des Asylrechts einherging. Bereits 
während der Pogrome von Rostock, als die Menschen 
sich in ihren Häusern noch vor dem deutschen Mob ver- 
schanzen und um ihr Leben bangen mussten, wurde in 
Deutschland die Abschaffung des Asylrechts gefordert, 
ein Recht, dessen Inanspruchnahme das deutsche Volk zu 
sehr belasten würde. 

Im Folgenden wurde die deutsche Zivilgesellschaft 
organisiert. Hunderttausende Menschen zogen mit Ker- 
zen in der Hand durch Deutschland, Antigewaltpro- 
gramme wurden von der Bundesregierung aufgelegt, der 
DFB organisierte die Mein Freund ist Ausländer-Kam- 
pagne, allerorten fanden Gewalt-ätzt-Konzerte statt, die 
Zeitungen waren voll mit Anzeigen wie die des 
Innenministeriums Helfen statt Hauen. In dieser ließen 
sich die Protagonisten der Zivilgesellschaft wie Nie- 
decken, Westernhagen, Lindenberg und Maffay vom 
Innenministerium gebrauchen. Die Zielrichtung war 
klar: Für Deutschland, gegen Asyl, gegen Nazis. Die fol- 
genden Monate legten die ganze Scheußlichkeit der mo- 
bilisierten Zivilgesellschaft offen. Sie machte klar, dass 
die Bekämpfung von AsylbewerberInnen keine Sache 
von Nazis ist, sondern diejenige von demokratischen 
Institutionen, deren ideologische Legitimation die 
Zivilgesellschaft selbst darstelle. Die Artikulation der 
Zivilgesellschaft war also ein nationales Projekt. Es ging 
um die Präsentation eines besseren Deutschland-Bildes, 
um die Rückgewinnung politischer Handlungsfähigkeit 
und um die Besinnung auf ein deutsches Kollektiv, das 
über sein Verhältnis zu »Ausländern« selbst bestimmen 
will. 

Im Herbst 1998 gewann die SPD die Bundestags- 
wahl und startete mit dem grünen Juniorpartner das 
rot-grüne Reformprojekt. Der Aufbruch in die neue 
Berliner Republik stand auf dem Programm. Ziel war es, 
Deutschland aus seinem konservativen Mief zu holen 
und zum treibenden Motor europäischer Politik und 
schließlich der Weltpolitik zu machen. Das ram- 
ponierte deutsche Image war für diesen Weg jedoch 
hinderlich. Noch immer galt Deutschland als Hort von 
dumpfem Rassismus, einer bornierten deutschtümeln- 
den Gemeinschaft, fehlender Innovation, verweigerter 
Vergangenheitsbewältigung etc. Mit all jenem wollte 
Rot-Grün aufräumen, die Modernisierung Deutsch- 
lands stand auf dem Programm: Homosexuellen-Ehe, 
die Änderung des Staatsbürgerschaftsrechts hin zum 
westeuropäischen Standard, Holocaust-Mahnmal, 
Green-Card etc. waren Eckpfeiler jener Politik. Das 
Projekt Zivilgesellschaft ist mit dem Antritt von Rot- 
Grün zur Regierungspolitik geworden. 

Im Jahre 1999 schließlich hat sich das neue 
Deutschland samt seiner zivilgesellschaftlichen Elite seine 
vollständige außenpolitische und militärische Souveräni- 
tät zurückerobert. Das zivilgesellschaftliche Credo, nach- 
dem mit dem Antritt der rot-grünen Koalition das alte 
Deutschland überwunden sei, wurde in außenpolitisches 
Kriegsgetöse umformuliert. Im Kosovo wurden durch 
Verteidigungsminister Scharping KZs erfunden, Milose- 
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vic wurde zum Serben-Hitler erklärt und Deutschland 
gab vor, zur Verhinderung eines erneuten Auschwitz in 
den Krieg gegen Jugoslawien zu ziehen. Die Protagonis- 
tInnen der Zivilgesellschaft, diejenigen, die wenige Jahre 
später den amerikanisch/britischen Krieg gegen den Irak 
scharf angreifen sollten, formulierten das ideologische 
Rüstzeug für diese deutsche Aggressions- und Kriegspo- 
litik. Ebenjenes vorgebliche »Lernen aus der Geschichte« 
wurde zum Garanten neuer deutscher Großmachtspoli- 
tik. Weil in Deutschland eine neue Form der Gesell- 
schaftlichkeit zur politischen Macht gekommen sei, die 
in sich selbst schon die Negation der deutschen Ver- 
gangenheit darstelle und weil sich im Kosovo diese 
negierte deutsche Geschichte wiederholen würde, sei 
jenes neue Deutschland gezwungen sich am Krieg der 
Nato gegen Jugoslawien auch ohne UN-Mandat feder- 
führend zu beteiligen. 

Im Sommer 2000 schließlich gab sich diese neue 
Zivilgesellschaft auch innenpolitisch ein Gesicht. Nach 
einem rassistischen Bombenanschlag auf (zum Teil jüdi- 
sche) AussiedlerInnen in Düsseldorf gab Gerhard Schrö- 
der mit seiner Aufforderung zum Aufstand der Anständi- 
gen den Startschuss für die Antifa-Offensive der Bundes- 
regierung und mit ihr der Zivilgesellschaft. Der von 
Schröder geforderte Aufstand war Kalkül. Es ging nicht 
allein darum, von regierungsamtlicher Seite Verordnun- 
gen zu erlassen und Parteien wie die NPD zu verbieten, 
es ging vor allem darum, dass sich die bundesdeutsche 
Zivilgesellschaft, das personelle und ideologische Funda- 
ment der Bundesregierung, formiert und das neue, mo- 
derne Deutschland symbolisiert. 

Der geforderte Aufstand wurde schließlich realisiert: 
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Wieder versammelten sich hunderttausende Menschen 
zum Gesicht zeigen gegen Rechts, wieder wurden Großkon- 
zerte organisiert, wieder äußerten sich Intellektuelle wie 
der zivilgesellschaftliche Vorreiter Jürgen Habermas in 
Zeitschriften, wieder wurden Großanzeigen geschaltet 
und wieder wurden große Teile der Gesellschaft mobili- 
siert, die sich in den Protesten ihrer gemeinsamen An- 
sicht über ein modernen Deutschlands versicherten. Das 
Schrödersche Signal wurde also aufgegriffen und umge- 
setzt, die Zivilgesellschaft hat sich scheinbar von unten 
organisiert. Die Message war deutlich: Das moderne 
Deutschland duldet keine marodierenden Nazibanden, 
sondern nur die Legitimität des Rechts, ein Recht, dass 
den Kampf gegen unerwünschte Ausländer auch nach 
1993 ständig verschärft hat. 

Im Januar 2001 gab Rot-Grün selbstbewusst den 
Sieg der Zivilgesellschaft bekannt. Die Prügelattacken 
des deutschen Außenministers Joseph Fischer waren 
nicht Anlass seiner Entlassung sondern Prüfstein der 
neuen Regierung und der Zivilgesellschaft. Die 
tätlichen Angriffe Joseph Fischers auf die bundes- 
deutsche Staatsmacht der siebziger Jahre wurden nach- 
träglich als für die Hervorbringung der zivilen Gesell- 
schaft gegen den Mief des alten Deutschland notwendig 
verteidigt. Rezzo Schlauch blökte der Opposition ent- 
gegen, dass die Verhältnisse dieser Zeit ein solches 
Agieren Fischers nahezu erzwungen haben. Die Affäre, 
die eigentlich nie eine Affäre wurde, endete mit dem tri- 
umphalen Sieg der Bundesregierung und ihres zivilge- 
sellschaftlichen Backgrounds. Die Fülle an Intel- 
lektuellen, PolitikerInnen und Zeitungen/ Zeitschriften 
sorgte dafür, dass die Angriffe der Opposition mit 
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Leichtigkeit abgewiesen werden konnten. Die »Affäre« 
vergrößerte die Popularität Fischers weiter, ein einma- 
liger Vorgang in der bundesdeutschen Geschichte. In 
dieser Debatte wurde immer wieder das Ende des alten 
Deutschlands und der Sieg der Zivilgesellschaft, der 
Sieg der modernen, weltoffenen, machtbewussten 
Berliner Republik proklamiert. 

Nach einer kurzen Flaute und dem Zurückgehen der 
öffentlichen massiven Artikulation der Zivilgesellschaft 
wurde sie erneut aktiv, als die Vereinigten Staaten ab 
Ende 2002 zum Krieg gegen den Irak bliesen. Der lang 
angekündigte Krieg wurde anfangs lediglich publizis- 
tisch begleitet, die deutsche Öffentlichkeit verhielt sich 
ruhig, da die zukünftige deutsche Rolle in dieser 
Auseinandersetzung nicht klar war. Dieser Zurück- 
haltung setzte Schröder im Wahlkampf zur Bundes- 
tagswahl 2002 schließlich ein Ende. Mit seinem klaren 
Nein zu jedweder deutschen Beteiligung an dem kom- 
menden Krieg gegen den Irak gab er auch hier wieder 
den Startschuss zur Mobilisierung des zivilgesell- 
schaftlichen Apparats. Diese mobilisierte Zivilgesell- 
schaft hat die Dimension der vorherigen Ereignisse 
noch gesprengt. Bei den Protesten gegen den Irak-Krieg 
wurde eine Breite der Gesellschaft mobilisiert, die es 
schließlich auch großen Teile der parlamentarischen 
Opposition unmöglich machte, die deutschen Realitäten 
zu ignorieren und weiter den Kriegskurs Amerikas zu 
unterstützen. 

Über die deutsche Friedensbewegung ist bereits viel 
gesagt und geschrieben worden. Wesentlich ist vor allem 
ihr Standpunkt, von dem aus sie diskutiert und agiert. 
Dieser Standpunkt ist ein deutscher. Es ging der 
Friedensbewegung nie wirklich darum, die Bedin- 
gungen von Krieg anzugreifen oder eine pazifistische 
Position einzunehmen, sondern immer nur darum, 
Deutschland (und teilweise Europa) als Gegenmodell 
zur amerikanischen Hegemonie zu präsentieren. Die 
von der Bundesregierung, dem deutschen Feuilleton 
und deutschen Think Tanks erarbeiteten Modelle zur 
militärischen und strategischen Stärkung Deutschlands 
und Europas im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten 
wurden von der Friedensbewegung im Grunde nicht 
kritisiert. Dies ist insofern bezeichnend, als dass in den 
Wochen vor, während und nach dem Krieg von 
deutscher Seite so militaristisch argumentiert wurde wie 
selten zuvor. (Umbau der Bundeswehr zur reinen 
Angriffsarmee, Entwicklung einer gemeinsamen euro- 
päischen Rüstungsindustrie, Einrichtung eines europä- 
ischen Kommandostabs in Belgien, Forcierung der 
Bildung europäischer Streitkräfte etc.) 

Unerwähnt blieb der amerikanische Krieg gegen 
Afghanistan, an dem Deutschland immerhin mit einer 
Spezialeinheit und anderer militärischer Unterstützung 
beteiligt war. Zwar hat sich die bundesdeutsche 
Publizistik nicht gerade in euphorischer Kriegsbegeis- 
terung ergossen, ein wirklicher Widerspruch war jedoch 
ebenfalls nicht zu vernehmen. Die Bedingungen für eine 
Zivilgesellschaft, die tatsächlich eine humanistische ist, 
zu intervenieren, waren während des Jugoslawien-Kriegs 
ebenso gegeben wie während des Afghanistan-Kriegs. 
Allein das deutsche Interesse fehlte, das die Zivilgesell- 
schaft hätte in Stellung bringen können. Und so wurden 
beide Kriege mit deutscher Beteiligung durchgeführt, der 


erste von beiden sogar mit der Begeisterung einer erwach- 
sen gewordenen deutschen Nation. 


Was bleibt 


Die vielbeschworene Zivilgesellschaft ist also ein 
Projekt, das die gesellschaftliche Identifikation der 
BürgerInnen mit dem deutschen Staat in einer Zeit 
garantieren soll, in der gesellschaftliche Umbrüche ge- 
nau jene Identifikationen gefährden könnten. Das heißt 
zwar noch nicht, dass somit das Projekt Zivilgesellschaft 
der Bevölkerung aufoktroyiert wurde, heißt aber, dass es 
politisch zumindest gewollt und massiv befördert wird. 
Das Projekt Zivilgesellschaft ist also ein durch und durch 
nationales Projekt. Die regierungsunabhängigen Orga- 
nisationen wie attac und Co. sind die zivilgesellschaft- 
liche Speerspitze des modernen Deutschlands, das 
außenpolitisch vor allem eines ist: Weltmacht. Diese 
Funktion der Zivilgesellschaft als Kitt des modernen 
Deutschlands und als Innovationsmotor deutscher Inte- 
ressen muss den meisten Organisationen und Personen 
jedoch nicht entgegengehalten werden, da sie sich selbst 
als solche verstehen. So wurden in den Antiamerika- 
Protesten Deutschland, deutsche Kultur, deutsche Of- 
fenheit und vor allem die aktuelle deutsche Politik 
immer wieder gegen die Vereinigten Staaten in Stellung 
gebracht. Die Verteidigung und Stärkung Deutschlands 
war Ziel und erklärte Absicht des größten Teils der 
zivilgesellschaftlichen Friedensbewegung. 

Dennoch gibt es Tendenzen innerhalb der Linken, 
durchaus progressive Elemente der Zivilgesellschaft aus 
deren Zusammenhang zu reißen und gegen die anderen 
abzugrenzen. So gab es nicht Wenige, die in der Verhin- 
dert Stoiber-Kampagne tatsächlich die rot-grüne Innen- 
politik dem Stoiberschen Rassismus den Vorzug gaben 
oder die in der Ablehnung des amerikanischen Krieges 
der Friedensbewegung den Anfang einer allgemeinen 
Militarismuskritik witterten. Dem ist entgegenzuhalten, 
dass die partielle Abgrenzung der Zivilgesellschaft gegen 
sich selbst nicht funktionieren kann. Es ist dringend 
nötig, sich klar zu machen, wofür die Zivilgesellschaft als 
Ganzes steht, wofür sie eintritt und was sie stützt und 
legitimiert. Die Zivilgesellschaft ist nicht trotz sondern 
wegen ihrer — wenn auch oberflächlichen — Heterogenität 
die legitimatorische Stütze der aktuellen Bundesregierung 
und damit des neuen rot-grünen, kriegführenden 
Deutschlands. 

Das ernst nehmend, gilt es zu erkennen, dass nicht 
mit Teilen der Zivilgesellschaft gemeinsame Sache 
gemacht werden kann, sondern dass das Projekt 
Zivilgesellschaft wie seine konkreten Manifestationen 
angegriffen werden müssen, um tatsächlich die deutschen 
Zustände als Ganzes im Visier zu haben. 


BÜNDNIS GEGEN RECHTS (Leipzig) 


Nächste Ausgabe: 
Deutscher Exportschlager »Zivilgesellschaft«. Über die 
Installierung »ziviler Gesellschaften« zur innenpoliti- 
schen Ordnung der Staaten an der deutsch-europä- 
ischen Peripherie. 
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‘ Zitat von Birgit Zuse, 
Lehrerin am Göttinger 
Felix-Klein-Gymnasium 
(FKG), nachlesbar im 
»Göttinger Tageblatt« 
vom 27.3.2003. 


® Die LeserInnen wer- 
den an dieser Stelle 
vielleicht stutzen. Mo- 
ment, ist der antideut- 
sche Vorkämpfer doch 
in einer Gewerkschaft, 
führt er gar ein skan- 
dalöses Doppelleben? 
Hat er einen zweiten 
Wohnsitz in der heimeli- 
gen niedersächsischen 
Kleinstadt? Nein, nein, 
keine Sorge. Es dreht 
sich hier um den engen 
Verwandten des großen 
Bellizisten und Autors 
einer allseits bekannten 
Zeitung mit dem Namen 
einer Südseeinsel. 
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Frieden im Krieg oder 


Krieg dem Frieden? 


EINE BRISE LOKALKOLORIT: DIE ANTIKRIEGSPROTESTE IN GÖTTINGEN 


er Irak-Krieg ist vorbei, die Großdemonstrationen 

finden nicht mehr statt und die bunten Pace- 

Fahnen sind kaum mehr zu sehen. Mit dem 
Kriegsende scheint die aktuelle Friedensbewegung genau- 
so schnell von der Bildfläche verschwunden zu sein, wie 
sie zuvor entstanden war. Da jedoch davon auszugehen 
ist, dass die radikale Linke auch in Zukunft mit solchen 
Formen von »Bewegungen« konfrontiert sein wird, hal- 
ten wir es für notwendig, die Diskussion um die 
Möglichkeiten der kritischen Intervention weiterhin zu 
führen — Anlass dafür bieten auch die in der Phase 2 
vertretenen Positionen, die einer solchen Interventions- 


politik ablehnend gegenüberstehen. 
Kritikebenen 


Schon vor und insbesondere während des Irak-Krieges 
erhielt die grundsätzliche Frage, wie mit einem derarti- 
gen bürgerlichen Massenprotest umzugehen sei, erneut 
Relevanz. Die radikale Linke sah sich plötzlich mit hun- 
derttausenden DemonstrantInnen konfrontiert, die — 
im Gegensatz zur früheren Friedensbewegung der acht- 
ziger Jahre — nicht gegen, sondern mit der (und in vie- 
len Fällen für die) Bundesregierung marschierten. Doch 
auch ohne die Beteiligung der regierenden Parteien 
wurde schnell deutlich, dass es sich nicht unbedingt um 
progressive Demonstrationen handelte. In weiten Teilen 
der Friedensbewegung waren antiamerikanische und 
antisemitische Positionen verbreitet, die eine deutliche 
Gegenwehr erforderten. Für eine emanzipatorische 
radikale Linke, die den Irak-Krieg nach wie vor ablehnt, 
ergaben sich daraus zwei Ebenen der Kritik und damit 
einhergehende Schwierigkeiten in der politischen 
Praxis. Einerseits galt es (und gilt es selbstverständlich 
nach wie vor), diejenigen auszuschließen, die in den 
USA und Israel ihre Hauptfeinde sehen und deren 
Antikriegspositionen sich aus antiamerikanischen und 
antisemitischen Ressentiments speisen. Andererseits 
stellte gerade die Situation, in der die Bundesregierung 
zur treibenden Kraft der Proteste wurde, ein weiteres 
praktisches und taktisches Problem dar. Eine links- 
radikale Antikriegsposition, die ernst genommen wer- 
den wollte, musste eine deutliche Absage an dieses 
»Bündnis« und damit einhergehend eine grundlegende 
Kritik an der vermeintlich pazifistischen, tatsächlich 
jedoch deutsch-nationalistischen Position der Regie- 
rung und ihrer UnterstützerInnen formulieren. 


»Soviel Gewaltbereitschaft und hasserfüllte Gesichter 
habe ich noch nie gesehen«' 


Wie in allen anderen deutschen Städten gab es auch in 
Göttingen bereits vor Beginn des Irak-Krieges Demons- 
trationen gegen den sich immer deutlicher abzeichnen- 
den anglo-amerikanischen Militärschlag. Die Frage stand 
damit im Raum: Wie würde der »Tag X« in Göttingen 
verlaufen; welche politischen Interventionsmöglichkeiten 
waren angesichts der bereits stattgefunden Großdemons- 
trationen wie im Februar diesen Jahres in Berlin, bei 
denen antinationale und antikapitalistische Kräfte fast 
überhaupt nicht wahrnehmbar waren, gegeben? Konnte 
trotz dieser Eindrücke und der Befürchtung, dass anti- 
amerikanische und antisemitische Positionen auch in 
Göttingen möglicherweise hoffähig wären, eine kritische 
Position, wie sie die Autonome Antifa [M] in ihrem Flug- 
blatt zum Irak-Krieg formuliert hat, auf Resonanz hoffen, 
geschweige denn den Ausdruck der Antikriegsproteste 
dominieren? Der erste Testlauf ließ nicht lange auf sich 
warten: Etwa zwei Wochen vor Beginn des Militärschlags 
demonstrierten in Göttingen über tausend Menschen 
gegen den bevorstehenden Krieg, darunter zahlreiche 
SPDlerInnen und GRÜNE. Im Rahmen einer Kampag- 
ne mit dem Motto »Regierung Hau ab!«, deren Ziel es 
war, den Konflikt zwischen Friedensbewegten, Vertre- 
terInnen von Rot-Grün und linksradikalen Kriegsgeg- 
nerInnen zuzuspitzen, traten auf derselben Demo drei als 
Bundeswehrsoldaten verkleidete Personen mit einem 
gefakten Transparent der Regierungsparteien auf und 
verteilten Flugblätter der Autonomen Antifa [M]. In 
diesen wurde die radikale Linke aufgefordert, einen 
klaren Trennstrich gegenüber »Deutschtümelei, Regie- 
rungsunterstützung oder dumpfem Antiamerikanismus« 
zu ziehen. Das einzige antisemitische Transparent auf 
dieser Demo musste übrigens aufgrund der Intervention 
von AntifaschistInnen eingepackt werden. Die von der 
Autonomen Antifa [M] vertretene Strategie, im Bezug 
auf den »Tag X« eine Spaltung der linken Szene von dem 
durch den örtlichen DGB-Vorsitzenden Wertmüller? ein- 
berufenen Bündnis und den darin vertretenen Regie- 
rungsparteien einzufordern, verlief letztlich erfolgreich. 
Während der DGB und die Regierung am »Tag X« ihre 
Kundgebung abhielten, packten sie nach Eintreffen des 
Lautsprecherwagens brav ihre Parteifahnen ein und über- 
ließen der radikalen Linken bereitwillig das Feld. Die an- 
schließende Demonstration wurde inhaltlich von links- 


radikalen Kräften dominiert, allerdings gab es natürlich 
auch hier Kontroversen über die politische Ausrichtung. 
Dennoch war es unproblematisch einen Redebeitrag zu 
verlesen, der antiamerikanische und nationalistische 
Positionen in der Friedensbewegung kritisierte. Ein von 
den GRÜNEN angemeldeter Schweigemarsch fiel ange- 
sichts angekündigter Störaktionen ins Wasser. Einen Tag 
später fand in Göttingen eine SchülerInnendemonstra- 
tion statt, die die »Antifaschistische Jugend Göttingen« 
(AJG) organisiert hatte und an der sich etwa 1500 
SchülerInnen beteiligten. Die inhaltliche Ausrichtung 
war deutlich. Sowohl in ihrem Redebeitrag als auch in 
dem Aufruf erklärte die AJG Deutschland zum Haupt- 
feind, verurteilte das Baath-Regime als »faschistisch« und 
setzte sich kritisch mit Antiamerikanismus, Anti- 
semitismus und Nationalismus innerhalb der Friedens- 
bewegung auseinander. Während der gesamten Demons- 
tration distanzierten sich die RednerInnen von Rot- 
Grün, das Büro der GRÜNEN wurde von Demonstran- 
tInnen mit Eiern und Parolen, die sich gegen die grüne 
Außenpolitik richteten, verziert. Die SchülerInnen zeig- 
ten sich konfliktfreudig, obwohl einige von ihnen 
Schwierigkeiten hatten, die Demonstration überhaupt zu 
erreichen, weil Lehrkräfte und wild gewordene Haus- 
meister versuchten, sie in den Schulen einzusperren. In 
den folgenden Wochen gab es immer wieder Antikriegs- 
proteste, die sich deutlich von nationalistischen und Pro- 
Regierungspositionen abgrenzten. Eine Besetzung des 
örtlichen SPD-Büros wurde ebenso mit einer Kritik an 
der deutschen Außenpolitik und den wirtschaftlichen 
Interessen Deutschlands verbunden, wie die kurzzeitige 
Blockade des Linos-Konzerns in Göttingen, der sich an 
Rüstungsgeschäften beteiligt. In diesem Zusammenhang 
wies die Gruppe »UNPOWER« in einem Flugblatt auch 
auf die Beteiligung deutscher Firmen an der Aufrüstung 


des Irak hin.’ 
Was geht (nicht)? 


Wenn nun das BgR' in seinem Papier behauptet, dass es 
der Friedensbewegung immer nur darum gegangen sei, 
»Deutschland (und teilweise Europa) als Gegenmodell 
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zur amerikanischen Hegemonie zu präsentieren« bleibt 
offen, wer denn nun die Friedensbewegung ist? Waren 
die SchülerInnen in Göttingen die Friedensbewegung 
oder stellt sich nicht vielmehr Frage, ob die Motivatio- 
nen der DemonstrantInnen mindestens ebenso hetero- 
gen waren, wie die Bewegung selbst? Selbstverständlich 
bleibt unklar, inwieweit die etwa von der AJG vertreten 
Positionen unter den DemonstrantInnen mehrheitsfähig 
waren und es gibt auch keine Garantie dafür, dass nie- 
mand dort antiamerikanische, antisemitische und/oder 
nationalistische Positionen vertreten hat, hätte jemand 
sie/ihn befragt. Eine derartige Garantie gibt es jedoch bei 
keiner Demonstration. Bleibt noch die Frage nach der 
Rezeption. Tragen die in Göttingen gesetzten Akzente 
vor dem Hintergrund einer Massenbewegung, bei der 
die hier geschilderten Ansätze absolut marginal waren, 
überhaupt etwas aus? Die Berichterstattung in 
Göttingen war jedenfalls ambivalent. Während das 
»Göttinger Tageblatt« die Spaltung am »Tag X« ver- 
schwieg, erwähnte das Anzeigenblatt »Extra Tip« immer- 
hin, dass Parteifahnen nicht zugelassen wurden. Die 
SchülerInnendemo zog eine wochenlange Diskussion 
nach sich und einzelne AktivistInnen waren anschlie- 
ßend mit Repressionen verschiedenster Art konfrontiert. 
Dieses Beispiel zeigt deutlich, dass die Zivilgesellschaft 
nur solange funktioniert, wie ihr Konsens nicht durch- 
brochen wird. Proteste, die einen Angriff auf die 
Bundesregierung implizierten, waren auch von friedens- 
bewegten LehrerInnen ebenso wenig erwünscht, wie 
Aktionen, die sich nicht auf das Herumlatschen 
beschränkten. Es mag sein, dass die Situation in Göttin- 
gen eine Ausnahme darstellte — sofern dies der Fall ist, 
bietet sie immerhin Anlass, die Absage an eine Politik 
der kritischen und offensiven Intervention zu über- 
denken. Auch wenn die Bedingungen in einer kleinen 
Stadt wie Göttingen ganz andere sind als etwa in Berlin 
oder Leipzig, zeigen die geschilderten Erfahrungen die 
Möglichkeiten auf, die eine radikale Linke in einer 
solchen Situation hat und nutzen sollte. 
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® UNPOWER (Unab- 
hängiges Nichtnationa- 
les Projekt zur Organi- 
sierung von Widerstand, 
Entwaffnung und gegen 
Regierungsgewalt) erk- 
lärte in dem Flugblatt: 
»Die Linos AG produ- 
ziert optische Zielsyste- 
me für Lenkwaffen, die 
wahrscheinlich auch im 
aktuellen Krieg gegen 
den Irak zum Einsatz 
kommen (...) Neben den 
eigenen schmutzigen 
Geschäften ist die Linos 
AG auch noch ein Toch- 
terunternehmen von Carl 
Zeiss. Zeiss belieferte in 
den achtziger Jahren den 
Irak mit Waffentechnik. 
Nach dem irakischen 
Rüstungsbericht an die 
UNO waren damals ins- 
gesamt 80 deutsche 
Firmen an der Aufrüs- 
tung des Krieg führen- 
den Diktators Saddam 
Hussein beteiligt (...)« 
Ein Sprecher der Linos- 
AG gab daraufhin zu, 
dass die Herstellung von 
militärisch nutzbaren 
Bildverarbeitungssys- 
temen sechs Prozent 
des Umsatzes ausma- 
che. 


* Vgl. Beitrag des Bünd- 
nis gegen Rechts (BgR) 
Leipzig; »Das Projekt Zi- 
vilgesellschaft. Ziviles 
Engagement als Leitkul- 
tur« in dieser Ausgabe 
der Phase 2. 


ewalt brauchen 


netzwerk-berlin@t-online.de 


Migrantinnen, Flüchtlinge, Afrodeutsche 
und andere, die die Staatsgewalt als Nicht- 
deutsch - und damit als besonders suspekt - 
definiert, werden häufig Opfer polizeilicher 
Misshandlungen. Dabei werden die Opfer 
all zu oft zu Täterlnnen gemacht. Wollen 
sich die Betroffenen wehren, treffen sie 
nicht selten auf eine Mauer des Schwei- 
gens und des Misstrauens. 


"Anlass- und verdachtsunabhängige Kon- 
trolle" heißt das Instrument, das polizeilicher 
Willkür, Rassismus und Misshandlungen 
Tür und Tor öffnet. Kommt es hierbei zu 
Übergriffen wird gegen die Opfer wegen 
Widerstand, Beleidigung und Körperverlet- 
zung ermittelt. Spätestens wenn die Betrof- 
fenen selbst Anzeige erstatten, besteht die 
Gefahr einer Gegenanzeige durch die be- 
teiligten PolizistInnen. 


Das kann für Leute ohne gesicherten Auf- 
enthaltsstatus bei einer Verurteilung die 
‚Abschiebung bedeuten. Da es nur selten 
Zeuginnen für die Misshandlungen gibt, 
stehen die Aussagen mehrerer Beamtinnen 
der Aussage eines Migranten/einer Migran- 
tin gegenüber. So wird die Glaubwürdigkeit 
von Polizeiopfern in Frage gestellt. 

Um eine gezielte finanzielle Unterstützung 
zu ermöglichen, haben das AntiDiskrimi- 
nierungsbüro Berlin e.V. -ADB, der Berliner 
Ermittlungsausschuss — EA, Netzwerk 
Selbsthilfe e.V. und ReachOut — Beratung 
für Opfer rechter, rassistischer und antise- 
mitischer Angriffe einen Rechtshilfefonds 
für Opfer rassistischer Polizeigewalt ge- 
gründet. Mit dem Geld sollen die Opfer 
rassistischer Polizeigewalt konkret darin 
unterstützt werden, ihre Anwältinnen- und 
Prozesskosten aufbringen zu können. 


ADB | EA | netzwerk | ReachOut 
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' Der Text schließt an 
den Beitrag »Krach ohne 
Scheidung« (Phase 2, 
Nr. 7, 3/03, 37ff.) an, in 
dem die transatlantische 
Konfrontation als zeit- 
weise, aber nicht end- 
gültige Differenz be- 
schrieben wurde. 


? Vgl. dazu den voran- 
gegangenen Beitrag in 
Phase 2, Nr. 7, 3/03 oder 
auch den Jungle World- 
Beitrag von Gerrit Brü- 
ning (Jungle World Nr. 
16 vom 09. April 2003, 
14) über die Leistungs- 
bilanz der europäischen 
Militarisierung. 


® Vgl. Robert Kagan, 
Macht und Ohnmacht. 
Amerika und Europa in 
der neuen Weltordnung, 
Berlin 2003. 


* Vgl. Frankfurter Allge- 
meine Zeitung vom 5. 
Mai 2003, 4. 
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Gegen Macht Europa 


EGAL OB MILITÄR- ODER ZIVILMACHT, EINE LINKE PERSPEKTIVE GIBT ES 
NUR IN DER ABGRENZUNG VON BEIDEN PROJEKTIONEN' 


ach Verlautbarungen antimilitaristischer Gruppen 

der Antikriegsbewegung besteht die Hauptgefahr 

der politischen Entwicklung nach dem Irak-Krieg 
in einem Militarisierungskurs Kerneuropas, der in einem 
neuen Rüstungswettlauf mit den USA und einer gefähr- 
lichen Konfliktdynamik zwischen den amerikanischen 
und europäischen Konkurrenzmächten mündet. Eine 
Sichtweise, die doppelt problematisch ist. 

Für die Ablehnung einer sich Schritt für Schritt nor- 
malisierenden Militär- und Kriegslogik braucht es nicht 
den worst case einer potentiell gegen die USA einsetz- 
baren EU-Armee. Der instrumentelle Charakter deut- 
scher Machtpolitik lässt sich auch ohne die Beschwörung 
dieses Horrorszenarios offen legen. Darüber hinaus zeigt 
sich, dass aus einer Perspektive, die sich ausschließlich auf 
die militärisch-konfrontativen Entwicklungspfade fokus- 
siert, weder eine Kritik an den variablen deutschen 
Machtprojektionen noch an den dazugehörigen nationa- 
len Identifikationsprojekten zu leisten ist. Aus antimilita- 
ristischen Blickwinkel muss der dritte Weg zu deutscher 
Weltgeltung, das alternative Konzept »Zivilmacht«, fast 
zwangsläufig als bündnisfähig erscheinen. 


Deutschland wünscht sich was 


Angesichts der Forderungen nach einer schlagkräftigen 
europäischen Armee, die unabhängig von den USA agie- 
ren kann, und in Anbetracht der kerneuropäischen Pläne 
für eine gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungs- 
union scheint die kampfbereite EU-Gegenmacht auf den 
ersten Blick ein kurz vor der Realisierung stehendes und 
damit um so gefährlicheres Szenario zu sein. Gefährlich 
ist es wohl, aber ebenso von der Wirklichkeit ein gutes 
Stück entfernt. Die herausposaunten Ankündigungen 
einer gemeinsamen europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik relativieren sich bei einem Blick auf 
die materielle Ausganglage als auch bei der Bewertung 
der innenpolitischen Stimmungslage. Ohne es im Detail 
zu wiederholen’, sowohl der innereuropäische Interessen- 
gegensatz, die haushaltspolitischen Restriktionen in Folge 
der Krise als auch eine weiterhin bestehende und auf 
wirtschaftlichen Verflechtungen aufbauende Koopera- 
tionsbereitschaft im transatlantischen Verhältnis halten 
den europäischen Aufstand in Grenzen. 

Was nicht heißt, dass die wütenden Proklamationen 
einer Militärgegenmacht keinen Aussagewert haben. So 
wie die Bereitschaft Deutschlands steigt, im Konfliktfall 
die Interessen gegen die weltpolitische Vormacht durch- 
setzen zu wollen, so wächst auch die Akzeptanz für die 


Variante der Außenpolitik, die in entsprechenden 
Situationen auf ein ebenbürtiges Militärpotential ver- 
weisen oder gar zurückgreifen könnte. Wenn in der 
Konkurrenzsituation an vorderster Front die rot-grüne 
Regierung zu den Waffen ruft, muss dies allerdings auch 
als ein ideologisches Substrat zur Überwindung der 
Wirklichkeit interpretiert werden. In der Realpolitik wird 
parallel dazu zum politischen Pragmatismus zurück- 
gekehrt. Wurde noch während des Irakkrieges die 
deutsche Haltung als deutliches Zeichen für den Anfang 
vom Ende des transatlantischen Bündnisses interpretiert, 
spricht die von Deutschland forcierte Stärkung der 
NATO, die auch auf Betreiben Berlins de facto die 
Führung der ISAF in Afghanistan übertragen bekommt, 
eine andere Sprache. 

Sicher, während des Brüssler Pralinengipfels einigten 
sich mit Deutschland, Frankreich, Luxemburg und Bel- 
gien wieder einmal europäische Staaten auf die Verbes- 
serung ihrer militärischen Fähigkeiten. Ein Aktionismus, 
dessen Folgen noch nicht abzusehen sind, wie die 
Geschichte der Bemühungen um eine stärkere europä- 
ische Militärmacht zeigt. Mit sanftem Humor erinnert 
der Kolumnist der Washington Post und ehemalige Mit- 
arbeiter des amerikanischen Außenministeriums Robert 
Kagan an die Episode, als der belgische Außenminister 
vor etwa zwei Jahren vorschlug, die europäische Armee 
solle sich einfach einsatzbereit erklären, auch wenn die 
tatsächliche Fähigkeit für einen solchen Schritt nicht 
vorhanden war.’ 

Auch die Strategen der deutschen Außenpolitik wis- 
sen, dass die Kreuzung lahmer Gäule kein Rennpferd 
macht, mithin ohne Briten, Spanier, Italiener sowie die 
osteuropäischen Beitrittskandidaten eine konkurrenz- 
fähige Militärmacht Europa nicht zu machen ist. Mit 
welcher Konsequenz sich an die Umsetzung der Brüssler 
Beschlüsse gemacht wird, bleibt derzeit noch unklar. In 
der FAZ, in der tagtäglich gegen das »abenteuerliche« 
Kerneuropa-Konzept angeschrieben wird, vermutete ein 
Kommentator, mit den Vereinbarungen einer verstärkten 
Zusammenarbeit in Sachen Militärpolitik wurde nicht 
viel mehr als geduldiges Papier beschrieben.‘ Selbst- 
verständlich eine Prognose, die aus dem anhaltenden 
Leiden rührt, das die militärische Mindermacht Deutsch- 
land bei der konservativen Opposition verursacht. Aber 
doch auch charakteristisch für die bis zu den Liberalen 
und WirtschaftsvertreterInnen reichende Stimmung, 
man müsse sich nun mit der USA und ihren europä- 
ischen Koalitionären wieder arrangieren, um nicht weiter 
als weltpolitischer Looser dazustehen. 


Vieles spricht dafür, dass sich Deutschland dem- 
nächst wieder stärker an der atlantischen Option, die auf 
Interessenpolitik und Ressourcenerweiterung im Fahr- 
wasser der USA setzt, orientieren wird. Im Entwurf der 
neuen Verteidigungspolitischen Richtlinien (VPR) wird 
die transatlantische Partnerschaft als »Fundament der 
Sicherheitsarchitektur im euroatlantischen Rahmen« 
betont.’ 

Manche werden vermuten, es handele sich hier um 
Lippenbekenntnisse, oder eine Art öffentliches Ablen- 
kungsmanöver. Einen Hinweis darauf, dass damit eine 
durchaus substantielle Maxime beschrieben ist, bekommt 
man beim Vergleich mit den außenpolitischen Leitlinien, 
die der CDU-Vorstand unlängst beschlossen hat. Auch 
hier wird die transatlantische Partnerschaft als »Grund- 
axiom deutscher Außenpolitik« beschworen, dazu gleich- 
zeitig auf den Hintergrund dieser Festlegung verwiesen: 
»Die Europäische Union und die USA sind weltweit die 
mit Handel und Investitionen am stärksten verflochtenen 
und damit auch am weitesten aufeinander angewiesenen 
Wirtschaftsräume. Daher ist jeder Versuch, Europa gegen 
die USA zu einen, zum Scheitern verurteilt. Wer Europa 
gegen Amerika positionieren möchte, spaltet es. Ein 
starkes und einiges Europa, das sich im eigenen Interesse 
als atlantischer Partner versteht, vermag zur Bewältigung 
der gemeinsamen Herausforderungen, vor denen der 
Westen steht, in weit bedeutenderem Maße beizutra- 
gen.« 

Weder der Entwurf der VPR noch die Programmatik 
der CDU enthalten eine Absage an eine gemeinsame 
europäische Verteidigungs- und Sicherheitspolitik. Diese 
sei dringend notwendig, wird allerdings dem Kräftever- 
hältnis sowie der ökonomischen und gesamt-sicherheits- 
imperialistischen Interessenlage angepasst. 

Die Wege zur deutschen Machtgeltung sind vielseitig. 
Sicher ist nur, dass sie je nach Lage gegangen werden. Ein 
Grund für die Linke, sie gegeneinander zu diskutieren, ist 
das nicht. 


Wer mit wem 


Der Krieg ist vorbei. Bis zum nächsten transatlantischen 
Interessenkonflikt ist erst mal wieder Entspannung ange- 
sagt. Folge: Die Friedensbewegung, oder besser: dieses 
zivilgesellschaftliche Sammelsurium von AktivbürgerIn- 
nen, das immer dann Fahne oder Kerze bei Fuß steht, 
wenn Deutschland der Welt etwas mit Nachdruck zu 
sagen hat, wird nach Hause geschickt. Übrig bleibt ein 
Häuflein PazifistInnen und linke AntimilitaristInnen. 
Statt einer kritischen Reflexion ihrer Bündnispolitik in 
den vergangenen Monate versuchen sie sich an einer 
Mobilisierung gegen die EU-Militärmacht, begleitet von 
der Hoffnung, dass sich an die Politisierung in Folge der 
Antikriegsproteste anschließen ließe. 

In der Wochenzeitung Jungle World ruft der Mit- 
arbeiter der Tübinger Informationsstelle Militarisierung, 
Tobias Pflüger, zum Widerstand gegen die Herausbil- 
dung einer europäischen Gegenmacht.’ Für ihn ist das 
Gerede rot-grüner PolitikerInnen von der »Friedens- 
macht Europa« nur eine andere Form des »Eurochau- 
vinismus«, dem die Sympathie antiamerikanischer Kreise 
sicher ist. Nur die wenigsten Gruppen innerhalb der 
Antikriegsbewegung haben so prononciert wie die 


Tübinger IMI gegen deutsche Machtambitionen Position 
bezogen. Die Aufweichung der Programmatik zu 
Gunsten von Massenkompatibilität und Handlungs- 
fähigkeit ist bei ihnen nicht kalkuliert. Pflüger und die 
IMI sind für das gesamte Spektrum der Antikriegspro- 
teste alles andere als repräsentativ. Insofern handelt es sich 
um ein schlechtes Beispiel. Es ist trotzdem gut genug. 
Pflüger plädiert für »ein internationales Bündnis von 
Anti-Kriegs- und Friedensbewegung, globalisierungskri- 
tischer Bewegung, Sozialbewegungen, linken Gewerk- 
schaften, linken kirchlichen Gruppen und Umweltbe- 
wegung gegen permanenten Krieg, Sozialabbau, Aufrüs- 
tung und die derzeitige Form der Globalisierung«. Da 
soll was bewegt werden. Dies ist kein Grund für 
Denunziation, aber auch keiner für Entlastung. Das 
konzipierte Bündnis, das sich wohl kaum in einer 
anderen Form materialisieren dürfte als in der, die 
unlängst auf den Straßen und Medienkanälen zu 
besichtigen war, lädt genau jene Kräfte zur politischen 
Kooperation, die erstens offen für Antiamerikanismus 
und nationalistische Identifikationen sind und zweitens 
sowieso schon mit ihren Positionen die öffentliche 
Wahrnehmung dominieren. Mit offenen Armen werden 
diejenigen empfangen, die mindestens dafür sorgen, dass 
die eigene Gesellschaftskritik unkenntlich wird. 

Zur Beweisführung: Auf der angeblich auch intern 
kritisierten Friedenstour von Attac wurde Israel zum 
wahren Schurkenstaat stilisiert und die »heroischen 
Kämpfer der Intifada« begrüßt. Während des Gastspiels 
in Berlin referierte Hans-Christian Ströbele über die 
»Hoffnung vieler, wenn nicht der meisten Völker«, die 
sich. auf Deutschland und Frankreich richten und 
wünschte sich die Unterstützung dieser Regierungen. Ein 
Einzelfall? Vielleicht nicht verallgemeinerbar? 

Wie steht es mit den Statements von Oskar Lafon- 
taine, dem prominentesten deutschen Globalisie- 
rungsgegner? Das Phänomen, das ihn zum Widerspruch 
reizt, erklärt er sich als »Vordringen der amerikanischen 
Vorherrschaft und Lebensweise auf dem Erdball«.‘ Zu 
zügeln sei es nur durch die Unterwerfung der USA 
unter internationales Recht. Folgerichtig forderte der 
Attacler auf einer Friedensdemo in Saarbrücken die 
Entsendung von UN-Inspekteuren in die USA. Ein 
Vorschlag, der ebenso wie die Rechtfertigung des Jugos- 
lawienkrieges von den anwesenden DemonstrantInnen 
mit viel Beifall bedacht wurde.’ Ein Fall von Lokal- 
kolorit? 

Wir müssen an dieser Stelle nicht so tun, als stünde 
die Diagnose noch aus. Die antiamerikanischen Einzel- 
fälle waren die Regel. In aller erster Linie gilt dies für die 
Form des Antiamerikanismus, die sich mit deutsch-euro- 
päischen Gegenmachtidentifikationen verknüpft. Mit je- 
dem Tag, an dem sich die Friedensbewegung öffentlich 
präsentierte, wurde deutlicher, dass sie für die Linke nicht 
zur umworbenen Bündnispartnerin, sondern zum Fall 
für politische Abgrenzung gerät. 


Was tun mit Zivi Johannes? Oder: 
Die schönste Jugend ist verloren 


Die Hoffnung antimilitaristischer Linker, an einer 
zunächst moralisch inspirierten Antikriegshaltung anset- 
zen zu können, um sie in eine grundlegendere, richtige 
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®  Zit. n. http://www.imi- 
online.de/2002.php3?id 
=554. 


° Vgl. Frankfurter Allge- 
meine Zeitung vom 06. 
Mai 2003, 9. 


” Vgl. Jungle World Nr. 
20 vom 7. Mai 2003, 7. 


® Vgl. Oskar Lafon- 
taine, Die Wut wächst. 
Politik braucht Prinzipi- 
en, München 2002. 


° _http://de.indymedia. 
org/2003/02/41127.sht 
ml. 
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® Vgl. Phase 2, Nr. 7, 
3/03, 60. 


"' Dieter Rucht, Die Frie- 
densdemonstranten - 
Wer sind sie, wofür ste- 
hen sie? Bisher unveröf- 
fentlichtes Manuskript. 


” Vgl. Die Zeit Nr. 18 
vom 24. April 2003, 6. 


” Vgl. konkret Nr. 2/03 
Februar 2003, 14-18. 
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oder einfach nur aufgeklärtere Kritik umwandeln zu kön- 
nen, beruht auf einer angenommenen politischen Un- 
schuldsvermutung gegenüber den Haltungen der meisten 
FriedensdemonstrantInnen. 

Im Prinzip ein Politisierungsansatz, der bis heute für 
viele Postantifa-Gruppen eine zielbestimmende Rolle ein- 
nimmt. War er früher oft Grundlage antifaschistischer 
Jugendarbeit und popantifaschistischer Events, begrün- 
det er heute das »Hineinwirken« in die Antikriegs- und 
globalisierungskritische Bewegung. Paradigmatisch wird 
diese Herangehensweise von der Antifa K aus Köln ver- 
treten, die sich nicht gegen die (Antiglobalisierungs-)Be- 
wegung in ihrer Gesamtheit stellen möchte, sondern ver- 
sucht »Inhalte zu radikalisieren und eine Art »rebellisches 
Bewusstsein mit anzuschieben«.'" Ein nachvollziehbares 
Ziel und deshalb ein Grund mehr, das Plädoyer für die 
Abkehr von diesem Politikstil auf eine sachliche Argu- 
mentationsbasis zu stellen. 

Wir suchen Rat beim Soziologen. Dieter Rucht, 
Leiter der Arbeitsgruppe »Politische Öffentlichkeit und 
Mobilisierung« am Wissenschaftszentrum Berlin, hat die 
gesellschaftliche Formation »Antikriegsbewegung« nach 
wissenschaftlichen Maßstäben untersucht.'' Seine Er- 
kenntnisse entsprechen weder einem angesichts der kapi- 
talistischen Wirklichkeit »diffus geäußerten Unwohlsein« 
(Antifa K), noch einem rebellischen Anfangszustand, an 
dem linke Agitation ansetzen könnte. Im Großen und 
Ganzen handelt es sich bei den DemonstrantInnen um 
eine Schicht mit überdurchschnittlichem Bildungsstand. 
Die absolute Mehrzahl gehört zu den wählenden 
AnhängerInnen der Grünen, der SPD und der PDS. Ihre 
politische Zuordnung zum linken Meinungsspektrum ist 
weniger eine diffuse Selbstüberschätzung, vielmehr han- 
delt es sich um einen ebenso ausgeprägten wie hand- 
lungsrelevanten Irrtum. Laut Studie sind die Befragten in 
hohem Maße politisch interessiert und aktiv. Drei Viertel 
von ihnen bekunden ihre Sympathien für die globa- 
lisierungskritische Bewegung. Zwar sind Jugendliche und 
junge Erwachsene überrepräsentiert, politisch unbedarft 
sind sie nicht. Wenn sich Rebellion und Unmut aus den 
Ergebnissen der Studie herauslesen lässt, dann entspricht 
sie noch am ehesten dem Aufbäumen des Haustiers im 
Hamsterrad. Mit den Worten Ruchts: »Dennoch handelt 
es sich bei den Demonstranten nicht um eine 
Ansammlung von Skeptikern. Lediglich 15 Prozent sind 
‚überhaupt nicht zufrieden mit dem Funktionieren der 
Demokratie in Deutschland. Die durchaus vorhandene 
Akzeptanz des politischen Systems paart sich mit einem 
außergewöhnlichen Misstrauen gegenüber Parteien und 
Politikern.«e Um welchen Grad »außergewöhnlichen 
Misstrauens« es sich dabei handelt, erklärt der nächste 
unschöne Ergebniswert. Knapp siebzig Prozent der 
Befragten zeigen sich mit den Anstrengungen der 
Regierung, den Krieg zu verhindern, zufrieden. 

Wem die desillusionierenden Befunde des Berliner 
Wissenschaftlers aufgrund der quantitativen Analyse- 
apparatur inhaltlich zu wenig aussagekräftig erscheinen, 
der kann sich mit Hilfe eines Beitrages in der Zeit, der auf 
einer klassisch qualitativen Untersuchungsmethode 
beruht, ein kompakteres Bild machen.” Mit hundert 
SchülerInnen und Zivis hatte die Autorin Susanne 
Gaschke gesprochen. Ihr Ziel war es, dem Motivations- 
hintergrund der jugendlichen AntikriegsaktivistInnen 


nachzuspüren. Um die »Gefühle der Mehrheit« auszu- 
drücken, lässt sie die 17-jährige Gesamtschülerin Signe 
zu Wort kommen: »Ich bin froh, dass wir eine Regierung 
haben, die auch mal nein sagt zu Amerika, die der eige- 
nen Meinung treu bleibt und sich nicht beeinflussen 
lässt.« Auch Jens aus dem Geschichtsleistungskurs hat 
aufgepasst: »Die Amerikaner haben das Völkerrecht auf 
miese Weise gebrochen. Sie haben die ganze Arroganz 
ihrer Macht gezeigt und die UN wie ein Schüler- 
parlament behandelt.« 

Vielleicht können sie und die anderen im Beitrag 
zitierten Jugendlichen nichts dafür, haben eine schlimme 
Kindheit, am Ende ist die Mutter Studienrätin und der 
Vater zwingt schon seit Jahren zu Biokost. Es mag sein, 
dass da jemand Souffliertes spricht. Das kann vorbeige- 
hen, sicherlich. Aber wie die Dummheit bemerken, 
woher anderes nehmen, wenn niemand richtig wieder- 
spricht? Das jenes Gesagte die Definition des absoluten 
Gegenteils von Rebellion sein muss, ein Fall für linken 
Widerspruch oder Beileid, falls diese Einstellung auf 
einen halbwegs unpolitischen Lebensentwurf hinausläuft, 
verdeutlicht die Zeit-Autorin. Sie adelt den staatskonfor- 
men Antiamerikanismus zum Maßstab zivilgesellschaft- 
licher Demokratiefähigkeit in Deutschland. Endlich 
»finden deutsche Jugendliche augenscheinlich zum ersten 
Mal einen Weg, stolz auf ihr Land sein zu können in der 
ideologisch einigermaßen unverdächtigen Friedensfrage. 
Zivi Johannes sieht jedenfalls in der gegenwärtigen 
Außenpolitik Chancen für eine neue Souveränität.« 

Weil ihr das eigene Gütesiegel zu gering für so eine 
ganz und gar nicht mehr politikverdrossene Jugend 
erscheint, lässt sie ihr vom Kasseler Soziologen Heinz 
Bude eine »moralische Höherentwicklung« und vom 
Politikwissenschaftler Claus Leggewie den unvermeid- 
lichen und allen Aussagen trotzenden Persilschein in 
Sachen Antiamerikanismus attestieren. 

Schon diese Lobhudelei wäre ein Grund für Abgren- 
zung. Der inhaltliche Begründungszusammenhang 
macht sie absolut notwendig. Eine Radikalisierung des 
Protestpotentials mag es, wird es demnächst auf ein 
Neues mobilisiert, geben. Allerdings keine linke. 
Vielmehr als für aufklärende Anknüpfung ist das 
beschriebene Potential ein Grund für politische Polarisie- 
rung. Die marginalisierte Linke trifft nicht auf eine 
widerständige und aufnahmebereite Jugend- und Protest- 
bewegung sondern auf ein nationales Identifikations- 
projekt Zivilgesellschaft. Die Chance, hier durch 
Hineinwirken, Bündnispolitik, kritisches Begleiten ein 
paar Leute abzuwerben, ist gering. Kaum vorstellbar, das 
die linke Position in der Masse der Idioten überhaupt 
wahrnehmbar ist. In konkret plädierte Thomas Ebermann 
kurz vor Beginn des Irakkrieges für eine Spaltung." Auf 
der einen Seite diejenigen, die Schröder und Fischer den 
Rücken stärken, auf der andere jene, die keine deutschen 
Regierungsleute und AntisemitInnen in den eigenen Rei- 
hen dulden wollen. In Leipzig gab es welche, die haben es 
probiert. Von der anfänglichen Freude über 500 Teil- 
nehmerInnen, die unter linken Losungen gegen Krieg, 
Antiamerikanismus und »deutsche Wege« demonstrier- 
ten, blieb die Ernüchterung, als sich bis auf die 
OrganisatorInnen der gesamte Demonstrationszug in 
den Aufmarsch der deutschen Friedenfreunde einreihte, 
um in der Nähe des amerikanischen Konsulats vom 


Bürgermeister Tiefensee, Mitglied der Kriegstreiberpartei 
SPD, demokratische Tugendhaftigkeit attestiert zu 
bekommen. 

Zumindest ein Hinweis darauf, dass die zivilgesell- 
schaftliche Formation sich nicht nur gegen linke An- 
knüpfungsversuche sperrt, sondern die Bewegungsdyna- 
mik eher schon in Richtung Konformismus und politi- 
scher Regression vonstatten geht. 


Die Wahl der Waffen 


Nur Antimilitarismus schützt vor Vereinnahmung nicht. 
Nicht selten wird er zum Ticket für die Reise in die 
Zivilgesellschaft. Und eh man sich versieht, ist aus einer 
linken Grundüberzeugung eine Chiffre für alternativ vor- 
getragene deutsch-europäische Machtansprüche gewor- 
den. Die Grenzen zwischen linken AktivistInnen und 
regierungsnahen StrategInnen sind, die Antikriegs- 
bewegung hat es erneut gezeigt, fließend. 

Tobias Pflüger, der linke Antimilitarist aus Tübingen 
schwärmte über den Friedensparteitag der PDS, auf dem 
er als Gastredner teilnahm, mit den Worten: »Bei diesen 
guten Reden heute, könnte man sich fast wohl fühlen in 
der PDS.« Glaubt man Presseberichten, die über das 
Ereignis berichten‘, überfällt einen das große Gruseln. 
Die scheidende Parteivorsitzende solidarisiert sich mit 
einer Friedensbewegung, die von der PDS bis zum Papst, 
vom CSU-Mann Gauweiler bis zu Frankreichs Präsi- 
denten Chirac reiche. Der Politikwissenschaftler Elmar 
Altvater plädiert für eine europäische Antwort auf die 
US-Militärintervention im Irak. Statt unterwürfig wie 
Satrapen mitzumachen, sollten die EuropäerInnen selbst- 
bewusst auftreten und gleich mal im Rahmen der Uno 
eine Vorreiterrolle übernehmen. Auch der friedenspoliti- 
sche Sprecher des PDS-Vorstandes, Wolfgang Gehrke, 
machte auf Missionar. Deutsche Außenpolitik müsse 
Friedenpolitik sein, weshalb die Zivilmacht Europa zu 
verwirklichen sei. Dies gehe natürlich nicht ohne 
Emanzipation von den USA. 

Deutsche Außenpolitik ist Friedenpolitik, das ist so 
fundamental oppositionell, dass es seit Jahren im Koali- 
tionsvertrag der Regierungsparteien steht. Gilt die PDS- 
Mitgliedschaft noch hier und da als Makel, der vor zu viel 
Regierungsnähe schützt, haben FriedensforscherInnen 
und -aktivistinnen überall einen guten Ruf. Der 
Planungsstab des Auswärtigen Amtes baut auf seinen 
Arbeitskreis Friedensforschung, und die Deutsche Stif- 
tung Friedensforschung, die das Zusammengehen von 
außerparlamentarischen Initiativen, Wissenschaft und 
Regierungsberatung organisiert, hängt am finanziellen 
Tropf der Regierung. Die Kooperation ist mehr als ein 
demokratisches Feigenblatt. Die institutionalisierte 
Zusammenarbeit hat eine inhaltliche Basis. Multilatera- 
lismus, Verregelung und Verrechtlichung der internatio- 
nalen Beziehungen, Wandel durch Handel, Krisenprä- 
vention und zivile Konfliktbearbeitung, dies sind die 
Schlagwörter des Leitbildes »Zivilmacht Europa«. Sie 
können in den Verlautbarungen der Friedensbewegung 
ebenso wie in den Strategiepapieren des Außenministeri- 
ums gefunden werden. Für deutsch-europäische Expan- 
sionsgelüste ist »ziviles Krisenmanagement« ein Instru- 
ment unter vielen, mit dem Ziel »internationale Hand- 
lungsfähigkeit« zu stärken.'” Dass es sich um ergänzende 


und nicht ausschließende Konzeptionen handelt, legt die 
Position der regierungsnahen Stiftung Wissenschaft und 
Politik nahe. Diese fordert, dass »der breitgefächerte zivil- 
militärische Ansatz zum Markenzeichen künftiger EU- 
Sicherheitspolitik werden soll«.'‘ Das Konzept ist nach 
viel Stirnrunzeln sowie schweren inneren Konflikten, die 
EntscheidungsträgerInnen quälen, offen für die Militär- 
intervention. Vorm Marschbefehl Fischers Dackelfalten, 
das Bild ist bekannt. Inwiefern die VordenkerInnen lei- 
den, sieht man im Fernsehen nicht. Bleibt der Fakt, dass 
MentorInnen der Friedensbewegung, wie der Mitbegrün- 
der der Hessischen Stiftung für Friedens- und Konflikt- 
forschung, Ernst-Otto Czempiel, intellektuelle Wegbe- 
reiterInnen einer zivilgesellschaftlichen Kanonen statt 
Butter-Strömung sind, in der Antimilitarismus ins völlige 
Gegenteil umgepolt wird. Schon vor Jahren konzipierte 
er den Weg zu einer rundum handlungsfähigen europä- 
ischen Konkurrenzmacht über eine in Europa hegemoni- 
ale deutsch-französische Achse. '” 

Ein Peter Strutynski vom Bundesausschuss Friedens- 
ratschlag sieht das Instrumentarium deutscher Interessen- 
politik noch mit Scheuklappen. Die sitzen allerdings 
locker. Seine Forderung, die EU müsse auch weiterhin 
die »zivile Komponente« betonen, begründet der Frie- 
densfundi butterweich. Denn nur so könne die Wirt- 
schaftsmacht Europa ihre »Anziehungskraft für andere 
Regionen« behalten. Zudem könne man militärisch mit 
den USA nicht konkurrieren." 

Die Chiffren der Zivilmacht haben politische 
Karriere gemacht. Mit ihrer Hilfe wurde und wird auch 
weiterhin auf alternative Weise deutsch-europäisches 
Sendungsbewusstsein gegen den schnöden Machtrealis- 
mus der Supermacht USA positioniert. In vielen 
Bereichen deutscher Außenpolitik werden Bestandteile 
des Zivilmachtkonzepts umgesetzt. Aus Anerkennung 
deutscher Mindermacht und mit dem Ziel, den eigenen 
Einflussbereich auszubauen, sowie der amerikanischen 
Vormacht Fesseln anzulegen. 

Mit den Werkzeugen antimilitaristischer Kritik lässt 
sich dieser deutsche Weg zur Gegenmacht Europa nicht 
demontieren. Vielmehr besteht die Gefahr, dass hier auch 
Linke Legitimationshilfen bereitstellen und zum aktiven 
Bestandteil eines nationalen Identifikationsprojektes wer- 


den. 
Fuck Old Europe 


Die Antikriegsbewegung war maßgeblicher Teil einer 
zyklisch wiederkehrenden nationalen Formierung. Entge- 
gen der bewegungslinken Hoffnung, die wohl gleichzei- 
tig Ausdruck von Naivität als auch Hinweis darauf ist, 
dass man sich mit den tristen Zuständen nicht anzufreun- 
den gedenkt, musste ein Anknüpfen an sie scheitern. Mit 
Ende der Kriegshandlungen und Annäherung zwischen 
den transatlantischen Partnern wird der Großteil der 
regierungskonformen und nicht-antimilitaristischen 
Mobilisierung wieder verschwinden. Für die Linke ist das 
gut und nicht schlecht. Übrig bleiben werden Antimilita- 
ristlnnen, die nur partiell Optionen deutscher Gegen- 
machtbildung kritisieren können. Ihre verkürzte Kritik 
braucht den innerimperialistischen Extremfall. Auf klei- 
ner Flamme und in Interessenkooperation vollzogene 
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Kriege, Krisen, Grenzen 


BIS ALLES ZUSAMMENBRICHT PROGNOSTIZIERT ROBERT KURZ WORT- 
GEWALTIG DEN UNTERGANG DES KAPITALISMUS UND IGNORIERT EINWÄNDE 


obert Kurz strapaziert. Neuerdings mit knapp 450 
R Seiten Zusammenbruchsstimmung im altbekann- 

ten Krisis-Jargon: »Weltordnungskrieg. Das Ende 
der Souveränität und die Wandlungen des Imperialismus 
im Zeitalter der Globalisierung«' ist seit kurzem fürs all- 
gemeine Äquivalent auf dem Markt erhältlich. 

Kaum eine Facette des globalen Kapitalismus, die 
Kurz in seinem neuen Buch nicht kritisch unter die Lupe 
nehmen würde: Interventions-Bellizismus, Kapitalismus 
als zerstörerische Wirtschaftsform, postmoderne Welt- 
polizei, Naher Osten und Antisemitismus, globale 
Apartheid, Ende der staatlichen Souveränität, Imperialis- 
musdiskussion ... und dies sind nur die wichtigsten 
Großthemen, um die es in »Weltordnungskrieg« geht. 

Als roter Faden zieht sich dabei die durchaus vertraute 
These durch das Buch, der Kapitalismus habe nun 
endlich seine »innere historischen Schranke« erreicht.’ 
Die Globalisierung wird »als Zersetzungsprozeß der herr- 
schenden Produktions- und Lebensweise« dechiffriert.’ 
Diese zerfällt »in einen schrumpfenden globalen Minder- 
heitskapitalismus einerseits und dessen Barbarisierungs- 
produkte andererseits«‘. Der weltweit betriebenen Aus- 
beutung entspricht im Zustand der Krise eine substaat- 
liche Terror- und Plünderungsökonomie. Der von den 
USA angeführte »Weltordnungskrieg« ist letztlich aus- 
sichtslos und nicht zu gewinnen,’ denn es kämpft der 
»ideelle Gesamtimperialismus« gegen seine eigenen 
»Gespenster«. Was er in der Gestalt von Schurkenstaaten 
und Gotteskriegern ausrotten will, wird von ihm Tag für 
Tag neu produziert. 


> Fortsetzung von 5. 43 


Blick. Schwerer wiegt, dass sie mit ihrer Fokussierung 
auf europäische Militarisierungsprojekte vor der zivil- 
gesellschaftlichen Variante der Vereinnahmung nicht 
gefeit sind. Ihre thematische Verengung und ihre Bünd- 
nispraxis verhindern eine grundlegende Opposition. 

Linke Kritik am Aufbau einer kapitalistischen 
Konkurrenzmacht Europa muss sich gegen die variablen 
Formen nationaler und europäischer Identifikationen, 
gegen Antiamerikanismus und zivilgesellschaftlich 
unterfütterte Politikstrategien wenden. 


PHAsE 2, LEIPZIG 


Einerseits fasziniert Kurz, indem er gnadenlos — schein- 
bar unzulässig — zuspitzt. Dazu ein Beispiel aus dem 
Kapitel »Gemeinsamkeit der Demokraten«® über den 
Umgang »unserer« Gesellschaft mit Fremden: »Dieselben 
demokratischen Apparatschiks und Mandarine, christ- 
liche, sozialdemokratische, liberale, grüne, die für 
Menschenjagd und Flüchtlings-KZs verantwortlich 
zeichnen, deren Schergen Kinder quälen und Menschen 
bewusst zurück in die Folterkeller ihrer verbündeten Alp- 
traum-Regimes jagen — just diese Ausgeburten der Un- 
wahrheit und Enthumanisierung erdreisten sich, an der 
irregulären Mordlust ihrer eigenen Brut einen gewissen 
bürgerlichen Anstoß zu nehmen, weil hier der Dienstweg 
nicht eingehalten wird.« Was sich zunächst wie ein ver- 
baler Amoklauf liest, ist eingebettet in eine detailreiche 
Kritik. Die Schärfe der Ansage erweist sich als gerechtfer- 
tigt, wenn das Zitat nicht aus dem Kontext der Schilde- 
rung der real-existierenden Migrationspraxis gerissen 
wird. Und diese kompakte Schilderung ist wertvoll. Vor 
allem in Rechnung gestellt, dass eine Publizität, wie Kurz 
sie erreicht, für linksradikales Schriftgut durchaus nicht 
die Regel ist. In diesem Sinne kann Kurz mit seinem 
Buch nach obigem Muster wertvolle diskursive Schneisen 
für einige der wichtigsten linksradikalen Themenfelder 
schlagen, von denen aus auch Nicht-Krisis-VertreterIn- 
nen weiterarbeiten können. 

Um so enttäuschender ist es, dass jedes Argument 
und jede Diagnose ins altbewährte holzschnittartige 
Untergangsszenario gepresst werden muss. Für Kurz ist 
klar: Die »neuen Weltordnungskriege« stehen in unmit- 
telbarem Zusammenhang mit der »Weltkrise an der his- 
torischen Grenze des Verwertungsprozesses«'. »Die dritte 
industrielle Revolution der Mikroelektronik«, so Kurz, 
»hat seit den 80er Jahren damit begonnen, der Verwer- 
tung lebendiger Arbeit eine innere historische Schranke 
zu setzen«''. Warum das so ist, bleibt in »Weltordnungs- 
krieg« — und auch in Kurz’ Beitrag in Phase 2.07 — weit- 
gehend unklar. Offensichtlich reicht es dem Autor an 
dieser Stelle völlig aus, das herbeigesehnte Ende des 
Kapitalismus möglichst wortgewaltig anzukündigen. Der 
Rest erledigt sich dann schon von selbst. 

Ausführlicher finden sich die Begründungen für die 
Zusammenbruchsprognose in früheren Texten von Ro- 
bert Kurz und anderen AutorInnen aus dem Umfeld der 
Gruppe Krisis.'” Argumentiert wird hier, dass die techni- 
sche Revolutionierung der Produktionsmittel (hier: die 
dritte industrielle Revolution der Mikroelektronik) 
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menschliche Arbeitskraft zunehmend ersetze. Da der 
Kapitalismus jedoch auf der Ausbeutung lebendiger 
Arbeit beruhe, unterminiere er damit notwendigerweise 
seine eigene Existenzbedingung. Unausweichlich führe 
dies zu einem Zusammenbruch des gesamten kapitalisti- 
schen Systems. 

Kurz und Konsorten beziehen sich mit dieser 
Argumentation wesentlich auf Passagen in den Marx- 
schen Grundrissen. Dass eben diese Zusammenbruchsbe- 
gründung ziemlich kritisch diskutiert wurde, scheint dem 
Autor auf seinen knapp 450 Seiten jedoch nicht weiter 
erwähnenswert. So hatten in der Debatte um das »Mani- 
fest gegen die Arbeit« eine Reihe von AutorInnen Ein- 
spruch erhoben, dass die von der Krisis ins Feld geführten 
Argumente einer Marxschen Zusammenbruchstheorie 
durchaus nicht so schlüssig und kohärent sind, wie sie 
vorgetragen werden.'’ Schon Marx selbst hatte seine 
krisentheoretischen Ansätze aus den Grundrissen im 
Kapital stark überarbeitet. Dort lassen sich tatsächlich 
kaum noch Hinweise auf eine Zusammenbruchstheorie 
finden. 

So stellt Marx etwa im Abschnitt über den Relati- 
ven Mehrwert fest: Das Kapital »muß die technischen 
und gesellschaftlichen Bedingungen des Arbeitsprozesses, 
also die Produktionsweise selbst umwälzen, um die 
Produktivkraft der Arbeit zu erhöhen, durch die Erhö- 
hung der Produktivkraft der Arbeit den Wert der Arbeits- 
kraft zu senken und so den zur Reproduktion dieses 
Werts notwendigen Teil des Arbeitstages zu verkürzen. 
[...] Den Mehrwert [...], der aus der Verkürzung der 
notwendigen Arbeitszeit [...] entspringt (nenne ich) rela- 
tiven Mehrwert. [...] Er steigt mit steigender und fällt mit 
fallender Produktivkraft.«' 

Was in den Grundrissen noch zum Zusammenbruch 
führen sollte, ist nun zu einem funktionalen Mechanis- 
mus geworden. Die »Prozess-Innovation«, wie es die 
Krisis nennt, bewirkt die Steigerung der allgemeinen Rate 
des Mehrwerts. Dem einzelnen Kapitalisten erlaubt sie 
unter Umständen noch die zeitweise Realisierung eines 
Extra-Mehrwerts, nämlich insoweit er seine Ware mit 
weniger Arbeitsaufwand produziert, als der gesellschaft- 
liche Durchschnitt der Produzenten. Solange, bis sich die 
betreffende Innovation über die Konkurrenz allgemein 
durchgesetzt hat, kann er die Wertdifferenz, die durch 
den Unterschied zwischen gesellschaftlich-notwendiger 
Arbeitszeit zur Herstellung der Ware und seiner real- 
aufgewandten Arbeitszeit entsteht, auf den allgemeinen 
Mehrwert aufschlagen. So begründet Marx in seiner 
Untersuchung des relativen Mehrwerts auch die für den 
Kapitalismus spezifische mächtige Tendenz zur Revolu- 
tionierung der Produktivkräfte. 

Im Abschnitt »Der Akkumulationsprozess des 
Kapitals« beschäftigt sich Marx unter anderem mit der 
durch die Produktivkraftsteigerung erzeugten »überflüssi- 
gen Arbeitsbevölkerung«. Ähnlich wie im Falle des rela- 
tiven Mehrwerts wird auch dieses Phänomen im Kapital 
in einen funktionalen Zusammenhang gestellt. Im Ge- 
gensatz zu früheren krisentheoretischen Überlegungen ist 
nun nicht mehr von einer absoluten Verdrängung 
menschlicher Arbeitskraft aus dem Arbeitsprozess die 
Rede, sondern von einer »relativen Überzähligma- 
chung«'° — relativ gemessen an den Verwertungsbedürf- 
nissen des Kapitals.’ Zudem kommt diesen »überflüssi- 


gen Arbeitern« eine spezifische Aufgabe zu: »Die mit dem 
Fortschritt der Akkumulation überschwellende und in 
Zusatzkapital verwandelbare Masse des gesellschaftlichen 
Reichtums drängt sich mit Frenesie [Wut, Raserei] in alte 
Produktionszweige, deren Markt sich plötzlich erweitert, 
oder in neu eröffnete [...], deren Bedürfnisse aus der 
Entwicklung der alten entspringen. In allen solchen 
Fällen müssen große Menschenmassen plötzlich und 
ohne Abbruch der Produktionsleiter in andren Sphären 
auf die entscheidenden Punkte werfbar sein. Die 
Überbevölkerung liefert sie.«'” Davon, dass menschliche 
Arbeit ganz allgemein aufhört, die Quelle des Reichtums 
zu sein, wie dies noch in den Grundrissen behauptet 
wurde,'* kann hier nun nicht mehr die Rede sein. 

Doch in der Kapitalismuskritik des Robert Kurz ist 
offensichtlich für solcherlei Widersprüche wenig Platz. 
Wenn Kurz feststellt, dass »die Anwendung der Mikro- 
elektronik zu einer strukturellen Massenarbeitslosigkeit« 
führt, so ist das für ihn praktisch gleichbedeutend mit 
»finaler Krise«. Dass eine überflüssige Arbeitsbevölkerung 
zwar zum politischen Problem werden kann, doch deswe- 
gen keineswegs dysfunktional für den Kapitalismus sein 
muss, will Kurz nicht recht verstehen. 

Ähnlich verquer wie die Ankündigung des ökonomi- 
schen Zusammenbruchs klingt auch die Kurzsche 
Diagnose einer finalen Krise des politischen Weltsystems. 
Imperiale Kriege, die Privatisierung von Gewalt und das 
Ende nationalstaatlicher und völkerrechtlicher Regulie- 
rung bedeuten, so der Autor, »das Ende aller bürgerlichen 
Vertragsverhältnisse überhaupt«'”. Auch hier stellt sich die 
Frage, worin und für wen eigentlich die Krise besteht. Für 
die betroffenen Menschen bedeutet die gegenwärtige 
Deregulierung der markt- und gewaltförmigen Konkur- 
renz zwischen Staaten und Kapitalen ohne Frage eine 
Katastrophe. Doch ist das notwendigerweise gleichbe- 
deutend mit einem Untergang der kapitalistischen Welt- 
gesellschaft? Die Kurzsche These, dass die derzeitig einzi- 
ge Supermacht USA ihre Führung als »ideeller Gesamt- 
imperialist« bald verlieren wird und der Kapitalismus 
deswegen gleich weltweit und komplett mit den Bach 
hinunter gehen muss, überzeugt jedenfalls kaum. Das 
Kurzsche Bemühen, den Begriff des »ideellen Gesamtka- 
pitalisten« für eine Beschreibung zwischenstaatlicher 
Konkurrenzverhältnisse in Dienst zu nehmen, hinkt. 
Und zu sehr klingt das alles doch nach einer ziemlich 
gängigen Globalisierungsthese vom universellen Bedeu- 
tungsverlust des Staates. Nur eben als linksradikale 
Zusammenbruchsversion. 

Dabei hat Kurz es angesichts seines reichen und ein- 
drucksvoll scharf präsentierten Materials eigentlich gar 
nicht nötig, die komplette Darstellung diesem theoreti- 
schen Großrahmen zu unterwerfen. Dass er es trotzdem 
tut, ist gleich in mehrfacher Hinsicht problematisch. 
Zunächst bleibt einfach nur der schale Beigeschmack des 
»großen Wurfs« bzw. der »großen Erzählung« — wahr- 
heitsheischend. Absurd wird’s jedoch dann, wenn man 
den Kurzschen Politik- und Krisenbegriff auf seine Impli- 
kationen für die politische Praxis befragt. Denn wenn 
man Robert Kurz Glauben schenken darf, dann hängt 
das Ende des Kapitalismus offensichtlich eher am 
»Reifegrad des Weltsystems«” als an einer emanzipativen 
politischen Praxis. Die finale Krise wird’s schon richten. 
Jede Form politischer Intervention wird so zur Farce. 


In eigener Sache: Gegen den Kurzschen Geschichtsrevisionismus 
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»Ist es zulässig, diese Bezeichnung zu verwenden?«, 
fragt sich Kurz bei seiner Ausweitung des KZ-Begriffs 
auf die Gegenwart und fährt fort: »Es gibt eine 
gewisse opportunistische Sorte von Tabuisierung des 
Begriffs KZ, die diesen ausschließlich für die natio- 
nalsozialistische Vernichtungspraxis reservieren 
möchte. So richtig es aber ist, noch innerhalb des 
kapitalistischen Grauens zu differenzieren und auf der 
Singularität von Auschwitz zu beharren, so falsch 
wird dieser Gedanke und schlägt in Apologetik um, 
wenn damit die Praktiken der demokratischen 
Apparate und speziell des heutigen Ausgrenzungs- 
imperialismus hermetisch von der Praxis des NS 
getrennt werden sollen. Wie die Nazis integraler Be- 
standteil der westlichen Modernisierungsgeschichte 
und der kapitalistischen Entwicklung waren, so 
gehört auch die Praxis des Konzentrationslagers zum 
allgemeinen Bestand der Moderne, und eben auch 
der westlichen Demokratien insgesamt.« (Kurz: 
2003a, S. 203) Was mit dieser Ausweitung eines his- 
torisch eindeutig belegten Begriffs beabsichtig wird, 
ist offensichtlich. 

Nicht das Konstatieren eines allgemeinen Be- 


Da nützt es auch nichts mehr, wenn Kurz in der letz- 
ten Kapitelüberschrift quasi-friedensschwanzgleich »die 
Renaissance radikaler Gesellschaftskritik«°' fordert. Die 
abschließenden Ausführungen dort legen eher den Ver- 
dacht nahe, dass Kurz tatsächlich nur das Label einer 
»radikalen Kritik« bemüht. Denn mitnichten belässt er 
die radikale Kritik bei einer konsequenten Negation. 
Dem besten bürgerlichen Verständnis von der Notwen- 
digkeit einer »konstruktiven Kritik« als quasi Existenzbe- 
rechtigung von Kritik überhaupt verhaftet, wird Kurz 
denn auch tatsächlich konstruktiv. Der konsequente 
Kapitalismus-Kritiker präsentiert — »um zu einer gesamt- 
und weltgesellschaftlichen Lösung jenseits von Markt 
und Staat zu gelangen«” — eine Vision, die zwar nicht 
überrascht, aber seltsam anmutet. Kurz erinnert an ver- 
schüttete Traditionen der Kibbuzim, die er zu den besten 
und weitreichendsten Modellen genossenschaftlicher 
Selbstverwaltung zählt. Sie müssten allerdings von der 
heute für Israel verhängnisvollen Siedler-Ideologie be- 
freit, gesamtgesellschaftlich und transnational ausgewei- 
tet werden. Welt-Genossenschaften zur »Entwicklung 
qualitativ neuer sozialökonomischer Beziehungen jenseits 
von Markt und Staat«*. 

Tatsächlich finden sich die Kurzschen Ausführun- 
gen vom Zusammenbruch beinahe auf jedem attac- 
Büchertisch wieder. Denn dort, wo es einer globalisie- 
rungsregulatorischen Bewegung um die Rettung des ver- 
meintlich zarten Kapitalismus geht, wirkt die drohende 
Apokalypse mobilisierend: Seht her, wir müssen was tun! 
Ehe alles zusammenbricht, demonstriert man lieber für 
einen regulierten, domestizierten, gebändigten Kapi- 
talismus. Vielleicht liegt genau hier das schwerwiegendste 
Problem der Zusammenbruchsidee. Sie untergräbt den 
Gedanken, dass auch der »ganz normale Kapitalismus« 


stands der Moderne, sondern die Übertragung des 
Abscheus vor KZs auf die heutigen Internierungs- 
praxen. Die Unterschiede werden dafür leichthin 
weggewischt. Als ob die Behandlung von Migran- 
tnnen nicht erschütternd genug wäre, müssen die 
Praktiken des Nationalsozialismus herangezogen wer- 
den. Doch die heutigen Lager unterscheiden sich 
nicht nur von der Vernichtungsfabrik Auschwitz, sie 
unterscheiden sich auch wesentlich von anderen 


Typen des Konzentrationslagers, die alle nicht vom 
Nationalsozialismus und seiner Ideologie zu trennen 
sind. Da nützt auch der Hinweis nichts, der National- 
sozialismus sei aus einer kapitalistischen Wirklichkeit 
hervorgegangen. Denn wie dieser Hinweis hilft, zu 
verstehen, dass entgegen des eigenen Selbstver- 
ständnisses auch die BRD nicht das ganz Andere des 
nationalsozialistischen Deutschland ist, dient er doch 
der Verdrängung der Geschichte, wenn plötzlich alles 
wieder Faschismus ist, als allgemeiner Bestand der 
Moderne. 
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nie den Menschen und seine Bedürfnisbefriedigung zum 
Zweck hat, sondern Menschen und Natur immer nur 
zum Mittel der Kapitalverwertung degradiert. Ohne es zu 
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” Kurz: 2003a, 434ff. 


wollen, bedient Kurz so alle bürgerlichen Alpträume von * Ebd., 438. 


Anarchie und Apokalypse. Schade eigentlich. 2 Ebd., 438. 


MARKUS EUSKIRCHEN und HENRIK LEBUHN 

Die Autoren gehören zum wiener büro-kombinat [wbk], 
einem Arbeits-, Diskussions- und Aktionskreis aus 
Berlin. 
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' Unser Titelheld, der 
also schon für Karl Marx’ 
Polemik »Freiheit, Gleich- 
heit, Eigentum und Ben- 
tham« herhalten musste, 
war seinerzeit glühender 
Verfechter des Freihan- 
dels, Liberalismus und - 
man höre - des Pazifis- 
mus. 


? Vgl.: Karl Rauschen- 
bach: Von der Notwen- 
digkeit eines Ziels der 
Geschichte, in: Phase 2, 
Nr. 7, 3/03, 76ff. Und: 
BgR/Leipzig: Die Mög- 
lichkeit der Revolution, 
in: Phase 2, Nr. 6, 1/02, 
gff. Sowie: Initiative: Kri- 
tik im Handgemenge: 
Basisbanalitäten über 
bürgerliche Gesellschaft 
und ihren Export, S. 21f. 


® Eine differenziertere 
Kritik antideutscher Po- 
sitionen hätte sich noch 
mit jenem beispielswei- 
se z.T. von der Freibur- 
ger Initiative sozialisti- 
sches Forum (isf) vertre- 
tenen Strang ausein- 
anderzusetzen, der den 
Krieg gegen den Terror 
weder geschichtsphilo- 
sophisch noch demo- 
kratisierungsideologisch 
legitimiert, sondern als 
»Zeichen gegen den 
euro-islamistischen Ver- 
nichtungsantisemitis- 
mus« betrachtet. Mit 
Zeichen u.ä. gegen Anti- 
semitismus angehen zu 
wollen, mutet idealis- 
tisch an; ebenso die 
mitschwingende Hoff- 
nung, die Produkte des 
Kapitalismus nachhaltig 
zu bekämpfen und ihren 
Produzenten ungescho- 
ren zu lassen. Wenn von 
einer »Atempause für 
Israel« gesprochen wird 
oder von einer »Mil- 
derung der Verhältnisse« 
im Irak, wird schon eher 
ein Schuh daraus. Daß 
diese realitätsnäheren 
Hoffnungen trotzdem 
keine Parteinahme für 
die USA legitimieren, da 
die Hoffnungen und der 
Krieg ihres Hoffnungs- 
trägers selbstverständ- 
lich nicht darauf gerich- 
tet sind, die Wurzeln des 
Übels anzupacken, son- 
dern eben nur darauf, ei- 
ne kurze Unterbrechung 
der Barbarei zu gewäh- 
ren, wird in diesem Bei- 
trag gezeigt, auch wenn 
wir nicht explizit auf 
diesen Strang eingehen. 
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Dig it like Bentham. 


KRISE, KRIEG UND DIE BEWEGUNG FÜR ZIVILISATION UND DEMOKRATIE 


»Der Irak war das erste Land, in dem die Öl-Ressourcen ver- 
staatlicht wurden, was zu einem gigantischen ökonomischen und 
sozialen Aufstieg dieses Landes geführt hat. Der Analphabetismus 
wurde ausgerottet und der Prozeß einer tiefgehenden Säkula- 
risierung eingeleitet. 

Der [irakische Angriff auf Kuwait] ist nicht auf die gleiche 
Weise zu verurteilen wie der Krieg gegen den Iran. Kuwait und 
die anderen Golftaaten sind völlig illegitime Öl-Enklaven des 
Imperialismus. Es wäre durchaus ein demokratisches Anliegen, 
den Ölreichtum zum Nutzen der Volksmassen in der gesamten 
arabischen Welt einzusetzen.« 


Interview von Werner Pirker mit Willi Langthaler, 
Junge Welt, 8. Februar 2003. 


»Ja, wir wünschen uns eine Welt, in der Menschenrechte und 
Demokratie geachtet werden. 

Was diese Welt braucht, ist mehr Verteilungsgerechtigkeit, 
mehr Demokratie und mehr Völkerrecht. Und das ist keine 
Frage der Moral oder der Humanität, das ist in der globalisierten 
Welt eine Grundvoraussetzung für Frieden und Stabilität« 


Rede von Claudia Meyer, DGB-Jugendsekretärin, 
auf der Berliner Friedensdemo, 15. Februar 2003. 


ine Kritik aktueller Spielarten der bürgerlichen 

Modernisierungs- und Demokratisierungsideologie 

hat in Zeiten des Kriegs- und Friedensgeschrei etwas 
von Krämerarbeit, zur sehr scheint die polarisierende 
Frage Pazifismus oder Bellizismus die Analyse zu beset- 
zen. Doch auch wenn es altbacken anmuten mag; die 
Schürfarbeit danach, was manche antideutsche Linke mit 
so vielen Friedensfreunden oder aufgeklärten Zeit-Lesern, 
und alle zusammen mit Jeremy Bentham' gemein haben, 
ist auch nach dem Krieg gegen die Baath-Diktatur 
notwendige Bedingung einer Kritik des kapitalistischen 
Krisenmanagements, das auch in Zukunft kriegerische 
oder »polizeiliche« Interventionen als demokratischen 
Sachzwang vorsehen wird. Nur diese Kritik kann zugleich 
Waffe im Kampf gegen Islamfaschismus und die anti- 
semitische Internationale sein. 


I. Die Kunst des Lesens und der Kommunismus 


Starten wir die Suche bei den sogenannten Anti- 
deutschen, aber nicht ohne unser eigenes Süppchen zu 
kochen. Im letzten Heft der Phase 2 versuchte sich Karl 
Rauschenbach von den Antideutschen Kommunisten 
Berlin an einer Kritik des Positionspapiers des Leipziger 
Bündnis gegen Rechts über »Die Möglichkeit der 
Revolution« sowie unserer »Basisbanalitäten über bürger- 
liche Gesellschaft und ihren Export«.” Gegenstand unse- 


»Vielen Irakern gilt Deutschland als besonderes Beispiel, wenn 
nicht Vorbild für die Transformation einer zentralistisch ver- 
walteten, militarisierten Diktatur in einen föderal organisierten 
Bundesstaat. Aus Deutschland sind in den vergangenen Jahr- 
zehnten immer wieder Initiativen zur Unterstützung und 
Beratung beim Aufbau föderaler und demokratischer Rechts- 
staatsstrukturen in anderen Ländern ausgegangen. « 


Thomas Uwer/Thomas von der Osten Sacken/ 
Hans Branscheidt, Memorandum Irak, Februar 2003. 


»Angesichts des wohlüberlegten Vorgehens in Afghanistan und 
dem Irak gibt es gute Gründe für die Annahme, dass die US- 
Strategie des Nation Building gegen das ethnische Reinheitsgebot 
der Selbstbestimmung der Völker gerichtet ist und für das 
Territorialprinzip optiert. (...) Dass die USA (...) [für 
Entwicklungshilfe] mehr aufwenden als jedes andere Land der 
Welt (...), wird von der weltweiten Antiimp-Propaganda ver- 
drängt.« 


Sören Pünjer, Die Strategie der vorbeugenden 
Selbstverteidigung, Bahamas 41/2003, 21. 


rer ideologiekritischen Skizze waren die jüngsten Ideolo- 
geme im antideutschen Spektrum, die vom Wiederaufle- 
ben affırmativer Geschichtsphilosophie bei der Bahamas 
bis zum Demokratisierungs-Kanon eines Thomas Uwer 
und Thomas von der Osten-Sacken reichen.” So wenig 
Rauschenbach unsere Argumentation zur Kenntnis 
nimmt, so übereifrig denunziert er uns als postmodern- 
irrationalistische Amokläufer, die gleichgültig das 
Bestehende theoretisch verdoppeln, um so »den Kom- 
munismus überhaupt zu exorzieren.« Nichts liegt uns 
ferner. Im Gegenteil richteten sich die Basisbanalitäten 
gegen den Missbrauch des Kommunismus zur nachtra- 
benden Legitimation der derzeitigen Weltordnungskriege 
durch Leute, nach deren Meinung kein Hahn kräht, und 
die ergo wie Grundschüler Dankesbriefe an »Bush, the 
man of peace« (Bahamas) aufsetzen. Sie richteten sich 
gegen die Annahme, diese Kriege stellten die historischen 
Voraussetzungen des Kommunismus her und seien daher 
zu begrüßen. Sie waren sich nicht einmal zu schade — 
deshalb hießen sie ja auch Basisbanalitäten —, auf die 
herzerfrischende Vorstellung Uwer’s einzugehen, die 
bürgerliche Demokratie sei eine Veranstaltung zur 
Hebung der Lage der arbeitenden Klassen, und das über- 
fällige arabische 1789 (powered by Pentagon & State 
Department) bringe das Öl endlich in die Hände der 
Massen. 

Rauschenbachs vorgebliche Replik geht, auf all dies 


mit keiner Silbe ein und skizziert statt dessen eine Ge- 
schichtsphilosophie, die vom Alten über das Neue 
Testament zu Goethe und Beethoven führt, um schließ- 
lich mit Auschwitz abrupt zu enden. Seitdem sei einer- 
seits jede Transzendenz perdu — »kein Ziel wird mehr ge- 
dacht« —, andererseits kann Rauschenbach trotzdem eine 
»dramatische Welt« heraufbeschwören und die »Alterna- 
tive »Kommunismus oder Barbarei« formulieren. 

Wir halten es eher mit einem Begriff von Geschichte 
als Geschichte von Klassenkämpfen, deren Scheitern 
nicht rückblickend zur historischen Notwendigkeit zu 
verklären ist („mangelnde Reife« etc.), sondern im Ge- 
genteil als so kontingentes wie katastrophales Ergebnis 
bedauert werden muss. Und umgekehrt halten wir die 
Vorstellung für obskur, nach den Verbrechen des Nazi- 
Faschismus sei weltweit jede Vorstellung und jeder prak- 
tische Versuch der Emanzipation verschwunden. Es ist 
allerdings diese Vorstellung, die derzeit viele Linke zu 
Parteigängern von freedom & democracy macht und 
allerlei Hoffnungen in die USA setzen lässt. Während 
Rauschenbach vom »Krieg gegen den Terror« nun »höchs- 
tens [!] eine Atempause« erwarten will, die dazu genutzt 
werden könnte, »dem Kommunismus als Idee wieder 
Leben einzuhauchen«, machen sich seine Freunde von 
der Bahamas schon mal Gedanken über die »pragmati- 
sche Elendsverwaltung« der USA, die irgendwas mit 
einem zu begrüßenden »Optimismus des Westens« zu 
tun haben soll. Dieser Eiertanz zwischen einer mal mehr, 
mal weniger optimistischen Bezugnahme auf die USA 
und der notorischen Kommunismus-Akklamation, die so 
krampfhaft an die Traktate dran gehängt wird, als ahnten 
die Verfasser ihre Willkür, kommt letztlich doch nicht 
ohne den Glauben an Stadien- und Revolutionstheorie 
aus, auch wenn dies selten explizit ausgewiesen wird: Die 
Roßkur einer Totalisierung des Kapitalverhältnis, die die 
Menschen aller bornierten Bande entreißt, sie zwingt, 
sich zu nackten Subjekten der Konkurrenz und der Ver- 
gleichung zu »entwickeln« als Voraussetzung eines dann 
nicht mehr aufzuhaltenden Anspruchs auf Glück, dessen 
zwingende Dementierung durch die kapitalistische 
Realität schließlich alle zu Kommunisten werden läßt.‘ 


Il. »Demokratie« als Schwundstufe des bürgerlichen 
Fortschritts 


Aber steigen wir jetzt aus den Tiefen des Besonderen zum 
allgemeinen Fortschrittsfuror auf. 

Der alte Gegner, die Sowjetunion und ihr Ostblock, 
war noch am Zucken, als die westlichen Herrschenden, 
am lautesten die USA, die Schurken der Welt als Folge- 
hauptfeind entdeckten. Diese Entdeckung war nahelie- 
gend — angesichts der Modernisierungsruinen, die aller- 
orten in der Peripherie herumstanden und den Boden für 
Staatszerfall und unappetitliche Massenideologien boten, 
sowie angesichts der Tatsache, dass sich der eine oder 
andere Schurke den westlichen Weltordnungswünschen 
nicht fügen wollte. Andererseits wurde diese Entwicklung 
vom Westen natürlich in erster Linie nicht entdeckt, son- 
dern mitproduziert: Denn so sehr »Demokratie« auch der 
Abgrenzung vom sowjetischen Staatskapitalismus diente, 
so wenig war man allzu pedantisch, wenn zwecks con- 
tainment des »Kommunismus« despotische Regime zu 
stützen waren. 


Genau dieses Mitproduzieren wurde nicht erst seit 
dem 11. September 2001 von den besorgten Herrschen- 
den und ihrer Politikberatungswissenschaft notgedrungen 
verstärkt reflektiert, sondern bereits mit dem Ende der 
»friedlichen Koexistenz« Anfang der neunziger — wie tak- 
tisch und bürgerlich verkürzt auch immer: Die Weltord- 
nungspolitik mußte sich ändern und diese Änderung 
wurde als eine zum Guten verkauft.” Dementsprechend 
wurde mit einigermaßen großem propagandistischen 
Getöse, nicht zuletzt seitens der USA, eine neue entwick- 
lungspolitische Ära des Kampfes für Rechtsstaatlichkeit, 
Demokratie und Menschenrechte verkündet. Das schlug 
sich nieder zum einen in zahlreichen entwicklungspoliti- 
schen Papieren‘, in der Reanimation akademischer Ent- 
wicklungstheorie-Debatten — in denen der ein oder 
andere Abschied von der »großen Theorie« zelebriert wur- 
de, auf der Grundlage freilich großer Ideologie des 
Nachbetens des neuen entwicklungspolitischen Paradig- 
mas — und in der linken Kritik, die den Regierenden Heu- 
chelei unterstellte und sich, wie heute, als die bessere 
Demokratisiererin bewarb. Zum anderen sind die prakti- 
schen Folgen nicht zu übersehen: Verstärkt schwärmten 
freiheitliche Grundordner des Westens zu den peripheren 
Bürokratien aus, vor allem nach Afrika; Demokrati- 
sierungs- und Rechtsstaatspunkte wurden zur Kondition 
von Entwicklungshilfe; und an einigen Stellen versuchte 
man kriegerisch Ordnung und Demokratie herzustellen, 
zum Beispiel in Somalia und im Kosovo. 

Francis Fukuyamas frohgemute Erklärung von 
Demokratie & Menschenrechten zum »Ende der Ge- 
schichte« fand ihre Kehrseite in Samuel Huntingtons pes- 
simistischem Szenario vom »Clash of Civilizations«, in 
dem sich nicht die Ausbreitung, sondern die Krise der 
westlichen Ordnung ausdrückte. Huntington hat selbst- 
redend nicht den Hauch einer Ahnung von der Krise der 
kapitalistischen Produktionsweise als Grund der von ihm 
beschriebenen Entwicklung, deren Resultat — die Regres- 
sion auf archaische Identitäten — er daher zum Motor des 
Geschehens machen muss. Doch schon immer besaßen 
die düsteren Denker des Bürgertums mehr Realitätssinn 
als ihre optimistischen Kollegen; so auch in den neun- 
ziger Jahren. Dass in Ex-Jugoslawien die »demokratische 
Ordnung« blutig und ‘ethnisch sortiert ist und das 
Kosovo von der völkischen UCK und anderen mafiosen 
Rackets mitbeherrscht wird, ist allgemein bekannt; eben- 
so, dass Somalia auch nach der Militärintervention ein 
Clangewaltmarkt geblieben ist. Die von den westlichen 
Experten begleitete »Demokratisierungswelle« in Afrika ist 
schnell abgeebbt und endete teils in Bürgerkriegen — siehe 
als trauriger Höhepunkt Ruanda und aktuell Elfenbein- 
küste —, teils in Strukturanpassungsprogrammen mit dem 
Schwerpunkt »good governance«, also in erster Linie 
schnelles und korruptionsfreies Verwaltungshandeln. Im 
übrigen ist offensichtlich, dass das ganze Zivilisierungs- 
unternehmen von Beginn aufs offensichtlichste konterka- 
tiert wurde, indem weiterhin mit genehmen Schurken 
paktiert wurde, etwa seitens der USA mit Hussein im Irak 
und islamistischen Rackets in Afghanistan. 

Wie eh und je — und das ist keine besonders spek- 
takuläre Enthüllung — pflegen die westlichen Metropolen 
einen taktischen Umgang mit ihren Bündnispartnern in 
der Peripherie. Die Kumpel von gestern sind die Gegner 
von morgen und umgekehrt. Nach dem 11. September 
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* Dieser orthodox mar- 
xistische Histomat ist 
mit Karl Marx selbst zu 
kritisieren. Im Brief an 
Vera I. Sassulitsch aus 
dem Jahr 1881 hat er 
den Glauben an die Not- 
wendigkeit einer bürger- 
lichen Revolution als 
Durchgangsstadium 
zum Kommunismus von 
sich gewiesen. Sein Ar- 
gument verweist zudem 
darauf, wie einseitig, 
und damit falsch das 
ständige Beharren auf 
ideellen Voraussetzun- 
gen von Emanzipation, 
wie dem Glücksverspre- 
chen, ist: Marx betonte 
die kollektiven Verkehrs- 
formen in einigen russis- 
chen Agrargesellschaf- 
ten als Grundlage für 
mehr. Hinzuzufügen ist 
noch, dass in der bürger- 
lichen Gesellschaft mög- 
licherweise erstmals der 
universelle Anspruch auf 
individuelles Glück zur 
Massenideologie wurde. 
Formuliert war er aller- 
dings schon seit Jahr- 
tausenden, und zwar 
nicht nur als Ideologie, 
sondern als Subversion. 
Vgl. Johannes Agnoli, 
Subversive Theorie, Frei- 
burg 1999, wo auf Seite 
12 einleitend zu lesen 
ist: »Es wird sich bei der 
Verhandlung der Sache 
selbst zeigen, daß das 
Utopische sich der Sub- 
version immer beimischt 
(...), das sich nicht im 
Mitleid für das geknech- 
tete Wesen und in barm- 
herziger Hilfe erschöpft, 
sondern für sein freies 
Glück kämpft.« 


° Und natürlich auch zu 
diesem Zeitpunkt nicht 
zum ersten Mal - man 
denke etwa an die Men- 
schenrechtstümelei des 
US-Präsidenten Carter 
Ende der siebziger Jahre 
- aber wohl in zuvor 
nicht gekannter Weise 
mit dem Augenmerk auf 
Schurkenstaaten und 
Terrorismus. 


° Vgl. Organization for 
Economical Coopera- 
tion and Development, 
Entwicklungszusam- 
menarbeit in den neun- 
ziger Jahren, Grundsatz- 
erklärung, in: epd-EP 
8/1990, m 17f. 
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’ Zur Loya Jirga und 
ihren Ergebnissen: Jan 
Heller, Beihilfe zur Gei- 
selnahme in Afghanistan, 
in: Subtropen, 7. August 
2002. 


° Im übrigen ist es 
schon fast zu offensicht- 
lich, um wiederholt zu 
werden, dass die Paral- 
lele des Kampfes gegen 
Islamfaschismus und 
Baath-Faschismus zum 
notwendigen Kriegsein- 
tritt der USA im Kampf 
gegen den Nationalso- 
zialismus hinkt. Wir kön- 
nen uns auf eine knappe 
Wiedergabe der Quintes- 
senz bereits vielfach er- 
örterter Argumente be- 
schränken: Die Charak- 
teristika des Nationalso- 
zialismus, der im Begriff 
war, die Möglichkeit von 
Emanzipation weltweit 
zu tilgen und gegen des- 
sen Mordkollektiv Wider- 
stand alsbald zwecklos 
bzw. kaum mehr vorhan- 
den war, kennzeichnen 
die massenhafte Hin- 
wendung zum Islamis- 
mus in einigen Staaten 
und die faschistischen 
Regime wie ehemals in 
Afghanistan und Irak 
genauso wenig wie Ende 
der neunzigerer das »Au- 
schwitz« im Kosovo. 

Das Baath-Regime 
saß nie fest im Sattel. 
Bekanntlich haben die 
Alliierten nach dem zwei- 
ten Golfkrieg den massi- 
ven Widerstand von Kur- 
den und Schiiten gegen 
das Regime dem Giftgas 
des Chemical Ali über- 
lassen. Vor dem letzten 
Golfkrieg haben sie eine 
Demokratisierung von 
innen, gegebenenfalls 
mit Hilfe von Aufstands- 
unterstützung, gar nicht 
erst in Erwägung gezo- 
gen. Im Hinblick auf ihr 
Interesse an Hegemonie 
in der Region ist das we- 
nig erstaunlich, im Hin- 
blick auf das verkündete 
Demokratisierungsziel 
wäre dieser Weg aber 
angesichts der ableh- 
nenden Haltung der 
Mehrheit der Bevölke- 
rung gegenüber dem Re- 
gime und dem Umfang 
der organisierten Oppo- 
sition im In- und Ausland 
vermutlich nicht ver- 
sperrt gewesen. Vgl. Sa- 
bah Alnasseri: Die un- 
endliche Geschichte: Die 
USA, der Irak und der 
Krieg, in: www.linksnet. 
de. 


° Justus Wertmüller, 
Jungle World, März 
1999. 
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2001 gerieten die Taliban und das Baath-Regime ins 
Visier. Wieder geht es um Demokratie und Menschen- 
rechte gegen Schurkenstaaten, insbesondere wieder in 
Perspektive Terrorismusbekämpfung, insbesondere wie- 
der seitens der USA. 

Alles wie gehabt: Profundes Regierungshandeln eines 
ganz profunden Souveräns. Doch ganz so nüchtern ver- 
packt kommt das Krisenmanagement dann doch nicht 
daher. Ohne den moralischen surplus des Geredes von 
den zivilisatorischen Werten scheint es nicht zu gehen 
und gerade ehemalige Linke taugen als deren Verkünder 
bekanntlich bestens. Das historische Wissen um die Un- 
möglichkeit »zivilisatorische Werte« wie in frühbürger- 
lichen Zeiten und ohne Reflexion auf das praktische 
Dementi während Jahrhunderte dauernder Barbarei im 
kapitalistischen Zusammenhang in den Mund zu neh- 
men: Vergessen. Die Einsicht, dass »die Zivilisation« 
letztlich genau das ist, was wir derzeit weltweit erfahren, 
nämlich die allerorten praktisch nicht realisierte und 
kaum mehr geglaubte bürgerliche Ideologie: Geschenkt. 
Diese Aufgabe der Kritik objektiver Verhältnisse ist um 
so erstaunlicher, weil sich zum einen bereits andeutet, 
dass die Neuauflage des »guten Willens« aus den neun- 
ziger Jahren hinsichtlich der propagandistischen Ziele 
ähnlich ergebnislos bleibt wie ehedem und weil zum 
anderen die krisengeschüttelte innere Verfasstheit des ver- 
meintlichen Agenten des Fortschritts zu wenig Vertrauen 
Anlass gibt. Demokratie und Menschenrechte werden 
auch mit dem naiven Hoffen auf die »gute« Bourgeoisie 
aus dem home of the Glücksversprechen weder gegen 
Islamismus und Antisemitismus helfen, noch weltweit 
nachhaltig Einzug halten. Aber im einzelnen: 


Ill. Afghanistan und Irak: Die Herrschaft der Warlords 
und völkischen Rackets 


In Afghanistan ist man »der Aufklärung um drei Zenti- 
meter Bartlänge näher gekommen« (La Banda Vaga). Die 
islamistische Schreckensherrschaft der Taliban ist ersetzt 
worden durch einen international tolerierten Islamismus 
der Nordallianz. Programmatisch ließ einer der mächtigs- 
ten warlords dieser Allianz, Sayyaf, in seiner Rede vor der 
Loya Jirga im letzten Jahr verlautbaren: »Wer Gott und 
dem Propheten nicht gehorcht, ist es nicht wert, dass 
man ihm folgt.« Der spätere Präsident Karzai hat verstan- 
den: Mitorganisiert vom Tugend-Geheimdienst der 
Nordallianz und begleitet von einer Kampagne gegen 
»antiislamistische« Kräfte, sicherten sich islamistische 
Warlords die lukrativen Posten in seiner Regierung. Eine 
Regierung, die aber ohnehin kaum Kabul kontrolliert 
und den Rest des Landes erst Recht der Bandenökono- 
mie überläßt. Auch der Oberste Richter, Shinwari, der 
ein Befürworter der Scharia ist, inklusive Steinigungen 
und Amputationen, wurde von der Loya Jirga bestätigt. 
Die Scharia ist weiterhin gängige Sanktionspraxis, sogar 
in Kabul. Säkulare und vor allem demokratische Kräfte 
sind in Afghanistan jedenfalls weitgehend einflusslos.’ 
Außerdem haben bekanntlich auch viele der Staaten, 
die sich auf der »Achse des Guten« befinden, keine säku- 
lar und demokratisch reine Weste. Pakistan und Saudi- 
Arabien beispielweise bieten gleich beides: In Pakistan 
feierten Islamisten jüngst große Wahlerfolge, die aller- 
dings in dem nur formal demokratischen Land wenig 


bewirken werden; die Herrschaft der saudischen Königs- 
familie — wohl Hauptfinanzier des islamistischen Terro- 
rismus — bleibt unangetastet. 

Und im Irak: Auch wer kein Freund der friedensbe- 
wegten Zahlenspielereien über die zu erwartenden Opfer 
des Irak-Kriegs war, wird erleichtert zur Kenntnis neh- 
men, dass der Leichenberg deutlich kleiner ausgefallen 
ist, als nach dem Massaker am Golf 1991 zu befürchten 
stand. Zu verdanken ist dies der mangelnden Opferbe- 
reitschaft für das faschistische Baath-Regime seitens der 
Irakis. Zur Enttäuschung des vollends auf den deutschen 
Schäferhund gekommenen Antiimperialismus etwa der 
Jungen Welt, die einen irakischen »Blutzoll« für ein 
»Leben in nationaler Unabhängigkeit« entrichtet sehen 
wollte; in auffälligem Kontrast aber auch zur antideut- 
schen Projektion der deutschen Volksgemeinschaft auf 
die arabischen Gesellschaften, wie sie mustergültig ein 
Arthur Harris und Donald Rumsfeld, Dresden und Bag- 
dad vermengendes Plakat der Antideutschen Kommunis- 
ten Berlin leistet. Für die Zukunft des Irak deutete schon 
die Zusammensetzung des Iragi National Congress 
(INC), dem von den USA lancierten Exilparlament vor 
dem Krieg, an, welche Hoffnungen man in die säkulare 
Demokratisierung des Landes setzen darf: Wenige 
Liberale standen einer Mehrheit von Vertretern gegen- 
über, die auf ethnische, islamistische und andere reaktio- 
näre Politikkonzepte setzen. Mit dem Boykott der vom 
amerikanischen Militär organisierten ersten Konferenz 
von politischen Kräften im Irak nach dem Krieg durch 
die größte schiitisch-irakische Oppositionsgruppe Obers- 
te Versammlung der Islamischen Revolution in Irak 
(SCIRI) werden die Zweifel größer; ebenso wegen der 
zunehmenden islamistisch motivierten Proteste gegen die 
amerikanische Besatzung. Es ist zu fragen, wie völkisch- 
nationalistische Kurdenrackets, islamistische Schiitenor- 
ganisationen und der Kampf der meisten politischen 
Gruppen um die Ölrente, und zwar nicht gerade in 
klassenkämpferischer Absicht, Demokratie und Men- 
schenrechte hervorbringen sollen.‘ Letztlich kann man 
über den Irak mit einiger Sicherheit das sagen, was Justus 
Wertmüller einmal über die Türkei wusste: »Die zivile 
(...) Gesellschaft, die das Demokratieprojekt erheischt, 
gibt es nicht und wird es heute weniger denn je geben 
können. Im Angebot steht allein kapitalistische Elends- 
verwaltung. Der Trend geht auf weiteren Zerfall von 
Zentralstaatlichkeit und Gesellschaft. Der (...) Staat ver- 
wandelt sich schleichend in eine sich ethnisierende und 
kulturalisierende Bandengesellschaft. Einziger Sieger in 
der aktuellen Auseinandersetzung kann der Islamismus 
als autoritärer Versöhner sein. (...) Für eine andere Pers- 
pektive bräuchte es Kommunisten — aber die machen ja 
in Volk und Demokratie. 


IV. Grenzen der Zivilisation 


Die Beispiele deuten die Aussichtslosigkeit des Kampfes 
für einen — auch nicht gerade zu emanzipatorischen 
Begeisterungsstürmen hinreißenden — zivilisierten Kapi- 
taliimus im Weltmaßstab an. Die Demokratisierungs- 
gläubigen überbieten in dieser Hinsicht sogar die alte 
Modernisierungstheorie noch in ideologischer Hinsicht, 
da sie den Zusammenhang zwischen ökonomischer und 
politischer Entwicklung kaum reflektieren. Dieser Idea- 


lismus in Reinform will den demokratischen Rechtsstaat, 
z.B. im Irak, mehr oder weniger aus dem Nichts schaffen, 
mit den Mitteln des Krieges oder der UNO. 

Noch grotesker mutet die Rede vom Massenwohl- 
stand an, die manche Demokratisierer artig als Forde- 
rung hinzufügen, um sich nicht dem Verdacht auszuset- 
zen, Brecht nicht gelesen zu haben. Mittels Demokrati- 
sierung, so zeigt die Erfahrung, wird weder eine oligopo- 
listische Ökonomie durchbrochen — im Gegenteil, wie 
einige afrikanische Staaten zeigen — noch wird die Welt- 
marktposition eines Landes verbessert. Die Marshallisie- 
rung der Welt nach Vorbild des postfaschistischen deut- 
schen Demokratie- und Wirtschaftswunders — das im 
übrigen weitestgehend den einmalig günstigen Akkumu- 
lations- und Verwertungsbedingungen des sogenannten 
fordistischen Zyklus geschuldet war - ist eine Illusion. Sie 
hat nicht einmal im zerbombten Schwellenland Jugosla- 
wien hingehauen, erst recht ist das für die Peripherie 
abzusehen, auch für den Irak. Dort ist eine eigenständige 
Akkumulation, die außer Öl erwas exportfähiges und 
konkurrenzfähiges in den Weltmarkt einspeisen könnte, 
genauso illusorisch wie für große Teile des Nahen und 
Mittleren Ostens insgesamt. Und ob das Öl, das in den 
Visionen der Demokratisierer ja die Grundlage eines 
Volkswohlstandes im Irak bilden soll, in einer privatwirt- 
schaftlich und von westlichen Ölkonzernen abhängigen 
Ökonomie tatsächlich Rente für die Menschen abwerfen 
wird, ist mehr als fraglich. 


V. Land oftthe free, home of the Glücksversprechen 


Was als Projektionsfläche bleibt ist der Hinweis auf den 
vermeintlichen Agenten des Fortschritts, dessen krisen- 
geschüttelte innere Verfasstheit jedoch zu wenig Ver- 
trauen Anlass gibt. 

Nach dem Ende des New Economy Boom der USA, 
der hauptsächlich auf Sand, sprich auf einer gigantischen 
Ausweitung der Kreditschöpfung gebaut war, steht die 
ökonomische und soziale Basis der USA im krassen 
Missverhältnis zu ihrer militärpolitischen Potenz. Das 
Handelsbilanzdefizit ist einzigartig, die private und 
öffentliche Verschuldung exorbitant. Dabei steht die 
Entwertung des fiktiven Kapitals in Form von Aktien 
und Immobilien erst am Anfang, was für die Mittelklasse 
verheerende Auswirkungen haben wird. Die Klassenpola- 
risierung ist an einem historischen Höhepunkt ange- 
langt, die Bruttolöhne sind seit der Reagan-Ära für drei 
Viertel der Arbeitenden um 20 Prozent gesunken. Das 
Durchschnittseinkommen der Schwarzen liegt 60 
Prozent unter dem der Weißen. Die Arbeitszeiten wach- 
sen ständig. Überhaupt erinnert das Ausmaß, das die 
absolute Mehrwertproduktion und damit die extensive 
Ausbeutung der Arbeitskraft angenommen hat, an früh- 
kapitalistische, die Arbeitsverhältnisse im einfachen 
Dienstleistungssektor — beispielsweise in der Putzindus- 
trie — an feudale Ausbeutungsverhältnisse.'" In histori- 
scher Perspektive betrachtet ist also eine Art Flucht zurück 
nach vorn zu konstatieren, signalisiert durch das, was 
Demokratisierungssoziologen den Rückgang »funktiona- 
ler Differenzierung« nennen würden, aber auch durch ein 
rückwärtsgewandtes Ausbremsen der durchschnittlichen 
Arbeitsproduktivität, indem beispielsweise statt zu ratio- 
nalisieren auf Billiglohnjobs gesetzt wird." 


Der Zustand des gelobten Landes zeigt also selbst schon 
die Grenze der Demokratie und der individuellen Frei- 
heit an, die eben immer schon eine Grenze des Geldbeu- 
tels war und es zunehmend sein wird. Es herrscht eine Si- 
tuation, in der einiges dafür spricht, dass der american 
way of life und sein pursuit of happiness immer weniger 
den ideologischen Kitt einer zerfallenden Gesellschaft bil- 
den kann, weil das Mindestmaß an plausibler Realisier- 
barkeit fehlt. Wenn der Begriff des Neoliberalismus auch 
wenig taugt, um die reale kapitalistische Entwicklung zu 
erfassen und viel, um den rheinischen Kapitalismus zu 
verteidigen, so nützt der Begriff doch, um jüngste Ent- 
wicklungen amerikanischer Massenideologie zu erkennen: 
Das ideologische Programm, das die skizzierten realen 
Entwicklungen befördert, heißt wohl weniger indivi- 
duelles Glück, sondern mehr individuelle Leistungs- und 
Verzichtbereitschaft sowie Zero Tolerance. Das Sicher- 
heitsbedürfnis, das sich mit Zero-Tolerance-Polizei, der 
Inhaftierung von mehr als einem Prozent der Bevölkerung 
sowie der Gründung privater Hochsicherheitsstädte für 
Reiche manifestiert, ist ein Indiz unter vielen. 

Enduring freedom stellt daher auch den Versuch 
einer reaktionären politischen Elite dar, in der außen- 
politischen Flucht nach vorn der innergesellschaftlichen 
und globalen Krise in einer Weise zu begegnen, die den 
Verfall von Zivilität nicht aufhält, sondern ihn eher noch 
befördert.'” George Bush jr. hatte Recht, als er die Illoya- 
lität des »alten Europa« geißelte, nicht anzuerkennen, 
dass die USA letztlich auch für diese Staaten die Drecks- 
arbeit erledigt — eine Miterledigung, der allerdings deren 
eigenes hegemoniales Interesse, das antiamerikanisch und 
mit Hilfe von Völkerrecht verfolgt wird, bisweilen im 
Weg steht. 

Urkomisch nimmt sich deshalb die Stilisierung 
Amerikas zum letztem Hort eines schwachen Abglanzes 
des bürgerlichen Glücks aus, wie sie seitens antideutscher 
Linker betrieben wird. Dabei greift die vermeintliche 
»kommunistische Kritik« auf den abgeschmackten 
Gegensatz von Gesellschaft und Gemeinschaft zurück. 
Hierzulande, wo derzeit im Namen größerer individu- 
eller Verantwortung der Sozialstaat zerschlagen wird, soll 
»völkischer Antikapitalismus« herrschen; im Falle Ameri- 
kas, wo die viel gepriesenen bürgerlichen Freiheitsrechte 
nach dem 11. September zu Teilen ausgehebelt wurden, 
will man vom Zusammenhang von Krise und autoritärer 
Formierung plötzlich nichts mehr wissen. Wenn dann 
auch noch ausgerechnet Rudolph Giulani, der Erfinder 
von Zero Tolerance, als Garant des unverbrüchlichen 
amerikanischen Liberalismus herhalten muss, ist der 
Bankrott der antideutschen Weltsicht offenkundig." 


VI. Conclusio 


Es ist das Drama der Emanzipation, einer »zivilisierten« 
Welt ins Auge schen zu müssen, die von Armut, politi- 
scher Destabilisierung, religiösem Wahn und despotischer 
Barbarei geprägt ist. Angesichts dieses globalen Kapita- 
lismus kann von einer Wahl zwischen Schurkenstaat und 
Demokratie nur sprechen, wer ihren Zusammenhang 
verdrängt. Die aberwitzige kapitalistische Produktions- 
weise, die längst die ganze Welt wenn auch oder gerade im 
negativen Sinne integriert, führt zwar nicht automatisch 
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” Was die Bahamas 
auch mal wußte. Anton 
Landgraf schrieb in 19/ 
1996 über die USA: »Pa- 
nisch erleben die Privile- 
gierten den Rest der 
Welt nur noch als Bedro- 
hung - als Ungeziefer 
und Parias, als Sozial- 
schmarotzer und Krimi- 
nelle, die es mit allen 
Mitteln zu bekämpfen 
gilt. (...) Ökonomische, 
soziale und kulturelle 
Gemeinsamkeiten sind 
immer weniger gesell- 
schaftsübergreifend.« 
Und über die Entwick- 
lung des globalen Kapi- 
talismus: »Aus den Rui- 
nen einer »nachholen- 
den Entwicklung: steigt 
ein neuer Kapitalismus - 
barbarischer als seine 
Vorgänger, aber effizient 
funktionierend. Die Idea- 
le der bürgerlichen Ge- 
sellschaft von einer >»hö- 
heren Zivilisation< wan- 
deln sich zur negativen 
Utopie.« 


" So geschehen auf 
dem Freiburger Kongress 
»Antideutsche Wertar- 
beit« 2002, auf dem ein 
Bahamas-Redakteur 
unter Beifall die Sonn- 
tagsreden Giulanis an- 
führte, die große Einig- 
keit seit dem 11. Sep- 
tember sei ihm als gu- 
tem Demokraten nicht 
ganz geheuer, da Wider- 
spruch zum Wesen der 
Demokratie gehöre. In 
gewisser Hinsicht ist 
Giulani tatsächlich ein 
Mann des Liberalismus 
- insofern dieser realiter 
immer mit dem sozialen 
Krieg gegen die Verelen- 
deten einherging und, 
wie Johannes Agnoli 
einmal formulierte, der 
Nachtwächterstaat der 
Bourgeoisie stets der 
Tagespolizist gegen das 
Proletariat war. Rätsel- 
haft ist allein, was Kom- 
munisten daran in Ver- 
zückung versetzt. 
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Nach dem Irakkrieg: 


USA und Europa im Konkurrenzkampf 


Die gruppe demontage geht hier der Frage auf den 
Grund, ob die ablehnende Haltung einiger europä- 
ischer Staaten, allen voran Deutschland, zum Krieg 
gegen den Irak Konsequenzen für die außenpolitischen 


Strategien der USA und Deutschlands haben werden.! 

bwohl die USA weiterhin die größte in einem 
0 Staat organisierte Volkswirtschaft besitzen, sind 

Zeichen eines relativen ökonomischen Nieder- 
ganges der USA auszumachen. Im Handel mit anderen 
kapitalistischen Staaten besitzen die USA ein hohes 
Leistungsbilanzdefizit, was sich in einer im Verhältnis 
hohen Auslandsverschuldung und der Aufblähung der 
Dollargeldmenge niederschlägt. 

Bisher blieb der Dollar jedoch aufgrund der politisch- 
militärischen Dominanz der USA die Leitwährung der 
Welt. Im Zweifelsfall kann das US-Militär gerufen wer- 
den, um eine politische Krise, welche die Wirtschaft 
destabilisiert, ruhig zu stellen oder wie im Falle des Iraks 
können die machtpolitischen Voraussetzungen geschaf- 
fen werden, um sich die strategische Ressource Öl güns- 
tig anzueignen. 

Im September 2002 verkündeten die USA eine neue 
Nationale Sicherheitsstrategie (www.whitehouse.gov/nsc). 
Darin wird geschildert, wie sich nach dem Ende des sow- 
jetischen Machtblockes für die USA neue Möglichkeiten 
aber auch Risiken ergeben. 

In dieser neuen Sicherheitsstrategie vertreten die 
USA einen Ansatz, wonach kein weiteres Land oder eine 


Kombination von mehreren Ländern den bestehenden 
militärischen Vorsprung der USA einholen darf. Um 
dies zu garantieren, nimmt die Stärke und jederzeit 
weltweite Einsetzbarkeit der US-Army eine Ab- 
schreckungsfunktion wahr. Im Zweifelsfall billigt sich 
die US-Administration das Recht auf präventive und 
vorbeugende Militärschläge zu. 

Die Verkündung der neuen Strategie geht mit einem 
Ausbau des Kriegskeynesianismus einher. In den USA 
wird so viel Geld in Rüstungsprojekte gesteckt, wie in 
den achtziger Jahren unter Ronald Reagan, um die 
Sowjetunion niederzuringen. Diese Waren in Form von 
Waffen und Munition werden im Krieg aufgebraucht 
und zerstören damit weitere Güter, die wiederum neu 
produziert werden können. Dies ist ein Beitrag zur 
Lösung der gegenwärtigen weltweiten Überakkumula- 
tionskrise. Die Absicht, von einer ökonomischen Neu- 
ordnung des Irak und der gesamten arabischen Halb- 
insel zu profitieren, stellt auch ein wesentliches Motiv 
derjenigen Regierungen dar, welche die USA in einem 
Feldzug unterstützen. 

In ihrer polit-ökonomischen Beherrschung der ara- 
bischen Halbinsel setzen die USA traditionell auf einen 
Petrodollar-Imperialismus. Die USA gewinnen einen 
Extraprofit, indem die Gewinne aus der Ölförderung 
mittels Waffenkäufen der arabischen Staaten sowie der 
Abrechnung des Öls in Dollar in die USA als Handels- 
gewinne und Investitionen zurückfließen. 

Bisher garantiert Saudi-Arabien die Ölversorgung der 
USA aus der Golfregion. Zuvor waren in die strategische 
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wie dem Baathismus oder Islamfaschismus. Als deren 
notwendige Voraussetzung bildet sie aber die Grenze der 
Demokratisierungsperspektive überhaupt. Die feti- 
schisierte Grenze des Fortschrittsglaubens bleibt die 
Grenze seiner Realisierbarkeit: das Kapitalverhältnis. 
Deshalb ist es alles andere als emanzipativ, sich an den 
virtuellen Tisch des kapitalistischen Krisenmanagements 
zu setzen, um die Weltkarte nach politischen und 
wirtschaftlichen Elendsregionen abzusuchen, die mittels 
Bomben oder Friedenstauben einer illusionären Entwik- 
klung zugeführt werden sollen. Wenn Kommunismus 
mehr als eine Phrase werden soll, müssen die keineswegs 
abgerissenen Klassenauseinandersetzungen auf der Welt 
ins Zentrum gerückt werden, anstatt in dieser wie in 
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einem Kaffeesatz zu lesen und nach der akzeptabelsten 
Elendsverwaltung zu suchen. Die iranischen Arbeiter, de- 
ren Kämpfe seit Wochen erneut das Mullah-Regime er- 
schüttern, sind zwar bedauerlicherweise schlechter aus- 
gerüstet als die US Army; wer jedoch am Kommunismus 
als Ziel der Geschichte festhalten will, dürfte in ihnen eher 
Verbündete finden als im State Department. Aber wer in 
jeder Kritik des Klassenverhältnisses den Antisemitismus 
wittert, weil die »Kapitalistenfrage ... stets und notwendig 
zur Judenfrage wird«“, hat sich die kommunistische 
Option ohnehin selbst aus den Händen geschlagen. 


INITIATIVE: KRITIK IM HANDGEMENGE (Freiburg) 


Versorgung der USA auch der Iran und der Irak einbezo- 
gen. Neben der Unterstützung des Islamismus durch 
saudische Bürger und deren Regierung ist auch der von 
Saudi-Arabien initiierte Anstieg des Ölpreises und die 
Weigerung der Saudis, die verstaatlichte Ölindustrie für 
US-Investoren zu öffnen, gegen die Interessen der USA 
gerichtet. Hintergrund dieser Entwicklung ist die finan- 
zielle Krise des »Wohlfahrtsstaates« in Saudi-Arabien, in 
der eine breite Schicht von Rentiers von nichtsaudischen 
Arbeitern versorgt wird. Im Rahmen dieser Umorientie- 
rung wird in Saudi-Arabien auch überlegt, genauso wie 
der Iran, Irak und Venezuela das Öl in Euro zu verkaufen. 
Schon jetzt dehnt die BRD ihren Handelseinfluss auf der 
arabischen Halbinsel deutlich aus. Sollten die saudischen 
Öllieferungen an die USA in der gegenwärtigen Situation 
eingestellt werden, wäre dies für die USA ökonomisch 
nur schwer zu verkraften. 

Die US-Administration will die Abhängigkeit von 
Saudi-Arabien durch den Zugriff auf die Ölvorräte des 
Irak beenden. Dadurch könnte auch das Kartell der 
OPEC destabilisiert und der Ölpreis gesenkt werden. 
Die Eroberung des Irak öffnet dessen Markt wieder für 
die USA, die ebenso wie Großbritannien von diesem seit 
dem zweiten Golfkrieg ausgeschlossen ist. Dies ist ins- 
besondere dann vorteilhaft, wenn eine durch Krieg und 
Embargo zerstörte Infrastruktur wieder aufgebaut wer- 
den kann und dafür das geschlagene Land mit seinen 
Ölvorräten bezahlt. 


BRD will groß rauskommen 


Bis zum zweiten Golfkrieg war die Bundesrepublik der 
wichtigste Handelspartner des Irak. Bei der Bagdad- 
Messe im November 2002 war die Industrie der BRD 
mit 200 Vertretern anwesend, gefördert wurde dies von 
der Bundesregierung. Für über 300 Millionen Euro ex- 
portierte die BRD letztes Jahr Waren in den Irak. 

Auf der militärisch-machtpolitischen Ebene erkämp- 
fen sich die bundesrepublikanischen Eliten seit 1989 
Stück für Stück mehr Handlungsspielraum. Mit der 
Vorantreibung der Zerstörung Jugoslawiens seit 1991 — 
der deutsche Außenminister Genscher erkannte als erster 
gegen den Willen der Rest-EU und der USA Kroatien 
und Slowenien als unabhängige Staaten an, was ein 
wesentlicher Auslöser der folgenden Sezessionskriege war 
— wurde die Stellung der BRD, teilweise in Konfronta- 
tion mit Frankreich und England, als ein führender Staat 
in Europa ausgebaut. Im Jugoslawienkrieg 1999 kam 
zum ersten Mal bundesdeutsches Militär ohne UNO- 
Mandat zum Einsatz. In Mazedonien ist die Bundeswehr 
führend bei der EU-Truppe dabei. In Afghanistan wur- 
den Bundeswehrsoldaten 
Kampfeinsätze geschickt. Schritt für Schritt wurden 
damit die imperialistischen Konkurrenten und die 
deutsche Gesellschaft an eigene militärische Aktionen 
der BRD gewöhnt. 

Laut der neuen deutschen Interventionsstrategie 
wird die Sicherheit Deutschlands nun am Hindukusch 
in Afghanistan verteidigt, wie der deutsche Verteidi- 
gungsminister Struck oft sagt. Für die Bundeswehr be- 
deutet dies, dass der Schwerpunkt von der sogenannten 
Landesverteidigung mit Panzerarmeen hin zu hochmo- 


außerhalb Europas in 


bilen, weltweit einsetzbaren Spezialkräften verlagert wird. 


Dieses Jahr wird in der EU außerdem mit der Aufstel- 
lung eigener europäischer Interventionskräfte begonnen. 
Diese Armee soll 60.000 Männer und Frauen umfassen 
und weltweit einsetzbar sein. Damit lassen sich aus dem 
Stand mittelgroße Kriege führen. Geplant sind in diesem 
Zusammenhang der Aufbau eigener Lufttransportkapa- 
zitäten (Airbus M 400), Marschflugkörper, einer Satelli- 
tenaufklärung (Galileo) und die Verstärkung der See- 
streitkräfte. Mit der Aufrüstung geht der Ausbau einer 
integrierten europäischen Rüstungsindustrie einher, 
welche die technologische Unabhängigkeit von den USA 
herstellen soll. 

Die politische Konfrontation vor und nach dem 
Bundestagswahlkampf sind erste, zunehmend selbstbe- 
wusstere Gehversuche der deutschen Regierung zur 
Erlangung einer relativen politischen Autonomie von den 
USA. Dies geschieht vor dem Hintergrund der zentralen 
ökonomischen Rolle der BRD in Europa, der 
Wiedererlangung ihrer vollen Souveränität seit 1989, des 
fortgesetzten Ausbaus der militärischen Kapazitäten 
innerhalb der europäischen Strukturen und der den USA 
entgegengesetzten ökonomischen Interessen im Nahen 
Osten. Damit betreibt die Bundesregierung zum ersten 
Mal seit 1945 wieder offen formuliert Weltpolitik im 
Sinne einer eigenständigen, gegen den überlegenen impe- 
rialistischen Konkurrenten gerichteten globalen Macht- 
politik. 

Es wird den Eliten der BRD aber bewusst sein, dass 
Deutschland für eine Weltmachtposition — auf sich 
alleine gestellt — derzeit die ökonomischen, militärischen 
und politischen Mittel fehlen. Deshalb betreiben sie in 
großer Einigkeit die politische und militärische 
Integration der Europäischen Union. Eine Perspektive 
für eine Weltmachtposition der BRD stellt sich nur 
innerhalb einer europäischen Föderation. 

Die BRD sind der zentrale Handelspartner nicht nur 
vom Hussein-Irak gewesen, sondern weiterhin auch von 
Syrien, Iran, Jordanien und der Türkei. Allen diesen 
Nachbarländern droht nach dem Krieg eine ökonomi- 
sche und politische Destabilisierung. Insgesamt expor- 
tiert die EU drei Mal so viele Güter in den Nahen Osten 
wie die USA. Die Interessen der USA beziehen sich vor 
allem auf einen gesicherten und möglichst kosten- 
günstigen Ölimport von der arabischen Halbinsel. Aus 
Sicht der EU und wegen ihrer räumlichen Nähe ist ihr 
die politische und soziale Stabilität des gesamten Nahen 
Ostens wesentlich wichtiger als den USA. Die EU plant 
deshalb, auf lange Sicht den Mittelmeerraum und den 
Nahen Osten in einer Freihandelszone als Einflussgebiet 
an sich zu binden. Ein solcher Ansatz kann nur auf Basis 
einer friedlichen ökonomischen Durchdringung gelin- 
gen, in welcher die arabischen Regimes auch politisch 
gewonnen werden und nicht durch eine neokoloniale 
Militärpolitik. Die EU befürchtet deshalb, dass mili- 
tärische Interventionen der USA sie in dieser Hinsicht 
zurückwerfen. Dieser scheinbare schwache Ansatz insbe- 
sondere von Frankreich und der BRD, ihre Handelsin- 
teressen in den Vordergrund zu stellen, da sie auch nicht 
auf eine militärische Übermacht zurückgreifen können, 
könnte sich langfristig als erfolgreich herausstellen. 
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Der antiamerikanische Traum 
vom euro-nationalen Kapitalismus 


WARUM ANTIAMERIKANISMUS NICHT DUMMER ANTIKAPITALISMUS IST, 


SONDERN GAR KEINER 


ie Frage, ob der Antiamerikanismus Antikapitalis- 
)) mus für Dumme sei, legt schon durch ihren Ver- 

weis auf die Behauptung, der Antisemitismus sei 
der Antikapitalismus der dummen Kerls, eine Antwort 
nahe. Diese Antwort, dass es sich beim Antiamerikanis- 
mus nicht um eine verkürzte oder verfehlte Form des 
Antikapitalismus handelt, sondern um gar keine, soll hier 
für die Friedensbewegung als den im Konflikt um den 
Irakkrieg sichtbaren Teil der Antiglobalisierungsbewe- 
gung belegt werden. Doch mit dieser Antwort stellen sich 
für linksradikale Gruppen die Fragen: Wie ist das Ver- 
hältnis zur Antiglobalisierungsbewegung zu bestimmen? 
Und welche eigene Praxis sollen sie entwickeln? 


Die kapitalistische Alternative 


Mit dem Angebot einer Freihandelszone an die arabi- 
schen Staaten hat George W. Bush die schlimmsten Be- 
fürchtungen der Friedensbewegung wahr werden lassen. 
Schon unmittelbar nach dem Fall Bagdads schlug die 
Empörung vom nicht legitimierten Krieg und den ent- 
setzlichen Folgen für die Zivilbevölkerung in fassungslose 
Appelle an die US-Administration um, aus ihrem mili- 
tärischen Sieg nicht die Schlussfolgerung zu ziehen, die 
gegen den Krieg eingestellten Nationen nun auch vom 
Wiederaufbaukuchen fern zu halten. Doch genau danach 
sieht es aus. Selbst mit ihren Rosinenbombern beißt die 
EU immer wieder auf Granit bei der amerikanischen 
Verwaltung des Iraks. Es scheint, als hätten die Bündnisse 
im Umfeld des letzten Krieges den Traum von Eurabia — 
einer Freihandelszone zwischen den arabischen Staaten 
und der EU - in weite Ferne gerückt. 

Es ließe sich hier leicht ein Interessenkonflikt im 
atlantischen Bündnis der kapitalistischen Zentren kon- 
statieren. Doch das wäre der deutschen Seele zu banal. Im 
Namen der Humanität, des Völkerrechts und schließlich 
des guten Namens der USA werden Debatten angesto- 
ßen, die vom Feuilleton der FAZ bis zur kleinsten 
Friedensdemo nur ein Ziel haben, die Position Europas 
gegen die USA zu stärken. Die Mobilisierung dafür ist 
umfassend, kaum jemand, der die Notwendigkeit nicht 
einsehen würde. Die Frage heißt nur: Wie das hochge- 
steckte Ziel erreichen? Die rot-grüne Regierung setzt auf 
die Entwicklung eigener Strukturen und Bündnisse, die 
CDU/CSU schätzt das als aussichtslos ein und sieht bei 
einer Schwächung des Bündnisses mit der weltweit ein- 


satzfähigen Macht die deutschen Interessen — wie jetzt — 
den Bach runter gehen. Die Straße fühlt sich mal wieder 
ohnmächtig angesichts einer Weltmacht, die tut was sie 
will und hofft auf die Verbindlichkeit der UNO und 
ihrer Regelwerke, weil es einfach richtig wäre, wenn sich 
die Amis an die Spielregeln halten und andere ihnen 
sagen lassen, was sie tun sollen. Eine der umfassenden 
Mobilisierung angemessene Strategie ist in all dem nicht 
auszumachen. 

Was bleibt ist das diffuse Unbehagen gegenüber den 
USA und der daraus resultierende Hunger nach mehr 
Macht, um die eigenen Vorstellungen von der Welt ver- 
wirklichen zu können. Dass dem von Seiten der Friedens- 
bewegung keine Grenzen gesetzt sind, zeigt sich an ihrem 
ungewöhnlichen Verhältnis zum Antimilitarismus. Hieß 
es noch während des Krieges, »Demokratie lasse sich 
nicht herbeibomben«, werden die Forderungen nach ei- 
ner europäischen Streitmacht, die das Gegengewicht zu 
den USA in der UNO verstärken könnte ebenso wenig 
kritisch kommentiert, wie die Diskussion über deutsche 
Soldaten am Golf, die die Nachkriegsordnung sichern. 
Anders als in Großbritannien oder Spanien ist die jüngs- 
te deutsche Friedensbewegung offensichtlich von den 
Einschätzungen des Außenamtes abhängig, ob die jewei- 
ligen Gegner wegen »unserer« Geschichte angegriffen 
oder beschützt werden müssen. 

Und auch vom der Antiglobalisierungsbewegung 
unterstellten Antikapitalismus bleibt bei der Betrachtung 
der Friedensbewegung nichts übrig. Zwar wird das ein 
oder andere negative Moment des Kapitalismus immer 
noch abgespalten und in die USA bzw. ihre Administra- 
tion als Hort des Bösen projiziert, aber niemand muss 
sich Sorgen machen, dass die moralischen Bedenken der 
Friedensbewegung jemals mit dem nationalen-kapitalis- 
tischen Interesse kollidieren könnten. Wäre die EU in der 
Rolle der einzigen Weltmacht, der Patriotismus würde 
jede Maßnahme zur Erhaltung oder Verbesserung der ka- 
pitalistischen Grundordnung begrüßen. Das zustim- 
mende Desinteresse am Krieg gegen Jugoslawien, dessen 
Ähnlichkeiten zum Irakkrieg oft genug bis ins Detail 
erörtert wurden, ist dafür augenscheinlicher Beleg. 


Wer ist die Friedensbewegung? 


Aber verwechseln wir hier nicht einiges? Gibt es nicht 
neben den Intellektuellen, den KünstlerInnen, Vertrete- 
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' Zwar waren während 
der Zeit der sowjeti- 
schen Besatzung für vie- 
le die USA das Reich der 
Freiheit und Verbündete 
im Antikommunismus. 
Die offiziellen Lehren 
über den imperialisti- 
schen Charakter der Su- 
permacht, die auch das 
eigene Leben mit ihren 
Atomwaffen bedrohte, 
blieben trotzdem nicht 
ungehört. Heute entfal- 
ten sie ihre Wirkung, 
passen sie doch perfekt 
mit den Ressentiments 
des Antiamerikanismus 
zusammen. Für die PDS, 
deren Verhältnis zu den 
DDR-Überzeugungen im 
Vergleich zur Gesamtbe- 
völkerung noch weniger 
Brüche aufweist, gilt die 
Fortsetzung antiimperi- 
alistischer Argumenta- 
tionen in verschärfter 
Form. 


? Von der kurdischen 
Bevölkerung im Irak wird 
berichtet, dass George 
W. Bush als Befreier nur 
noch »Apo« (Onkel) 
Bush genannt wird. Die 
Metapher der Familie hat 
aber inzwischen auch 
die Debatte über den 
Charakter der interna- 
tionalen Beziehungen in 
der »Neuen Weltord- 
nung« erreicht. 
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rInnen der Kirchen und der publizierenden Meute noch 
eine soziale Bewegung, die auf die Straße ging und nichts 
zum Ausdruck brachte als ihre Ablehnung des Krieges? In 
ihrer Meinung vielleicht diffus, aber doch anhand der 
konkreten Ereignisse offen und interessiert an einer 
Kritik der Verhältnisse? Und wurde diese kritische Masse 
nicht geleitet von Aktiven einer Friedensbewegung, die 
sich nicht mit einer nationalen oder europäischen 
Bewegung gegen Amerika identifizieren lässt? 

Nichts spricht für diese Interpretation. Was demons- 
trierte, waren zwar Leute, die sich als staatstragend links 
einordneten, zudem vertraten sie aber die Mitte der 
Gesellschaft, die sich ja auch in Umfragen mit überwälti- 


treten, während die Lehrerin der Reeducation selbst 
Nachhilfe in ihrer Lehre braucht. Im gesellschaftlichen 
Mainstream passt das gut mit dem Mythos von der 
amerikanischen Geschichtslosigkeit (die in der europä- 
ischen Tradition schon immer auch mit Kulturlosigkeit 
verbunden ist) zusammen. Auf Seiten der Linken — und 
hierunter fällt der Osten samt seiner Regionalpartei aus 
historischen Gründen als Gesamtheit' — liefert der Anti- 
imperialismus die Gleichsetzung »USA-SA-SS« seit dem 
Kalten Krieg. Wichtiger als das Versagen der USA beim 
Lernen aus der Geschichte ist für das Nationalgefühl 
jedoch die eigene moralische Überlegenheit, die aus den 
Taten der Shoa, zweier Weltkriege und der anschließenden 


»IN DER BEKANNTEN TÄTER-OPFER-VERKEHRUNG LECKTE DAS KOLLEKTIVE 
GEDÄCHTNIS DER DEUTSCHEN SEINE WUNDEN. FÜRCHTERLICHE 
BOMBENNÄCHTE, VERGEWALTIGENDE EROBERER, PLÜNDERNDE GT'S..« 


gender Mehrheit hinter die Friedensbewegung stellte. 
Von einer Spaltung dieser mobilisierten Masse von ihren 
SprecherInnen war nichts zu spüren. Wer wie Günther 
Grass in den Tagesthemen seine Ressentiments formulier- 
te, konnte sich sicher sein, für die Bewegung zu sprechen. 
Es waren die bekannten VertreterInnen des zivilgesell- 
schaftlichen Projekts, die dem Protest eine Stimme und 
eine Meinung gaben. In der Friedensbewegung muss die 
anlassgebundene Mobilisierung der Zivilgesellschaft gese- 
hen werden, die auch schon gegen die Nazis im »Auf- 
stand der Anständigen« auf der Straße war. 

Und noch etwas war nicht zu spüren: Die Existenz 
einer zweiten, kritischeren Friedensbewegung neben der 
medial repräsentierten. Wer immer sich wie auch immer 
innerlich abgegrenzt an den relevanten Friedensdemos 
beteiligte, war für die kapitalistische Alternative Europa 
auf der Straße. Wie die Jugend bei MTVs »War is not the 
answer«-Kampagne haben auch die an den Protesten 
beteiligten Linken für ihre Regierung gegen den Mann 
im Weißen Haus demonstriert. Der Antiamerikanismus 
— vulgo die Kritik am amerikanischen Vorgehen — hat 
dieses Eintreten der Friedensbewegung für die Ziele des 
europäischen Kapitalismus und die deutsche Nation im 
Besonderen kaum verschleiert. Wie die zivilgesellschaft- 
liche Mobilisierung ist auch der Antiamerikanismus Aus- 
druck des aktuellen Nationalgefühls. Die Analogien, die 
zwischen dem Irakkrieg und dem auf deutschem Boden 
stattfindenden Ende des zweiten Weltkriegs gezogen wur- 
den, sind nicht zu zählen. In der bekannten Täter-Opfer- 
Verkehrung leckte das kollektive Gedächtnis der Deut- 
schen seine Wunden. Fürchterliche Bombennächte, ver- 
gewaltigende Eroberer, plündernde GIs — alles war 
präsent und konstituierte eine Lehre aus der Geschichte, 
die hieß »Hochmut kommt vor dem Fall«. So wurde das 
irakische Volk zum deutschen, nur sollte es erfolgreicher 
sein, etwa so wie der Vietkong. 

Der Antiamerikanismus ist in diesem Zusammen- 
hang eine Form der nationalen Selbstvergewisserung. Ihr 
Leitmotiv ist die Lehre, die die Deutschen aus der 
Geschichte gezogen haben. Die ehemaligen Besatzer sind 
dagegen keine Befreier, sondern waren nur die Exekuto- 
ren einer Geschichte, die sie selbst noch nicht verstanden 
haben. Deshalb können sie jetzt an die Stelle der Nazis 


Katharsis folgt. Auch wenn Millionen Demonstrierender 
nichts bewirkt haben, bleibt doch eine weltweite Mission, 
die nach einer Durchsetzungskraft schreit, wie sie im 
Jugoslawienkrieg schon einmal wieder vorhanden war. 


Die Idee des Alten Europa 


Nichts hat diese Gefühle der Identifikation mit der 
deutsch-europäischen Geschichte so gut zusammenge- 
fasst und die Transformation des Nationalsozialismus in 
den Selbstvergewisserungsdiskursen besser ausdrücken 
können, als Donald Rumsfelds Formel vom »Alten Euro- 
pa«. Selbst die sonst um ihr Image als Motor der Moder- 
nisierung bemühte Grüne Partei ließ augenblicklich ihre 
Wahlkampfslogans um den Ausdruck erweitern. Plötzlich 
war unabhängig von den tatsächlichen Weltverhältnissen 
klar, wo oben und unten eigentlich sein müsste. Nicht 
»Apo Bush«? sollte der Vater der Weltfamilie sein, son- 
dern die Neue Welt sollte sich ihrer Herkunft bewusst 
werden und ihrem europäischen Vater den gehörigen 
Respekt zollen. Im Rahmen solcher Erzählungen von Ab- 
stammungsverhältnissen werden dann selbst aus Fragen 
der innerkapitalistischen Konkurrenz Fragen der kul- 
turellen Identität. Die Reeducation wird unter der 
Voraussetzung der kulturellen Überlegenheit von der 
Umerziehung, die abgewehrt werden muss, zu einem Akt 
der Selbstbesinnung des deutschen Volksgeistes, in dem 
der Kulturimport aus den USA nur eine untergeordnete 
Rolle spielt. 

Gleichzeitig findet der Antiamerikanismus zu sich 
selbst. Es ist nicht einfach nur ein Interessengegensatz, 
der ausgetragen wird, angeblich sind es unterschiedliche 
Formen des Kapitalismus, um deren Durchsetzung es 
geht. Was den USA vorgeworfen wird, sind die Ideen des 
ökonomischen Liberalismus und die weltweite Durchset- 
zung von Interessen auch mit militärischer Gewalt. Der 
europäische Kapitalismus reklamiert dagegen für sich, 
jenseits der Sphäre des schnöden Mammons die soziale, 
ökologische und entwicklungspolitische Verantwortung 
zum integralen Bestandteil der bürgerlichen Gesellschaft 
gemacht zu haben. Die Antiglobalisierungsbewegung 
setzt genau an diesen Vorstellungen eines besseren, ge- 
bändigten Kapitalismus an. Ihr gilt die Globalisierung als 


Gefährdung des national verfassten Staa- 
tes, der die Rahmenbedingungen für die 
politische Zähmung des Kapitalismus 
bereit stellt. Ihre Forderung nach steuern- 
den Steuern und dem Schutz lokaler 
Errungenschaften gegen die Wirkungen 
der kapitalistischen Ökonomie passt des- 
halb so gut mit dem Antiamerikanismus 
und der Projektion einer europäischen 
Alternative zusammen. 

Der Staat, den sie verteidigt bzw. 
fordert, hat in den USA seine Negativfolie. 
Zugleich gelten die Verteilung ökonomi- 
scher und militärischer Macht als Ursache 
der weltweiten Entwicklung. Dass aber die 
ökonomischen Zusammenhänge und Ent- 
wicklungen einer Logik folgen, die sich 
nicht nach kulturellen Differenzen teilt, 
bleibt undurchschaut. Der Antiamerika- 
nismus — weit davon entfernt eine ver- 
kümmerte Form des Antikapitalismus zu 
sein -steht diesem viel mehr im Weg. 
Sowohl was seine falschen Analyseleis- 
tungen betrifft, als auch in der Projektion 
eines alternativen Kapitalismus. 

Die enge Verknüpfung des Antiameri- 
kanismus mit der Bewertung der eigenen 
auch staatsbürgerlichen Kultur macht in 
Deutschland zugleich seine Differenz zum 
Antisemitismus aus. Der Antiamerikanis- 
mus ist zunächst kein Hass auf amerikani- 
sche Menschen. Er enthält kein rassisches 
Moment. Deshalb konnte dieselbe Bevöl- 
kerung, die im Irakkrieg nach toten Gls 
lechzte, nach dem 11. September mehr- 
heitlich Mitleid mit den Opfern der An- 
schläge haben. Das heißt nicht, dass der 
Antisemitismus im Antiamerikanismus 
keine Rolle spielt. In vielen konkreten Vor- 
stellung von der »Macht der Wall Street«, 
dem »Einfluss Hollywoods« oder der 
»jüdischen Lobby im Weißen Haus« 
verbinden sich beide Ressentiments. Doch 
daraus folgt keine vollständige Identität. 
Selbst die Figur der Schuldumkehr, der zu 
Folge die USA die Anschläge durch ihre 
jahrzehntelange Politik provoziert hätten, 
erklärt sich eher aus der Struktur des 
kulturellen Ressentiments. In der Entge- 
gensetzung der kapitalistischen Kulturen 
und der Analyse der eigenen Unterlegen- 
heit in der kapitalistischen Weltordnung 
ist die allgemeine Verantwortlichkeit der 
USA für die Übel dieser Welt bereits 
angelegt. 


Die Situation nach 89 


Es ist im Zusammenhang mit den Interes- 
sen der einzelnen Staaten viel von Verlo- 
genheit geredet worden. Die USA wären 
nicht die Hüterin der Menschenrechte, 
sondern der größte Ölsäufer der Welt, die 


EU sei noch viel weniger ein Hort der 
Menschlichkeit, sondern verfolge eigene 
Pläne im arabischen Raum. Die eigentli- 
che Verlogenheit (oder sollten wir lieber 
von Diplomatie sprechen?) dreht sich 
jedoch um das Verhältnis zwischen den 
USA und der EU selbst. Dieses ist durch 
das Ende der Blockkonfrontation in Bewe- 
gung geraten. Sowohl der Sinn der Block- 
bindung als auch die Stabilität von Kon- 
fliktsituationen ist damit verloren gegan- 
gen. Die BRD und Europa definieren seit 
dem Ende des Kalten Krieges ihre Interes- 
sen neu. Die militärische Option ist auch 
jenseits von Abschreckung wieder zu 
einem wesentlichen Moment der Außen- 
politik geworden. 

Derweil wenden sich verschiedenste 
Konfliktparteien wegen der verloren gegan- 
genen Bezugspunkte bevorzugt an die 
verbliebene Supermacht. Der Konflikt zwi- 
schen Israel und der palästinensischen Au- 
tonomiebehörde ist dafür nur das bekann- 
teste Beispiel. Bis zu den Anschlägen des 
11. September wurde die Regierung George 
W. Bushs allenthalben für ihr Desinteresse 
an der Region des Nahen Ostens gerügt. 
Eine fast unvorstellbare Situation, seit in 
den USA dessen Neuordnung, die nicht 
ganz im Interesse der europäischen Eliten 
ist, zum Ziel erklärt wurde. Doch auch die 
Haltung der USA zu einer europäischen 
Außen- und Sicherheitspolitik ist nicht 
ganz widerspruchsfrei. So werden von dort 
immer wieder Stimmen laut, Europa solle 
seine Interessen ernster nehmen und sich 
auch durch die Erhöhung der Militäraus- 
gaben mehr Gewicht verschaffen. Welche 
Grenzen solche Forderungen haben, hat die 
Reaktion auf die klare Interessenartikula- 
tion der Achse Paris-Berlin-Moskau gezeigt. 

Da sich aber auch nach dem Irakkrieg 
nichts an der Konstellation geändert hat, 
in der ein europäisches Anspruchsdenken 
vom Mangel eigener Durchsetzungsmög- 
lichkeiten und der engen ökonomischen 
wie militärischen Verknüpfung mit den 
USA bestimmt bleibt, ist auch ein Ende 
der sich daraus ergebenden Konflikte und 
Aussöhnungen nicht abzusehen. Der Anti- 
amerikanismus als kulturelle Rationali- 
sierung dieser Situation wird deshalb Teil 
der politischen Kultur in Deutschland und 
Europa bleiben. 


Keine Linke für Deutschland! 


Für uns als Linke in der BRD ergibt sich 
aus der gegenwärtigen Situation erneut 
dieselbe Alternative wie schon nach dem 
Mauerfall. Entweder wir betreiben unsere 
Eingliederung in das nationale Projekt 
Deutschland, diesmal vermittelt über den 
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Antiamerikanismus und die Drohungen der Globa- 
lisierung, die den positiven Bezug auf Heimat und Staat 
erleichtern, oder wir beziehen eine klare Position dage- 
gen. Dieses Dagegen orientiert sich in erster Linie an den 
gesellschaftlichen Entwicklungen hier. Wenn, wie mit der 
Friedensbewegung geschehen, das nationale Projekt in 
Deutschland den Rahmen für die gesellschaftliche 
Positionierung auf die nächsten Jahre hinaus festlegt, ist 
die Positionierung dagegen geboten. Hier aus Angst, den 
USA in die Hände zu spielen, nicht aufzutreten, heißt der 
gesellschaftlichen Situation gegenüber blind zu sein. 

Im Vorfeld von SPOG wurde der Hoffnung Aus- 
druck verliehen, die zahlreichen SchülerInnen-Demos 
gegen den Irakkrieg seien ein positiver Ausdruck des Be- 
dürfnisses nach Gesellschaftskritik. Da ist wahrscheinlich 
einiges dran, aber nicht weil junge Menschen für den 
deutschen Frieden demonstrieren, sondern trotzdem. 
Wir selbst haben einst an solchen Protesten teilgenom- 
men. Weiter entwickelt haben wir uns allerdings nicht 
durch Leute, die uns gesagt haben, das sei im Prinzip 
richtig, sondern durch die Kritik an den damaligen Posi- 
tionen, die das unmittelbar richtige Gegen-Krieg-Sein als 
Falsches aufzeigte. 

Beides, die Notwendigkeit eindeutig gegen das natio- 
nale Projekt Stellung zu beziehen und die Möglichkeit 
einer Gesellschaftskritik aufzuzeigen, die jenseits davon 
liegt, verbietet die Beteiligung an der Antiglobali- 
sierungsbewegung. Die Strategie des Hineinwirkens, die 
derzeit von der Mehrheit der Gruppen verfolgt wird, ist 
zum Scheitern verurteilt. Wir haben als Antifa selbst 
lange Zeit Erfahrungen mit den Möglichkeiten unserer 
BündnispartnerInnen gesammelt, in eine Bewegung 
hineinzuwirken. Die Erfolge waren stets marginal, weil 
sie immer unserer Politik hinterherliefen. Heute sehen- 
den Auges durch unsere Beteiligung Projekte zu unter- 
stützen, die wir kritisieren sollten, verhindert letztlich 
nur das Finden einer eigenen Position und muss zum 
Untergang im Pluralismus der Attac-Untergruppen 
führen. 

Wer tatsächlich in Friedens- und Antiglobalisierungs- 
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bewegung ein Feld der Aufklärung sieht, muss dagegen 
mit Gegenpositionen in der gesellschaftlichen Auseinan- 
dersetzung sichtbar werden, die den deutschen Konsens 
in Frage stellen. Statt zu glauben, durch Bündnisse anti- 
kapitalistische Elemente stärken zu können, um am Ende 
mit dem eigenen Transparent oder Aufruf unterzugehen, 
muss sich die eigene Praxis an den gesellschaftlichen 
Entwicklungen orientieren, in denen Antiamerikanismus 
und alternativer Eurokapitalismus eine entscheidende 
Rolle spielen. Das heißt konkret, dass der formierten 
Zivilgesellschaft entgegenzutreten ist. Der Platz für eine 
Auseinandersetzung mit Erscheinungen wie der Friedens- 
bewegung ist nicht der Kongress oder das politische 
Magazin, sondern die Straße. 

Von einigen, die uns da sicher zustimmen und 
manchmal näher an einer entsprechenden Praxis sind, ist 
aber zu hören, angesichts der Realität ließe sich nicht län- 
ger in linker Zurückhaltung nur das Bestehende kritisie- 
ren. Es gälte Partei zu ergreifen: Für die USA, für einen 
Krieg. Das ist, als hätte in der Zeit der Wiedervereini- 
gung die Alternative DDR oder BRD geheißen, statt 
auch den goldenen Westen als Scheiße zu benennen. 
Sinnvoll ist in der gegenwärtigen Situation, die eigene, 
weltpolitisch unbedeutende Stimme zu erheben, um zu 
kritisieren, nicht um zu wählen. Schwer wird eine solche 
Kritik allerdings in einem Umfeld, in dem die Affirma- 
tion der Friedensbewegung selbst als Kritik daher 
kommt. Hier gilt es den Schwerpunkt anhand der Situ- 
ation vor Ort, der gesellschaftlichen Entwicklung in der 
BRD zu setzen. Lieber dem Bellizismus verfallen gelten — 
wir sagen ausdrücklich, verfallen zu gelten, nicht verfal- 
len zu sein —, als dem nationalen Kollektiv in den Schoß 
zu fallen. 


Phase 2, LEIPZIG 
Der vorstehende Text diente als Grundlage des Phase 2- 


Referats auf der Auftaktveranstaltung des Kongresses 
»Spiel ohne Grenzen« am 23. Mai in München. 
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* Einzelausgaben können für 3 €, ältere Phase 2-Ausgaben 
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* Abos enden automatisch. Alle Preise verstehen sich incl. Porto & 
Versand. 
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Bestellungen unter Angabe der vollständigen Adresse an: 
abo@phase-zwei.org oder per Post an: 
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Irakischer Neubeginn 


EIN BLICK IN DAS INNERE DES IRAK 


ährend das Leiden der irakischen Menschen im 
\W Krieg zur Hauptargumentation der deutschen 

Friedensbewegung inkl. Bundesregierung mu- 
tierte, interessiert das Leben derselben und die irakische 
Gesellschaft eigentlich niemand. Und so will auch 
hierzulande niemand verstehen, dass der Untergang des 
Baath-Regimes für diejenigen der irakischen Bevöl- 
kerung, die unter diesem Regime gelitten haben, zualler- 
erst eine Chance auf Neubeginn darstellt denn als 
»Kolonialisierung« oder dergleichen. 


Ein Alptraum ist vorbei... 


.. und ein Krieg ist vorbei. Zeit, sich zu erinnern. Vor 
dem Krieg übten sich Gegner' eines von den USA 
geführten, nicht durch die UN abgesegneten Alleingangs 
in Prophezeiungen. Jürgen Trittin sah schon 200000 bis 
400000 zivile Opfer und Angelika Beer den Nahen 
Osten explodieren. Hunderttausende Tote hat es ebenso 
wenig gegeben wie einen arabischen Aufstand. Nach 
irakischen Angaben kostete der Krieg ca. 1300 zivile 
Opfer. Stimmt diese Zahl, dann sind das 1300 Opfer 
zuviel. Krieg ist jedoch ein Ereignis massiver Gewalt. Wer 
glaubt, im Krieg könnten leibliche Opfer ausbleiben, soll 
auf dem Star-Trek- Holodeck spielen gehen. 

Interessant ist aber, dass noch nie internationale und 
eben auch deutsche Medien mit soviel Mitleid und Hingabe 
über Kriegsopfer berichteten. Und bezüglich des Irak hat es 
noch nie eine so leidenschaftliche, anteilnehmende Bericht- 
erstattung gegeben über Tote bei Protesten gegen die 
(amerikanische) Macht oder über die Vertreibung von 
Arabern aus Häusern, die bis vor wenigen Jahren noch von 
Kurden bewohnt wurden. Zeit sich zu erinnern. In der kur- 
dischen Stadt Halabja starben am 16. März 1988 ca. 5000 
Menschen durch chemische Kampfstoffe. In Kurdistan ließ 
das irakische Regime von Februar bis August 1988 während 
der sogenannten Anfal-Kampagne — d.h. der genozidalen 
Militäroffensive, bei der unter systematischem Einsatz von 
chemischen Kampfstoffen der kurdische Widerstand im 
Norden zerschlagen wurde — ca. 182000 Männer, Frauen 
und Kinder verschleppen und verschwinden. Die Nieder- 
schlagung des kurdischen Aufstands 1991 kostete ca. 30000 
Menschen das Leben, die Unterdrückung des Aufstandes im 
Südirak mindestens ebenso viele. Das irakische Regime 
konnte mehr als dreißig Jahre lang systematisch foltern, um 
illoyales Handeln seiner Untertanen zu bestrafen und um 
abzuschrecken. Es konnte Schauprozesse gegen »Spione des 
Zionismus«, »Saboteure« und »Verräter« veranstalten. Es 
konnte Hunderttausende Regimegegner hinrichten lassen, 
so Sunniten und (vor allem) Schiiten, Muslime und 
Christen, Araber und Kurden, Kommunisten und Natio- 


nalisten, Islamisten und Atheisten. Es konnte Hundert- 
tausende Kurden aus ihren Wohnstätten, die dummerweise 
in erdölreichen Regionen lagen, vertreiben. Es konnte 
Zehntausende Araber heimatlos machen, in dem es die 
mesopotamischen Sumpfgebiete trockengelegt hat. Es 
konnte... 

Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty Internatio- 
nal und Human Rights Watch sowie wenige engagierte 
Journalisten und Wissenschaftler, die Kurdistan oder den 
Irak aus welchen Gründen auch immer lieben, waren fast 
die einzigen Stimmen im Ausland, die über das Unrecht 
sprachen. Nur wollte ihnen nie jemand zuhören. So, wie 
auch nach dem Krieg wieder nicht so gern zugehört werden 
will, wenn Iraker über ihre Zukunft sprechen, sondern 
stattdessen der zivilgesellschaftserfahrene und den Kapita- 
lismus in seiner Logik begreifende Weltbürger »dem Iraker« 
erklärt, was das Beste für ihn sei. »Der Iraker« müsse belehrt 
werden, denn er habe ja demonstriert, dass er für die 
»Zivilisation« und »Demokratie« noch nicht reif sei. Kaum 
nämlich waren die Statuen des Diktators gestürzt, ging der 
Wilde zu dem über, was ihm im Blute liegt: Plündern. 
Dabei hätte er doch eine basisdemokratische, libertäre Räte- 
bewegung konstituieren, oder wenigstens Runde Tische ins 
Leben rufen können. Und überhaupt hätte er sich für die 
Weltöffentlichkeit sichtbar beschämt zeigen müssen, weil er 
sich unehrenhaft vom US-amerikanischen Imperialismus 
hat befreien lassen. Wie auch immer, ein Alptraum ist vor- 
bei. Im Irak darf wieder gegen die Macht — und jetzt ist es 
eine ausländische militärische — demonstriert werden: 
Schiiten zelebrieren öffentlich ihre Religiosität, in vielen 
irakischen Städten fordern Menschen laut einen Abzug des 
amerikanischen und britischen Militärs und die Irakische 
Kommunistische Partei (IKP) verlegt ihren Hauptstütz- 
punkt von Kurdistan nach Bagdad. Auch wenn gerade 
Kommunisten und politisch-religiös aktive Schiiten sich — 
verglichen mit beispielsweise den beiden größten kurdischen 
Parteien (Demokratische Partei Kurdistans, DPK und 
Patriotische Union Kurdistans, PUK) oder erst recht mit 
den Vertretern des bis vor kurzem in London sitzenden 
Irakischen Nationalkongresses (INC) — denkbar unwohl 
fühlen bei dem Gedanken, Saddam durch »US-imperialis- 
tische Hand« losgeworden zu sein, sie alle genießen es, neue 
Handlungsspielräume gewonnen zu haben. 


Ausnahmezustand und Alltag 


Der Unterschied ist deutlich und signifikant: Arabische 
Sender wie al-Jazira oder al-Arabiyya, aber eben auch 
deutsche Medien konzentrieren sich in ihrer Bericht- 
erstattung auf Proteste aus der irakischen Bevölkerung gegen 
die Besatzung, kritisieren höhere Brotpreise im Irak, 
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ANMERKUNGEN 


' Die maskuline Plural- 
form schließt Frauen mit 


ein. 
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Politische Reisen 2003 


Rumänien | Bukarest, Timisoara: Faschismus- 
aufarbeitung, jüdisches Leben | 19.7.-3.8.03 


ng |Bischkek, Osch | 6.000 NGOs & 
8.000 Soldaten] 9.-24.8.03 


USA| New York | Auf nach Amerika - bevor 


dies als Kollaboration mit dem Feind gilt] 
Zweite Hälfte September 


Israel | Solidaritätsreise| 14 Tage Sep./Okt. 


Chile Zeisge Arica| Grenzen, Migration & 
Rassismus | 19.12.03-3.1.04 


IAK. Internationaler Arbeitskreis | 
www.iak-net.de | info@iak-net.de 


Verbrechen der Wehrmacht 
Tradition der Bundeswehr 


18. Juli: Podiumsdiskussion „Deutsche 
Helden? Der 20. Juli in Ost und West“ 
mit Wolfram Wette, Kurt Pätzold, 19 
Uhr, Haus der Demokratie 


19. Juli: Tagesseminar „Mythos 
Wehrmacht: Vom OKW zu Anton 
Schmidt“ mit Wolfram Wette und 
Johannes Klotz — Anmeldung 
erforderlich! 


19. Juli: Podiumsdiskussion „Die 
Helden feiern, wie sie fallen. Die 
Funktion des 20. Juli“ mit Jutta Ditfurth 
und Wolfgang Wippermann. 19 Uhr, 
Ort erfragen 


20. Juli: 
Gelöbnix! 


Veranstalter: Bildungswerk der DFG-VK 
Berlin, Telefon 030/61 0744 11, 
dfgvk@bamm.de e www.bamm.de 
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beschwören die ethnischen und konfes- 
sionellen Differenzen, die doch noch irgend- 
wann zum Bürgerkrieg führen müssten. In 
den kurdischen Sattelitenkanälen Kurdistan 
TV (gehört zur DPK) und KurdSat (gehört 
zur PUK) werden diese Probleme nicht etwa 
ausgeblendet, aber sie dominieren nicht die 
Programme. So beschäftigt das kurdische 
Fernsehen eher das Problem der Verschwun- 
denen, Kurden wie Araber. Wo sind die 
Angehörigen? Wo sind ihre Leichen? Ehema- 
lige politische Gefangene kommen zu Wort, 
auch wenn sie oft nicht wirklich sprechen 
können. Ist denn der Alptraum wirklich vor- 
bei? Nicht Saddam hat gefoltert, sondern 
seine Knechte. Atmen die Folterer jetzt die 
gleiche freie Luft wie wir Gefolterten? 

Kurdische Reporter interviewen Kurden, 
Araber und Turkmenen in den kurdischen 
Gebieten, die nicht zu der seit 1992 auto- 
nom-eigenständig verwalteten kurdischen 
Region gehörten. Nicht nur Dankbarkeit 
wird geäußert, auch Angst vor neuem mög- 
lichen Unrecht. Und während deutsche 
Medien gern irakische Christen sagen lassen, 
sie befürchteten die Errichtung eines islami- 
schen Staates, erzählen nun befreite Christen 
im Nordirak von der Unterdrückung, die sie 
viele Jahre lang durch die Gewaltherrschaft 
von Baath und Saddam erfahren haben. 

Und dann gibt es die ganz alltäglichen 
Dinge: Medizinisches Personal aus Städten 
unter kurdischer Verwaltung reist nach 
Bagdad und in andere arabische Städte um zu 
helfen. Die Universität Suleimaniya unter- 
stützt die Hochschuleinrichtungen im neu 
befreiten Kirkuk. Die kurdischen Peschmerga 
sorgen dafür, dass geplündertes und gestohle- 
nes Privateigentum zurückgegeben wird. 
Unter Saddams Herrschaft war es den Irakern 
verwehrt, sich nach eigenem Gutdünken 
über das Geschehen in der Welt zu informie- 
ren. Nun fahren Araber in den kurdischen 
Norden, um Sattelitenschüsseln käuflich zu 
erwerben. Und vor den privaten Kommuni- 
kationszentren in kurdischen Städten (Sad- 
dam hatte die eigenständigen Gebiete vom 
Telefonnetz abtrennen lassen, kurdische 
Unternehmer etablierten über London und 
Amsterdam Sattelitentelefonzentren) stehen 
Männer und Frauen aus dem Zentral- und 
Südirak Schlange, um mit ihren Angehörigen 
im Ausland zu telefonieren oder das Internet 
zu nutzen. 

Durch den Krieg kam das 1995/96 zur 
Entlastung der unter dem Embargo leiden- 
den Bevölkerung durch die UN initiierte 
Programm »oil-for-food« teilweise zum 
Erliegen. Und wie in Kriegszeiten üblich 
stiegen auf dem Markt die Preise für 
Lebensmittel. Aber nicht nur konkrete 
ökonomische Alltagsprobleme bringt die 
neue Situation. Auch Verbesserungen können 


vermerkt werden. So hatte das Saddam- 
Regime den rebellischen Norden 1991 von 
der Stromversorgung abgeschnitten. Zwei 
kleine Stauseen in Kurdistan, die bis dahin 
nur für die Landwirtschaft und Trinkwasser- 
versorgung Funktion hatten, mussten plötz- 
lich auch noch Strom liefern. Mangel be- 
herrschte mehr als 12 Jahre den Alltag. So 
gab es z.B. in Suleimaniya jahrelang nur zwi- 
schen zwei und vier Stunden von der (kurdi- 
schen) Administration bereitgestellten 
Strom. Haushalte, die es sich leisten konnten, 
ließen sich über privat betriebene Gene- 
ratoren für weitere zwei bis vier Stunden ver- 
sorgen. Bei vierzig Grad Hitze von Juni bis 
September ein gravierendes Problem. Jetzt 
aber ist der Norden wieder an die irakische 
Stromversorgung angeschlossen: 24 Stunden 
am Tag. Dass Bagdad noch weitgehend im 
Dunkeln liegt, hat mit der Kriegsversehrtheit 
zu tun, konkret: mit Vergeltungsaktionen der 
amerikanischen Armee auf Akte »nicht-kon- 
ventioneller Kriegsführung«, die der damalige 
Informationsminister Muhammad as-Sahhaf 
drohend angekündigt hatte. 


Perspektiven 


Der arabische Kanal al-Jazira fragt seit 
Wochen: »Ma baad Saddam?« — Was nach 
Saddam? Freilich, Überschriften müssen kurz 
und bündig sein, aber problematischer Weise 
beteiligt sich dieser wie auch viele westliche 
Sender daran, das Regime im Irak auf eine 
einzige Person zu reduzieren. Die irakische 
Gesellschaft wurde seit 1968 baathisiert. 
Keine Karriere im Militär oder als Ingenieur 
ohne Mitgliedschaft in der Baath-Partei. Das 
irakische Regime wollte herrschen, nicht nur 
— wie andere Regimes in der Region — 
regieren. Die Untertanen sollten zunächst 
dem Führer, der Partei und dem Staat loyal 
sein, dann erst ihren Verwandten und 
Nachbarn. Dazu brauchte es eines ausgebau- 
ten, allmächtigen Sicherheitsapparates. Im 
irakischen Staatssicherheitsapparat waren in 
den achtziger Jahren nach Schätzungen des 
(exil)irakischen Wissenschaftlers Kanan Ma- 
kiya bis zu 600000 Menschen (bei einer Ein- 
wohnerzahl von 20 Mio) beschäftigt. Dabei 
sind Militär und paramilitärische Institutio- 
nen nicht miteinbezogen. 

Eine zentrale Forderung bzw. Aufgabe, 
die irakische (Widerstands-)Gruppen auf 
Treffen in London (Dezember 2002), Erbil 
(Februar 2003), Nasiriyya, Madrid und Uruk 
(April 2003) immer wieder formulierten, ist 
die Auflösung der Baath und die Ent- 
baathisierung der Gesellschaft. Dazu gehört 
auch, Menschen für ihre Taten zur Verant- 
wortung zu ziehen. Nun haben aber nicht die 
irakischen Widerstandsgruppen von einst den 
Diktator und sein Regime gestürzt, sondern 


Armeen kriegführender Staaten. Dass Vertreter des Regimes, 
die in den letzten Wochen von den US-Militärs gefangen 
oder an sie ausgeliefert wurden, der Gerichtsbarkeit durch 
die ehemals Unterdrückten entzogen werden, registrieren 
viele Aktivisten aus dem Widerstand mit ebenso viel 
Unbehagen wie den Umstand, dass — keineswegs zufällig — 
durch Plünderung und Chaos viele Dokumente verloren 
gegangen sind, die Aufschluss über Täter im Sicherheits- 
und Militärapparat geben. Es ist wenig wahrscheinlich, dass 
es im Irak Wahrheitskommissionen wie in Südafrika geben 
wird. Nicht, weil die Geschichte des Irak eine Geschichte 
voll extremer Gewalt ist, sondern weil erstens die neuen 
Machthaber noch immer Pläne für den Irak zu favorisieren 
scheinen, die auf mittlere und hohe Funktionäre des alten 
Regimes bauen und zweitens zu viele Menschen in die 
repressiven Apparate des Regimes involviert waren. 
Ehemalige Widerstandsgruppen wie der schiitische 
Hohe Rat der Islamischen Revolution (SCIRI), die kurdi- 
schen Parteien DPK und PUK, die IKP und der, zwar von 
einem Schiiten geführte, aber ethnisch-konfessionell durch- 
mischte INC sind sich zunehmend dahingehend einig, mit 
den USA zu kooperieren. Bislang hatten sich besonders 
SCHIRI und die Kommunisten aus Gründen ihres antiwest- 
lichen bzw. antiimperialistischen Selbstverständnisses ver- 
weigert und eine US-amerikanische Befreiung und 
Besetzung des Landes abgelehnt. In wechselnden und losen 
Bündnissen fanden sich in den letzten Wochen und Mona- 
ten verschiedenste arabische, kurdische, turkmenische, 
christliche, säkulare und religiöse Gruppen zusammen, um 
sich stets gegen die anderen abzugrenzen. Die wichtigsten 
Gruppen einigten sich im Februar 2003 in London und auf 
späteren Treffen auf Prämissen für die nahe Zukunft: 
Dezentralisierung statt Zentralmacht, Föderalismus statt 
arabischer Staat, Selbstverständnis als neue Gesellschaft, die 
von ihrem arabischen Diktator befreit wurde und nicht auf 
dem Kampf gegen Kolonialismus und Zionismus beruht. 
Und auch die wichtigste der islamistischen Gruppen, 
SCIRI, hat Ende April klar gestellt, dass sie anders als ihre 
iranischen Geldgeber keinen islamischen Staat auf iraki- 
schem Boden anstrebe. Viele irakische Politiker sprechen 
auch lieber von einem zukünftigen kollektiven Führungs- 
gremium anstatt von einem neuen Präsidenten. Die wich- 
tigsten Gruppen hatten sich bereits im Februar auf ein 
solches Interimskolleg geeinigt. Allerdings entsprach dieses 
Gremium von mehrheitlich Schiiten und Kurden nicht US- 
amerikanischen Vorstellungen. Außerdem traten mit der 
Befreiung des Irak nun auch noch andere Akteure und Ak- 
teursgruppen auf, die um die Macht zu ringen bereit sind. 
Über eine konkrete ökonomisch-systemische Weiter-, 
Um- oder Neugestaltung des Irak wollen die alten 
Widerstandsgruppen (noch) nicht diskutieren. Zu unsicher 
ist die politische Gegenwart. Und zu unterschiedlich sind 
die Modelle, die einzelne von ihnen bevorzugen würden, 
vorausgesetzt, sie kämen an die Macht: Die Kommunisten 
lehnen Kapitalismus ab, Gruppen wie die ehemals maoisti- 
sche und jetzt sozialistische PUK nimmt ihn billigend in 
Kauf. Die Islamisten wiederum wissen, dass sie bereits vor 
ca. eintausendvierhundert Jahren die sozialgestaltete freie 
Marktwirtschaft als Modell erfunden haben. Mit Claude 
Meillassoux, einem neomarxistischen Ethnologen, halte ich 
es für denkbar, dass ein- und dieselbe ökonomische Aneig- 
nungsweise unterschiedliche politische Modelle aufweisen 
kann. Für die Erdölrentierwirtschaft haben wir bislang im 


Nahen Osten keinen empirischen Anhaltspunkt, der dies 
allzu optimistisch erscheinen lässt. Jedoch gab es bislang 
auch noch keinen Staat im Nahen Osten, dessen Wider- 
standsgruppen, die ein breites ethnisches, religiöses und 
politisches Spektrum repräsentieren, offen und erfolgreich 
eine Allianz mit den USA eingegangen sind bzw. deren 
Handeln mehr oder weniger billigend in Kauf genommen 
haben. Fakt ist, dass der Irak in den siebziger Jahren durch 
Verstaatlichung der nationalen Ressourcen und durch die 
Ölkrise zu Reichtum gelangt war. Investitionen im Wirt- 
schafts-, Versorgungs- und Dienstleistungsbereich ermög- 
lichten einen gewissen Wohlstand im Irak. Allerdings waren 
dem Regime Sicherheit und Militär nur allzu wichtig und es 
vernachlässigte die Industrialisierung (insbesondere im kur- 
dischen Norden) und die Landwirtschaft. Und auch wenn 
die breite Bevölkerung durch die Ölrente eine gewisse 
Bedürfnisbefriedigung erfuhr, der Reichtum des Landes 
wurde bisher absolut ungerecht verteilt. 

Im Februar 2003 hatten die Widerstandsgruppen sich 
noch darauf geeinigt, das Programm »oil-for-food« unter 
UN-Kontrolle weiterlaufen zu lassen. Von einer dominan- 
ten Rolle der UN im aufzubauenden Irak wollen insbeson- 
dere Kurden nicht allzu viel wissen. UN-Politik hieß zum 
Beispiel Rückführung von Flüchtlingen in verminte 
Kriegsgebiete 1991. Das hieß auch Aufrechterhaltung des 
Embargos bezüglich des rebellischen kurdischen Nordens 
und Missmanagement beim Programm »oil-for-food«. So 
kamen Güter, die im Rahmen des Projekts für den Norden 
bestimmt waren, zum Teil erst Jahre später an. Außerdem 
weigerten sich die UN, mit dem aus dem begrenzten 
Ölverkauf erlösten Geld die kurdische Ernte aufzukaufen 
und ließen lieber über Saddams Regierung Weizen und Reis 
aus Australien, USA, Frankreich und Thailand importieren. 
Auch kritisieren Kurden in nur allzu verständlicher Weise, 
dass die UN keine Vertretung von Nationen, sondern eine 
von zum Teil äußerst diktatorischen Staaten sei. 

Die USA und ihre Alliierten haben für viele Iraker neue 
Handlungsspielräume eröffnet. Als Machthaber schränken 
sie diese jedoch auch wieder ein. Alte und neue politische 
Interessengruppen werden um Einfluß und Macht kämp- 
fen. Es wäre absolut verkürzt und eurozentrisch zu behaup- 
ten, die USA hätten die irakischen Widerstandsgruppen für 
ihre eigenen politisch- und ökonomisch-strategischen Inte- 
ressen ausgenutzt. Fin kurdischer Wissenschaftler schrieb 
kürzlich, dass auch die alten Oppositionsgruppen die USA 
für ihre eigenen Ziele ausgenutzt hätten, und das vorrangige 
Ziel sei schließlich der Sturz des Regimes gewesen. 

Zwar ist die Machtverteilung zwischen den USA einer- 
seits und den besagten Gruppen andererseits ungleich. Sie 
ist jedoch kaum und nicht im Entferntesten so absolut und 
lähmend ungleich, wie es die Machtverteilung zwischen 
dem Baath-Regime und diesen Gruppen noch bis Mitte 
April war. Es gibt ein Mehr an Handlungsmöglichkeiten. 
Der privilegierte Beobachter im Westen spräche den 
Akteuren im Irak die Fähigkeit zum Handeln ab, wenn er 
meinte, die Zukunft des Irak läge allein in den Händen der 
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Das nächste Opfer des 8$129a 


PAUSCHAL UND NACH GESINNUNG BASTELN SICH SACHSEN-ANHALTINISCHE 
STAATSHÜTER EIN NEUES OBJEKT DER BEGIERDE 


...sie legten mich in Handschellen, verbanden mir 
)) die Augen, setzten mich ins Auto und brausten 

los.« So endete am 27. November 2002 der Gang 
zum Bäcker für Marco H., einen der Betroffenen im 
Magdeburger $129a-Verfahren. Verdachtsmoment gegen 
ihn: Sein enger Kontakt mit Daniel W., der zeitgleich in 
Quedlinburg verhaftet wurde, während man ihre Woh- 
nungen und die von mehreren Bekannten durchsuchen 
ließ. 

Am 1. April 2003 razzten die Behörden mehrere 
Wohnungen in Magdeburg sowie das AJZ in Dessau. 
Gut zwei Wochen später schlug die Bundesanwaltschaft 
schließlich mit der dritten Verhaftung zu und präsen- 
tierte damit das zur Konstruktion einer »terroristischen 
Vereinigung« noch fehlende Mitglied. 

Der Vorwurf an die Beschuldigten lautet, Mitglieder 
des »Kommandos Freilassung aller politischen Gefan- 
genen« zu sein. Dieses hatte sich im März 2002 zu zwei 
versuchten Brandanschlägen bekannt. Der eine, ein 
Brandsatz unter einem geparkten BGS-Bus, schlug fehl, 
der andere verursachte an der Fassade des Magdeburger 
Landeskriminalamts geringe Sachschäden. Auf der 
Außenseite des Pakets mit dem nicht gezündeten Brand- 
satz fanden die Ermittler angeblich genau einen Finger- 
abdruck Daniel W.s. Es folgten umfangreiche Obser- 
vationen in seinem Umfeld, die linke Szene der sachsen- 
anhaltinischen Landeshauptstadt wurde ein halbes Jahr 
lang gründlich durchleuchtet. Am 1. September 2002 
kam es zur Räumung des linken Wohn- und Kultur- 
projekts »Ulrike« — unter BKA-Beteiligung, wie Beobach- 
ter anhand des für solche Fälle atypischen Vorgehens der 
Beamten einschätzten. 

Die Beweise machen auch nach den Verhaftungen 
und Durchsuchungen einen schwachen Eindruck. Eine 
Flachbatterie, eine Fahrradglühbirne und Reste von 
Knallkörpern wurden für die Bundesanwaltschaft zu 
Material für die Produktion »unkonventioneller Spreng- 
und Brandvorrichtungen«. Spätestens seit April diesen 
Jahres vertritt die Behörde nun die Ansicht, das »Kom- 
mando« hätte auch unter anderen Namen noch weitere 
Anschläge verübt. Etwa als »Revolutionäre Aktion Carlo 
Giuliani« auf eine Daimler-Chrysler-Filiale und als 
»Kommando Globaler Widerstand« gegen zwei Telekom- 
Fahrzeuge in Magdeburg. 

Der Ermittlungsdruck ist hoch, die Aktionen der letz- 
ten Monate erscheinen deshalb beinahe verzweifelt: Die 
Durchsuchung des Dessauer AZ’ rechtfertigte das BKA 
mit einem Hinweis aus einem anonymen Brief, »die 
Magdeburger hätten dort Kisten eingelagert«. Gefunden 


wurde jedoch nichts. Und als »dritten Mann« einen öf- 
fentlich bekannten Aktivisten der linken Szene in 
Magdeburg zu verhaften, einen Tag, nachdem dieser auf 
einer Pressekonferenz zur Lage des Verfahrens aufgetreten 
war, sieht dann doch zu offen nach politischer Repression 
statt nach Terroristenfahndung aus. 

Nicht umsonst ist $129a StGB seit seiner 
Einführung 1976 als Repressions- und Observations- 
instrument gegen die Linke berüchtigt. Nur drei Prozent 
aller Verfahren führten überhaupt zu Verurteilungen, in 
der Regel standen legale linke Gruppen im Visier. Die 
Folgen für die jeweilige Gruppe und Stadt waren meist 
verheerend. In Magdeburg sahen die Betroffenen das 
Verfahren anfangs nur als Krönung einer ganzen Reihe 
von repressiven Maßnahmen gegen die linke Szene. 
Mittlerweile zeichnet sich eher das umgekehrte Bild ab — 
die 129a-Ermittlungen waren der Motor der zunehmen- 
den Repression. 

Hauptziel der Ermittler ist auch in Magdeburg die 
Arbeit politischer Gruppen. Eine dieser Gruppen wurde 
bereits öffentlich als Hort und Grundlage für die »terro- 
ristischen« Bestrebungen denunziert. Und auch in diesem 
Verfahren gilt wieder: Eine Verurteilung ist mehr als 
unwahrscheinlich. Aber die massive Überwachung der 
Magdeburger Szene, die massive Einschüchterung durch 
die Verhaftungen und die teilweise rüden Ermitt- 
lungsmethoden sind für die Sicherheitsbehörden Erfolg 
genug. Nach Einschätzung der Soligruppe Magdeburg- 
Quedlinburg »erstrecken sich die Observationen und 
Ausforschungen wahrscheinlich über alle aktiven linken 
Magdeburger Jugend-Gruppen«. Diese sehen sich nun 
vor der schwierigen Aufgabe, die durch den Druck 
erzeugte Lähmung wieder zu überwinden. Die Aufgabe 
ist aber nicht nur ihnen gestellt: Neben dem 
Magdeburger 129a-Verfahren laufen bundesweit derzeit 
59 weitere. Jüngstes Bedrohungsszenario der Bundes- 
anwaltschaft: Eine angeblich bundesweit Brandanschläge 
verübende »militante gruppe«. 
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' Siehe dazu z.B. 
Thomas Schmidinger, 
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in: Jungle World, Nr.48 
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Antisemitismus (...) rein 
europäisches, primär 
deutsch- österreichi- 
sches Importprodukt« 
bleibe, das je nach Be- 
darf für die Auseinander- 
setzung mit Israel einge- 
setzt« werde. Er sieht 
diese Lösung für das 
Problem des stark ver- 
breiteten Antisemitismus 
in den verschiedenen 
arabischen Staaten eng 
mit der Beendung des 
Nahostkonfliktes ver- 
bunden. 


® Diese These findet 
sich vor allem in den 
Texten der verschiede- 
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nen wieder. 


64 - PHASE2 


Arabischer Antisemitismus, 
Islamismus und der NS 


EINE KRITISCHE ANTWORT AUF DEN TEXT »EUROPÄISCHER UND ARABI- 
SCHER ANTISEMITISMUS« VON VOLKER WEISS IN DER PHASE 2.07 


pätestens seit dem Ausbruch der sogenannten 

»Al-Aksa-Intifada« und dem Anschlag auf das 

World Trade Center wird auch innerhalb der 
deutschen Linken der arabische Antisemitismus disku- 
tiert. Dabei stehen sich in der Regel zwei Interpre- 
tationsmodelle gegenüber: Während einerseits die These 
aufgestellt wird, der arabische Antisemitismus sei vor 
allem eine Kopie des europäischen Antisemitismus, der 
durch die Kolonialisierung des Nahen Ostens seinen 
Einzug in die arabische Welt gefunden habe', wird ande- 
rerseits aus antideutschen Kreisen vielmehr eine Konti- 
nuität des arabischen Antisemitismus behauptet, welche 
schon im Koran feststellbar sei?. 

Beide Erklärungsansätze erscheinen wenig differen- 
ziert. Somit ist der von Volker Weiß vertretenen These, 
dass eine Analyse des Antisemitismus »Analogien benen- 
nen und Differenzen wahrnehmen« müsse, durchaus ein- 
leuchtend. Es sollte unstrittig sein, dass für die Unter- 
suchung des arabischen Antisemitismus die Analyse des 
Nahostkonfliktes notwendig ist — vor allem dann, wenn 
es darum geht, Aussagen über die palästinensische 
Gesellschaft zu treffen. Denn selbstverständlich müssen 
die jeweiligen Gesellschaften immer auch vor ihrem poli- 
tischen Kontext bewertet werden. Dennoch begibt sich 
Volker Weiß trotz aller gegensätzlichen Beteuerungen in 
die Gefahr, Antisemitismus in der arabischen Welt vor 
allem als rationale »Antwort« auf die zionistische Ein- 
wanderung bzw. die Politik der verschiedenen israeli- 
schen Regierungen zurückzuführen. So schreibt er, dass 
der arabische Antisemitismus auf »tatsächliche politische 
und soziale Konflikte« verweisen ‘könne, während »zu 
keinem Moment der verschiedenen Phasen europäischer 
Judenverfolgung (...) die christlichen Verfolger mit 
einem Staat oder einer tatsächlichen jüdischen Auto- 
nomie konfrontiert« gewesen seien. Volker Weiß ist sich 
der Problematik seiner Aussagen bewusst, wenn er fest- 
stellt, dass »Antisemitismus zwar (...) dieser Bestätigung« 
nicht bedürfe, weil »er ohne empirische Juden« aus- 
komme. 

Wenn dem so ist und sich die Entstehung des 
Antisemitismus eben »icht an der Politik der Israelis bzw. 
der zionistischen Einwanderung festmachen lässt, bleibt 
die Frage, welchem Zweck der Verweis auf eben diese 
dient. So lässt sich feststellen, dass sich der Antise- 


mitismus in der arabischen Welt momentan vor allem als 
offener Hass gegen Israel äußert und der Nahostkonflikt 
dabei als Chiffre fungiert. So richtig es also einerseits ist, 
auf die Realitäten im Nahen Osten hinzuweisen, so 
fraglich bleibt ein solcher Verweis jedoch im Bezug auf 
die Erklärbarkeit des Antisemitismus. 

Problematisch erscheint dies sowohl vor dem his- 
torischen Hintergrund als auch im Bezug auf den 
Antisemitismus der Islamisten. Bereits in den zwanziger 
Jahren kam es zu .antisemitischen Ausschreitungen im 
Mandatsgebiet Palästina. So wurden 1929 in Hebron 60 
religiöse, antizionistische Juden und Jüdinnen von einem 
aufgehetzten Mob ermordet. Schon in dieser frühen 
Phase des Konfliktes vermischten sich Antizionismus und 
moderner Antisemitismus, die Kritik an der zionistischen 
Einwanderung wurde nicht selten mit generellen 
Angriffen gegen »die Juden« verbunden. Letztlich scheint 
jedoch auch Volker Weiß den Antisemitismus in den ara- 
bischen Staaten vor allem als instrumentell zu begreifen, 
wobei er dazu neigt, die ideologische Ebene weitestge- 
hend auszublenden. Sowohl seine These, dass es den ara- 
bischen Revisionisten im Gegensatz zu den deutschen vor 
allem um die Delegitimierung der Existenz Israels gehe, 
als auch seine Analyse der Kollaboration arabischer 
»Führer« mit dem NS-Regime, die Weiß vor allem als 
von »politischen Interessen« geleitet begreift, reihen sich 
in diese Sichtweise ein. Eine generelle ideologische 
Übereinstimmung, die möglicherweise auch Treibkraft 
für diese Zusammenarbeit war, erscheint bei ihm 
lediglich als Begleiterscheinung und die Lösung letztlich 
auch für ihn in der Beendung des Nahostkonfliktes zu 
liegen. 

An der Zusammenarbeit zwischen dem Mufti von 
Jerusalem und der ägyptischen Muslimbruderschaft mit 
den Nationalsozialisten lässt sich verdeutlichen, welche 
ideologischen Gemeinsamkeiten zwischen NS-Ideologie 
und dem gerade im Entstehen begriffenen islamischen 
Fundamentalismus existieren und in welchem Ausmaß 
die Kooperation stattfand. 


Die deutsch - arabische Kooperation im NS 


Die wohl bekannteste Einzelperson in diesem Kontext ist 
Haji Amin el-Husseini, der 1920 zum Mufti von 


Jerusalem ernannt wurde. Bereits im März 1933 nahm er 
Kontakt zum nationalsozialistischen Deutschland auf. 
Noch im selben Monat sendete Wulf, der deutsche 
Generalkonsul von Jerusalem ein Telegramm nach Ber- 
lin, in dem er die Begeisterung des Muftis über das neue 
Regime in Deutschland schilderte: »Mufti machte mir 
heute eingehende Ausführungen, daß Mohammedaner 
innerhalb und außerhalb Palästinas neues Regime in 
Deutschland begrüßen und Ausbreitung faschistischer 
antidemokratischer Staatsführung auf andere Länder 
erhoffen. Jetziger jüdischer Einfluß auf Wirtschaft und 
Politik sei überall schädlich und zu bekämpfen (...)« 

Während der Mufti einerseits hoffte, die Achsen- 
mächte für die Unabhängigkeitsbestrebungen der Araber 
voranzutreiben und die zionistische Einwanderung nach 
Palästina zu stoppen, beteiligte er sich gleichzeitig an der 
Vermittlung einer ideologischen Annäherung zwischen 
Islam und Nationalsozialismus. Immer wieder betonte er, 
dass es mit »den Juden« einen gemeinsamen Feind zwi- 
schen Arabern und Nationalsozialisten gebe, der eine 
Zusammenarbeit erfordere. 

Die antisemitische Agitation des Mufti fiel im briti- 
schen Mandatsgebiet Palästina auf fruchtbaren Boden, so 
konnte er sich auf eine stetig anwachsende Zahl von 
UnterstützerInnen verlassen. Zwischen 1936 und 1939 
wurden in den von »Mufti-Banden« kontrollierten 
Gebieten neue Kleiderordnungen und Schariagerichte 
eingeführt. Es kam zu willkürlichen Gewalttaten, 
Bedrohungen und Erpressungen gegenüber jüdischen 
SiedlerInnen und palästinensischen DorfbewohnerIn- 
nen. 

Deutschland wurde ab 1941 zum Aktionszentrum 
des Muftis. In Berlin errichtete er das »Büro des 
Großmufti«, von dem aus verschiedene Aufgaben wie 
Propaganda, Spionage und die Aufstellung von mili- 
tärischen Einheiten der Moslems in den von den 
Achsenmächten besetzten Gebieten organisiert wurden. 
1942 ergänzte er seine Tätigkeiten in Deutschland in 
seiner Funktion als Leiter des Islamischen Zentral- 
Instituts in Berlin, welches überwiegend mit der Aus- 
arbeitung nationalsozialistischer Propaganda für die 
Muslime weltweit beschäftigt war. Schon in seiner 
Eröffnungsrede erklärte der Mufti, dass »in England 
sowohl wie in Amerika (...) nur der jüdische Einfluß« 
herrsche, »der hinter dem gottlosen Kommunismus« 
stehe und betonte: »Die eingefleischtesten Feinde der 
Muslime sind die Juden und ihre verbündeten Engländer, 
Amerikaner und Bolschewisten.«° Anhand dieser 
Aussagen werden bereits zwei Elemente deutlich, die für 
die Agitation des Muftis zentral waren: 

Der antisemitische Verschwörungswahn, nachdem 
»die Juden« die Welt (vor allem Amerika) beherrschen 
würden, sowie der explizite Antikommunismus waren 
ein wichtiges Bindeglied zwischen islamisch-arabischem 
Antisemitismus und der NS-Ideologie. 

Sowohl der Mufti als auch seine Begleiter nahmen an 
Besichtigungen von KZs teil und waren somit über die 
Vernichtungspolitik gegenüber Juden und Jüdinnen 
informiert und befürworteten diese. 

Doch er blieb nicht nur Zuschauer und Agitator, son- 
dern griff aktiv in den Prozess der »Endlösung« ein. 1943 
forderte el-Husseini den bulgarischen Außenminister auf, 
die geplante Auswanderung von 4000 jüdischen Kindern 


und 500 erwachsenen Begleitern nach Palästina zu 
unterbinden. Er schaltete sogar die deutsche und italie- 
nische Regierung ein, um zusätzlichen Druck auf 
Bulgarien auszuüben, in dem er ihnen erklärte, dass »die 
Araber in der Auswanderung der Juden nach ihren 
Ländern eine Bedrohung ihrer Lebensinteressen« schen 
würden. 

Nicht nur der Mufti sah eine Verbindung zwischen 
dem von ihm vertretenen Antisemitismus und dem 
Vernichtungsprogramm der Nationalsozialisten. Auch 
der deutsche Botschafter in Spanien, von Stohrer, betonte 
in seinem »Islam-Programm« die Überschneidungen 
zwischen nationalsozialistischer Weltanschauung und 
islamischen Grundsätzen. Er forderte deshalb, »ein auf 
die Gewinnung der islamischen Welt eingestelltes 
Programm auszuarbeiten«, welches dann insbesondere 
auch in Ägypten zum Einsatz kam. 


In Ägypten nichts Anderes 


Natürlich ist es problematisch, den Antisemitismus auf 
die Person des Muftis zu projizieren und von dort auf die 
palästinensische Gesellschaft zu übertragen, deshalb soll 
im folgenden noch ein Blick auf die 1926 in Ägypten 
gegründete Muslimbrüderschaft geworfen werden. 

Hier lässt sich besser nachvollziehen, wie sich aus 
einer kleinen, irrelevanten Gruppe eine Massenbewegung 
entwickelt, deren islamistische und antisemitische 
Ideologie sich schließlich auf weite Teile der ägyptischen 
Gesellschaft ausweitete und diese bis heute durchdringt. 
Der Prediger Hassan al-Banna und sechs Mitarbeiter der 
Suez Kanal Company waren die ersten Mitglieder einer 
sich als avantgardistisch islamistisch begreifenden Verei- 
nigung, die erst ihren Siegeszug im zerrütteten Ägypten 
antrat und später Ableger in fast allen Staaten des Nahen 
Osten hatte. 

Im Jahre 1948 verfügte die Muslimbruderschaft be- 
reits über 500000 Mitglieder, 2000 Untergruppen und 
schätzungsweise 500000 SympathisantInnen.” Zudem 
verfolgte die Brüderschaft das Ziel eine »islamistische 
Internationale« aufzubauen, hierzu wurden in Kairo und 
anderen Universitätsstädten gezielt ausländische Studen- 
ten angeworben, die dann später in ihren Heimatländern 
Zweigstellen begründeten. Auch die palästinensische 
HAMAS ist ein solcher Ableger. 

Neben der Beseitigung der parlamentarischen Demo- 
kratie und der Abschaffung aller Parteien zugunsten einer 
Staatsordnung auf Grundlage von Scharia und Kalifat 
war später der Antisemitismus ein weiterer zentraler 
Aspekt in der Ideologie der Muslimbruderschaft. Bis zum 
Höhepunkt der faschistischen und nationalistischen 
Bewegungen in Europa Mitte der dreißiger Jahre war das 
gesellschaftliche Leben zwischen Juden und Ägyptern 
entspannt, die Jüdinnen und Juden waren im vollen 
Umfang am öffentlichen Leben beteiligt und unterlagen 
keinerlei Berufseinschränkung. Dies änderte sich, als 
Nazideutschland massiv bei der ägyptischen Regierung 
intervenierte und einen Boykott des ägyptischen Baum- 
wolleexportes androhte. Die ägyptische Regierung ver- 
sprach, die Maßnahmen gegenüber Juden und Jüdinnen 
zu verschärfen und auch große Teile der ägyptischen 
Presse begannen jene als Zerstörer der ägyptischen Öko- 
nomie darzustellen. Zu diesem Zeitpunkt jedoch war die 
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Sympathie, die die ägyptische Öffentlichkeit für Nazi- 
deutschland hegte in erster Linie antibritisch motiviert. 
Doch dies änderte sich in dem Maße, indem die 
Muslimbruderschaft mehr an Einfluss gewann. 

Als sich die Brüderschaft 1936 dem vom Mufti aus- 
gerufenen Generalstreik gegen die jüdische Einwande- 
rung mit einer fanatischen Solidaritätskampagne 
anschloss, in der sie den Gedanken des Djihad mit den 
Auseinandersetzungen in Palästina verband, wurde sie 
innerhalb kürzester Zeit zu einer Massenbewegung. Im 
Weiteren boykottierte die Bruderschaft jüdische Waren 
und Geschäfte, denunzierte Jüdinnen und Juden und 
verdrängte sie langsam aber sicher mit Hilfe der 
Regierung aus einflussreichen Positionen. Auch wurde 
die Zusammenarbeit zwischen dem Mufti und der 
Muslimbruderschaft immer intensiver. Beide stellten den 
Palästina-Konflikts in einen islamistischen und panara- 
bischen Kontext, in dem EngländerInnen und JüdInnen 
als Feindbild dienten. 

Nachdem das Naziregime zerschlagen war, blieb der 
Antisemitismus in Teilen der ägyptischen Gesellschaft 
verhaftet. Mit der Gründung des israelischen Staates aus 
der Konsequenz des Holocaust, äußerte er sich oft auch 
unter dem Deckmantel des Antizionismus. Die Akzep- 
tanz des Antisemitismus war inzwischen sogar so weit 
gewachsen, dass Nazifunktionäre nicht nur Unterschlupf 
in Ägypten fanden, sondern den jungen Nationalstaat 
mitgestalten und ihren Kampf gegen das »Weltju- 
dentum« fortsetzen konnten. So organisierte (als ein 
Beispiel unter vielen!) der SS-Standartenführer Leopold 
Gleim in Ägypten unter dem Namen Ali al-Nacher den 
Aufbau der Geheimpolizei und überwachte im Auftrag 
der Regierung die ägyptischen JüdInnen. Louis Heiden 
(Reichssicherheitshauptamt) übersetzte »Mein Kampf« 
ins arabische und sorgte für die Verbreitung unter den 
ägyptischen Offizieren und in andere arabische Länder. 

Auch wenn die Muslimbruderschaft im heutigen 
Ägypten, bedingt durch die Verfolgung, der sie zwischen 
1954 und 1970 von Seiten der Nasser-Regierung ausge- 
setzt waren, über weniger gesellschaftlichen Einfluss ver- 
fügt, als zu ihrer Blütezeit, lässt sich feststellen, dass sie 
zum Zwecke der antisemitischen Agitation nicht länger 
notwendig ist. Nicht nur die Ausstrahlung der Fern- 
sehserie »Knight without a Horse«, die auf den Proto- 
kollen der Weisen von Zion basiert, zeigt, dass Antise- 
mitismus in Ägypten inzwischen traurige Selbstver- 
ständlichkeit ist, sondern auch die in Teilen antisemi- 
tisch motivierten Massendemonstrationen gegen den 
derzeitigen Krieg im Irak, bei denen einmal mehr die 
Theorie der jüdischen Weltverschwörung bemüht wor- 
den ist. 


Ideologische Überschneidungen 


Als wesentliche Klammer für die ideologischen Über- 
schneidungen zwischen Nationalsozialisten und Isla- 
misten fungierte der rigide Antikommunismus. Wei- 
tere Berührungspunkte wurden von beiden Seiten im 
Monotheismus, den Vorstellungen von Kampf und 
Gemeinschaft, dem Verhältnis zu den Juden sowie in 
den jeweiligen wirtschaftlichen Konzepten gesehen. 
Der Mufti erhob den Monotheismus, womit er die 
»Einheit der Führung« meinte, zur Grundprämisse des 


Islam. Auch die Muslimbrüderschaft war streng nach 
dem Führerprinzip ausgerichtet. Für die »Idee des 
Islam« solle jeder, der die Kraft und die Möglichkeit 
besitze, zu kämpfen bereit sein. Sowohl für die 
Anhänger des politischen Islam als auch für Nazis 
bedeutete dieser Kampf die völlige Selbstaufopferung 
für eine »höhere Sache«. Jedem, der im Kampf falle, 
werde eine besondere Ehre zu teil. Eine weitere 
Verbindung sahen beide Parteien in der Rolle der 
Gemeinschaft. So gelte auch für den Islam das für die 
NS-Volksgemeinschaft bestimmende Paradigma des 
»Gemeinnutz vor Eigennutz«. 

Der Einzelne soll sich demnach ganz dem Dienst 
einer übergeordneten Gemeinschaft verpflichten. In die- 
sem Kontext ist auch die Vorstellung von Arbeit wichtig. 
In beiden Weltbildern spielte die körperliche Arbeit als 
konkretes, als Prinzip des »schaffenden Kapitals«, nicht 
nur eine entscheidende Rolle für die wirtschaftlichen 
Vorstellungen, sondern damit einhergehend einen 
wesentlichen Bestandteil der antisemitischen Ideologie. 
In Deutschland hat dieser Arbeitsbegriff eine lange 
Geschichte, bei dem »der Jude« mit dem vermeintlich 
»unproduktiven«, »raffenden« Kapital identifiziert wur- 
de, wie Andrea Woeldike und Holger Schatz dargelegt 
haben.’ 

Diese ideologischen Schnittpunkte thematisiert auch 
Matthias Küntzel im Bezug auf das Programm der 
Muslimbrüder. In der Charta der palästinensischen 
islamistischen HAMAS, die derzeit als wichtigster 
Gegenpol zu jeglicher Verhandlungsbereitschaft palästi- 
nensischer Nationalisten fungiert, ist die Rede von der 
Verschwörung des »Weltzionismus«. Sowohl hinter der 
französischen Revolution als auch der kommunistischen 
Revolution werden ganz wie im Weltbild der Natio- 
nalsozialisten »die Juden« vermutet. 

Es sollte deutlich geworden sein, dass es vor allem bei 
den Islamisten Strömungen gibt, die sich in die Nähe 
nationalsozialistischer Weltanschauung begeben. Des- 
halb ist wenig damit gedient, diese Zusammenarbeit 
lediglich als »strategisch« bzw. vor dem Hintergrund des 
Konfliktes zwischen zionistischer Einwanderung und ara- 
bischem Nationalismus zu begreifen. Dass für den ara- 
bischen und später den palästinensischen Nationalismus 
Antizionismus und Antisemitismus konstituierend wa- 
ren, heißt nicht, dass sich diese lediglich als Reaktion auf 
den Zionismus bewerten lassen. 

Auch heute zeigen sich Ansätze zur Kooperation zwi- 
schen Nazis, arabischen Nationalisten und Islamisten. In 
Berlin sorgte etwa im Oktober eine Veranstaltung der 
islamistischen Gruppierung Hisb ut Tahrir für einen 
kleinen Skandal, da an der Diskussion der NPD- 
Vorsitzende Udo Voigt und Horst Mahler teilgenommen 
hatten. Der NPD-Anwalt Horst Mahler sollte übrigens 
bereits im Jahr 2001 bei einem Treffen von Holocaust- 
Leugnern in Beirut als Redner auftreten. Nach Angaben 
der Berliner Zeitung habe Voigt dabei ein hohes Interesse 
an der engeren Zusammenarbeit mit den Islamisten be- 
kundet. Insbesondere seit dem Terroranschlag vom 11. 
September 2001 mehren sich die Stimmen im rechts- 
radikalen Milieu, die eine Annäherung an die Islamisten 
propagieren. Inwieweit sich die Aussagen einiger islamis- 
tischer Gruppen in das Weltbild so mancher Globali- 


sierungsgegnerInnen und Neonazis integrieren bzw. eine 


zukünftige Zusammenarbeit ermöglichen, kann an dieser 
Stelle zwar nicht genauer untersucht werden, die Paral- 
lelen sind jedoch gegeben, wenn der Kapitalismus nicht 
in seiner Totalität, sondern nur in seinem abstrakten 
Ausdruck, dem Finanzkapital, wahrgenommen und kri- 
tisiert wird. 


Was bleibt? 


Auch wenn feststellbar ist, dass der Antisemitismus in 
arabischen Ländern gerade in den letzten Jahren vor 
dem Hintergrund der Eskalation im Nahostkonflikt zu- 
nimmt, erscheint der Hinweis auf die politischen Rea- 
litäten wenig hilfreich, wenn die historische Zusammen- 
arbeit zwischen Nationalsozialisten, Islamisten und ara- 
bischen Nationalisten lediglich als »strategisches« 
Bündnis bewertet wird. Abgesehen davon, dass es 
durchaus fragwürdig ist, arabischen Antisemiten wie 
den Befürwortern der Revisionisten oder dem Mufti zu 
unterstellen, sie würden vor allem strategisch handeln, 
ist dies für das Ergebnis zweitrangig. Mit anderen 
Worten: Was hilft es zu wissen, ob der Mufti nun sein 
Hauptaugenmerk auf ein dekolonialisiertes Palästina 
gelegt hat? Fakt ist, dass er aktiv daran beteiligt war, 
Juden und Jüdinnen in den sicheren Tod zu schicken, 
die Achsenmächte sowohl ideologisch als auch mili- 
tärisch zu unterstützen und nach 1945 deutschen Nazis 
weitere Agitationsfelder im Nahen Osten zu ermögli- 
chen. 

Die Islamisierung der zweiten Intifada hängt aller- 
dings eng mit der Entwicklung des Nahost-Konfliktes 
zusammen. Nun ist der arabische Antisemitismus zwar 
kein Phänomen, dass sich allein auf islamistische 
Gruppen beschränken ließe, er findet derzeit dort jedoch 
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seinen stärksten Ausdruck als Vernichtungsantisemi- 
tismus. Dieser war stets Bestandteil des Islamismus, wie 
sich exemplarisch an dem Programm und der Politik der 
Hamas aufzeigen lässt. Die Frage ist also, inwieweit es 
vor der Projektionsfläche des Nahostkonfliktes den Isla- 
misten gelingt, vorhandene Ressentiments in ein 
geschlossen antisemitisches Weltbild einzubetten, das 
nicht »nur« die Vernichtung Israels, sondern auch »die 
Juden« generell zum »Übel der Welt« erklärt. Darin liegt 
jedoch genau ein fundamentales Problem im israelisch- 
palästinensischen Konflikt. Mit einer zunehmenden 
Unterstützung für die islamistischen Selbstmord- 
attentäter und ihrer antisemitischen Hetze rückt die 
Vorstellung einer friedlichen Koexistenz immer weiter in 
die Ferne. Die These von Volker Weiß, dass sowohl der 
Bezug auf die Revisionisten als auch die offene 
Zusammenarbeit vor allem strategischen Überlegungen 
zugrunde liegen würden, ist nicht nur fraglich, sondern 
sollte für die radikale Linke hier irrelevant sein. Denn 
was nützt es, wenn wir wissen, weshalb Revisionisten 
und Nazis in den arabischen Staaten bejubelt werden 
bzw. welche gesellschaftlichen und politischen Prozesse 
dorthin geführt haben? Die Geschichte kann nicht 
zurückgedreht werden, antifaschistische Pflicht sollte es 
vielmehr sein, sich mit eben diesen historischen und 
aktuellen Verbindungen intensiv auseinander zu setzen 
und sie vehement zu kritisieren. Denn darin liegt nicht 
nur ein Schlüssel für das Verständnis von entscheiden- 
den Aspekten der derzeitigen Nahostproblematik, son- 
dern auch für die eigene antifaschistische Glaub- 
würdigkeit. 
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' »Das Erschreckende 
am traditionellen Horror- 
film erwächst aus der 
Erkenntnis, dass wir auf 
ewig an die Unge- 
schlachtheit unserer irdi- 
schen Körper gebunden 
sind; in SF-Filmen ent- 
springt die Angst der zu- 
künftigen Möglichkeit, 
dass wir -— sozusagen - 
den Kontakt mit unseren 
Körpern verlieren könn- 
ten.« (Ü.d.A.) 
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System Failure - Matrix, Terminator und 
andere Apokalypsen des Kapitalismus 


GEGEN DEN KAPITALISMUS BIETET »TERMINATOR« DIE BESSERE 


THEORIE ALS »MATRIX« 


»The terrifying aspect of traditional horror fülms arises from 
a recognition that we are forever linked to the crudeness of 
our earthbound bodies; the fear in SF Films springs from the 


future possibility, that we may — in a sense — lose contact 


with our bodies.«' 

F Reloaded und Matrix Revolutions wird die Mensch- 
heit ihren Kampf gegen die virtuellen Sklavenhalter 

zum Abschluss bringen. Und in Terminator 3 — Rise of the 

Machines offenbart der postmoderne Kapitalismus sein 

wahres (weibliches) Gesicht. Doch die Revolution findet 

schon seit Jahrzehnten im Kino statt. 

Schnitt: rund 30 Jahre zuvor. Ein blonder Jüngling 
(Michael York) in einem über der Brust leicht zerfetzten 
Schlafanzug sitzt neben seinem rehäugigen Weibchen 
(Jenny Agutter) im feuchten, mintgrünen und sehr 
kurzen Kleid. Die Szenerie ist auf eine wilde Art idyllisch: 
Grünes Unterholz, ein moosbewachsener Baumstamm 
als Sitzgelegenheit. Leise Tierlaute. Die beiden führen das 
nach Hollywood-Maßstäben wohl grundlegendste 
Mann-Frau Gespräch. Jessica will mit Logan alt werden. 


Vivian Sobchack: Screening Space — 
The American Science Fiction Film 


s ist der Sommer der letzten Gefechte: In Matrix 


Doch Logan muss zurück. Warum? Logan: »Ich habe 
dieses perfide System durchschaut, und es tötet jeden Tag 
Menschen. Ich kann nicht in Frieden hier bleiben, 
solange dort die Menschen sterben.« 

Die Szene stammt aus dem Film Flucht ins 23. 
Jahrhundert (Logan’s Run) von 1974. Logan und Jessica 
sind just aus einer von einem Computer beherrschten, 
streng reglementierten und entemotionalisierten Kuppel- 
stadt entkommen. Die mittlerweile verwilderte Erdober- 
fläche ist für sie ein Wunder: Zum ersten mal treten sie 
unter freiem Himmel. Die gleißendrote Abendsonne 
versinkt über einem entfernten Bergkamm. Jessica, zwi- 
schen Furcht und Andacht hin- und hergerissen: »Was ist 
das, Logan?« Logan: »Ich weiß es nicht. Aber es spendet 
Wärme.« 


Als der Widerstand wieder stand 
Der »systemkritische« Hollywoodfilm ist nicht etwa ein 


Phänomen der neunziger Jahre. Logan 's Run ist nur einer 
von zahllosen Filmen, die technokratische Gesellschafts- 


systeme zum Thema machten, in denen persönliche 
Bindungen verschwinden und das Leben in Produktions- 
und Informationsprozesse aufgelöst wird. Die »System- 
kritik« dieser Filme war natürlich einfach gestrickt und 
lässt sich in der Dichotomie zwischen »Authentizität« 
und »Entfremdung« praktisch komplett beschreiben. 
Logan’s Run ist eine direkte, »warnende Dystopie«: Wir 
erkennen die Entfremdung, wir begreifen auf den ersten 
Blick, dass das perfekt durchorganisierte Leben in der 
Kuppelstadt einfach nicht richtig sein kann. Wenn Logan 
und Jessica endlich die Luft der freien Natur atmen, 
kehren sie zu dem zurück, was das Leben eigentlich aus- 
macht: Sonne. Gras. Zusammen alt werden (Heiraten — 
auch die Bedeutung dieses Wortes müssen Logan und 
Jessica an der Oberfläche neu entdecken. Doch sie 
erschließt sich ihnen intuitiv). In Zogan’s Run ist das 
Verhältnis von Innen und Außen selbstverständlich. 
Innen, dass ist im Zwangsverhältnis. Außen, dass ist bei 
uns selbst. Als menschliche Wesen sind wir von uns aus, 
so Logan ’s Run, vorerst außerhalb des Systems Subjekte. 
Die Idee des Widerstands ist somit eine der Wiederauf- 
richtung einer verloren geglaubten ursprünglichen 
Identität. 

Das ist natürlich Unsinn. Um diesem Unsinn und 
seinen politischen Implikationen auf die Spur zu kom- 
men, fragt dieser Artikel sich, wo wir in den dieser Zeit 
aktuellen »Systemkritiken« Hollywoods das Innen und 
das Außen des Systems wiederfinden, und wie der Wider- 
stand sich im Spannungsfeld zwischen beiden artikuliert. 


In der Matrix ist das Empire hier 


Über 20 Jahre später funktioniert Matrix ähnlich wie 
Logan’s Run und doch ganz anders: Hier ist das, was uns 
normal erscheint, die Illusion — die Welt mit ihren Hoch- 
häusern, Autos und Handys. Wir leben schon längst im 
System der absoluten Entfremdung, rundherum 
eingestöpselt und absolut bewegungsunfähig, während 
wir uns einbilden, die Sonne auf unserer Haut zu spüren. 
Doch wir ahnen etwas — Worte sind seltsam hohl, die 
Berührungen der von uns geliebten Menschen bedeuten 
weniger als der Kontakt unserer Augen mit den Moni- 
toren, hinter denen wir Wahrheiten suchen. Matrix zielt 
(erst einmal) auf die Verunsicherung des Zuschauers ab: 
Du lebst in einem System, dessen Regeln du nicht 
kennst, denen du unterworfen bist, ohne sie zu begreifen. 


Die Wirklichkeit ist ein Geflecht aus Macht, geschaffen, 
um dich unter Kontrolle zu halten.? 

Etwa eine halbe Stunde lang hält Matrix es durch, uns 
zu verunsichern: Wenn nichts wirklich ist — was ist die 
Matrix? Wir erwarten eine Antwort und kriegen sie, 
wenn Neo die Illusion zum ersten mal »durchbricht«: Die 
Wirklichkeit ist eine Wüste. Wir haben sie zerstört, 
während wir die Virtualität der Matrix erschaffen haben. 
Was uns bleibt, ist das Zerschmettern der Illusion, die 
uns durchdrungen hat. 

Sowohl Matrix als auch Logan ’s Run operieren mit 
den Polen der Authentizität und der Entfremdung. Doch 
während wir in Zogan’s Run scheinbar unwillkürlich 
erkennen, was wirklich ist (Die Sonne, die Blumen und 
die Ehe), müssen wir in Matrix lernen, es zu erkennen. 
Dennoch: Auch in Matrix bleibt die Authentizität der 
feste Pol, der der abstrakten Illusion quasi-räumlich ent- 
gegensteht. 

Beide Filme rekurrieren im Prinzip auf die gleiche 
Vorstellung vom »System«. Es handelt sich um einen 
»künstlichen« gesellschaftlichen Zusammenhang, der uns 
gewissermaßen von unserem eigentlichen Selbst ab- 
schneidet und unsere Potentiale absaugt. Dieses System 
beutet die konkreten, ihm vorgängigen Kräfte aus. In 
Matrix sind die Menschen nichts als Batterien. In Logan 's 
Run sind sie Nummern in einer Bevölkerungsstatistik. 
Mit 30 müssen sie sterben, um Platz für ebenso num- 
merierte Retortenbabys zu machen. Die »Systeme« stehen 
still, hemmen jede Entfaltung von »Genie«. Negri und 
Hardt würden sie in Empire treffend beschreiben, wenn 
sie von der schöpferischen Kraft der Menge sprechen, die 
durch das Empire gefesselt und abgeschöpft wird. 

Die falsche Entgegensetzung von schöpferischer Kraft 
und abstrakter Abschöpfung im Kapitalismus ist immer 
wieder hergestellt und immer wieder kritisiert worden. 
Die Kritik soll hier nicht ausführlich wiederholt werden: 
Im wesentlichen besagt sie, dass diese Entgegensetzung 
die Idee einer Trennbarkeit von »produktiven« und »para- 
sitären« Sphären der Gesellschaft aufrichtet. Diese Kritik 
an den hier vorgestellten Entwürfen von Gesellschaft vor- 
ausgesetzt, bleibt die interessante Frage, was für Konse- 
quenzen sie für den Widerstand gegen das »System« 
ziehen. 


Exkurs: Neo-Ich-AG 


Die Lektüre von Matrix mit Empire macht weitere Kritik 
beider Szenarien nötig: Zwar ist es Empire zugute zu hal- 
ten, dass es die »schöpferische Macht« der Menge anti- 
essentialistisch zu beschreiben versucht (ob das gelingt 
oder möglich ist, ist noch eine andere Frage). Bei N/H 
resultiert sie aus der tendenziellen In-Macht-Setzung des 
Individuums. Im Empire, so die Autoren, wird Arbeit zu- 
nehmend durch Kommunikation verwirklicht. In diesem 
Sinne würde die Arbeit zunehmend von »selbstbe- 
wussten« Individuen geleistet, die den Arbeitsprozess und 
sein Ergebnis überschauen (müssen). Dass Empire wird 
zu einer parasitären »Hülle«, die nur noch abgestreift 
werden muss. Was N/H hier beschreiben, wirkt auf den 
ersten Blick wie eine systeminterne Widerstandsperspek- 
tive, in der die Ich-AG zum revolutionären Subjekt wird. 
In der Matrix sieht das dann folgendermaßen aus: Neo, 
der »Eine«, ermächtigt sich der Informationsprozesse und 


wird damit zum freien, systemantagonistischen Subjekt. 
Er »sieht« die Zahlenreihen und »begreift«, was er tut. 

Doch dieser systeminterne Widerstand ist doppel- 
bödig, insofern seine Postulierung die zentrale Eigen- 
schaft vergisst, die Foucault der Macht zuspricht‘, dass sie 
eben nicht nur in den Abschöpfungsinstanzen wirkt, dass 
sie nicht nur (sichtbar oder wie in der Matrix unsichtbar) 
diszipliniert. Vielmehr geht sie »in die feinsten Veräste- 
lungen«. Die Ich-AG taugt damit ebenso gut als funk- 
tionierendes Subjekt der Kontrollgesellschaft. Für Matrix 
bleibt festzuhalten, dass Neos revolutionäre Rolle sich im 
Entwurf des Films nur über seine Verbindung zum 
authentischen Außen garantieren lässt. 


Wir müssen hier raus! 


Matrix und Logan’s Run teilen also die Vorstellung, dass 
der Widerstand eine Anbindung ans »Außen« braucht. 
Das System kann nur bekämpft werden, wenn es »er- 
kannt« wurde. Neo sieht am Ende die Matrix in Form 
von Zahlenreihen. Es ist sein vollständiges Begreifen 
(seine Position ganz und gar außerhalb des Systems, als 
selbstbestimmte »Ich-AG«), das ihm die Macht verleiht, 
es zu zerstören. Dieses »Begreifen« rekurriert auf die 
Vorstellung absoluter Selbstidentität. Für Neo bedeutet 
das, dass er seine Rolle als »der Auserwählte« ganz und gar 
annimmt. Das Identischwerden mit dem eigenen Selbst 
wird seit jeher in den verschiedensten Varianten als der 
Ausweg aus den Zwängen des Systems gepriesen — es 
wurde gedacht als esoterische oder religiöse Selbstfindung 
ebenso wie als Selbstverwirklichung im HausbesetzerIn- 
nenkollektiv'. Die Gewalt des Systems kann dem selbst- 
identischen Neo nichts anhaben, nachdem er ihren illu- 
sionären Charakter gesehen hat. Neo ist damit innerhalb 
der Verhältnisse schon von ihnen befreit — eine Vorstel- 
lung, der zu widersprechen ist. Durch die Wahrheit »frei« 
zu werden, führt Linke für gewöhnlich in Sektenstruk- 
turen. 

Auch in Logan ’'s Run ist es allein Logans Wissen über 
das Außen, das, direkt aus seinem Kopf gesaugt, den 
Computer der Kuppelstadt zum Versagen bringt. Matrix 
unterliegt dabei mehr noch als Zogans Run dem Parado- 
xon, ein Außen anzunehmen, obwohl das beschriebene 
System absolut konstitutiv für das Leben seiner Bürger 
ist. 

Nicht zuletzt die feministische Wissenschaftskritik 
hat den Mythos des scheinbar objektiven »Blicks von 
Außen« trefflich kritisiert. So erscheint es auch vangemes- 
sen«, dass der Blick von Außen im Film immer ein 
männlicher ist (der freilich eine weibliche Rückbindung 
an seine eigene Authentizität braucht, um zu wissen, 
wofür er kämpft. In Matrix ist es Trinity, die Neo durch 
einen Dornröschenkuss aus der Illusion erweckt — ihre 
»weibliche« Qualität liegt hier darin, dass sie mit ihrer 
Liebe eine Anbindung an das tatsächliche, nicht-illu- 
sionäre Selbst ermöglicht). 

Der patriarchal besetzte Mythos des Blicks von 
Außen lässt sich abstrakt gut kritisieren, seine Problema- 
tik ist hier jedoch praktisch-politisch. Er konstituiert 
einen doppelten Raum. Ein Teil ist durch die Lügen der 
Herrschenden konstituiert, der andere durch den Kampf 
gegen diese Lügen, für die Wahrheit. Matrix auf die poli- 
tische Praxis herunterzubrechen, heißt, die »Lügen der 
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° Die Filmtheoretikerin 
Vivian Sobchak macht 
dieses Element bereits 
1984 bei Blade Runner 
aus: Der ganze Film er- 
schafft eine rein »techni- 
sche« Umgebung. In der 
ersten Version des Films 
führt eine Schlussszene 
zum Happy-End in die 
freie Natur, doch diese 
erscheint im Verhältnis 
plötzlich artifiziell und 
unglaubwürdig. Blade 
Runner lässt den Zu- 
schauer akzeptieren, 
dass die Wirklichkeit 
schon nicht mehr au- 
thentisch ist. Interessant 
ist, dass im späteren 
Directors Cut dieses 
Ende wieder entfernt 
wurde. 


» Vgl. Michel Foucault, 
Der Wille zum Wissen. 
Sexualität und Wahrheit 
I, Frankfurt/M. 1983. 


*  Beziehungsweise als 
linke Selbstverwirkli- 
chung im Lesekreis, der 
das System rein theo- 
retisch »durchschaut«. 


° Die tendenziell patri- 
archale Konstruktion ei- 
nes selbstermächtigten 
Subjekts wird unterstützt 
durch die angstbesetz- 
ten Weiblichkeitsbilder, 
die in dem Film auf- 
tauchen: Die monströse, 
verschlingende Gebär- 
mutter, in der Neos 
Körper gefangen ist, ist 
ebenso eine Bedrohung 
für das männliche Sub- 
jekt wie die Penetration 
durch den Nacken- 
stecker, die unmittelbar 
das Gehirn angreift - 
diese Penetration ver- 
weiblicht Neo selbst und 
lässt sich unschwer als 
die klassische Angst vor 
dem weiblichen Phallus 
lesen. Die Selbster- 
mächtigung Neos ist zu- 
gleich eine Entweibli- 
chung. Er widersteht der 
Penetration und schrei- 
tet nun selbst zum Voll- 
zug selbiger, indem er 
mit den Fäusten voran in 
den Körper des Agenten 
Smith eintaucht und ihn 
von Innen zum explodie- 
ren bringt. Interessant ist 
dabei, dass die Männ- 
lichkeit nicht in der ma- 
teriellen Wirklichkeit wie- 
der aufgerichtet werden 
kann, sondern nur in der 
virtuellen Matrix. 
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° Dümmster anzuneh- 
mender Zuschauer 


’ Leider ist weder Ma- 
trix noch die wirkliche 
Welt das Raumschiff En- 
terprise. Auf dessen Ho- 
lodecks reicht die ver- 
bale Anweisung »Com- 
puter - Ausgang!« dafür 
aus. 


®° Der Replikant Roy 
Baty (Rutger Hauer) in 
Blade Runner. Auch er 
hat ein paar messianis- 
che Züge, deren Erörte- 
rung hier aber zu weit 
führen würde. 


° Ob sich da Parallelen 
zum Stand der radikalen 
Linken aufzeigen ließen? 


® Übrigens vollzieht 
Kyle den patriarchalen 
Schöpfungsmythos in 
Reinform. Von Sarahs 
Sohn aus der Zukunft 
geschickt, fickt er sie 
und zeugt diesen damit. 
Der Zirkel der männli- 
chen Selbsthervorbrin- 
gung, vermittelt über 
eine Frau, die als »reines 
Gefäß« zugleich in den 
Prozess ein- und aus 
ihm ausgeschlossen ist, 
ist perfekt. Der doppelte 
Messias kann auch hier 
nur männlich sein, wäh- 
rend die Frau nur als 
Inspiration und Gefäß 
taugt. 
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Herrschenden« aufzudecken, die scheinbar nur einem 
Zweck dienen: unsere Lebenskraft auszubeuten. Eine 
solche Perspektive verstellt den Blick auf das abstrakt-all- 
gemeine Funktionieren des Kapitalismus, bei dem es sich 
nicht etwa um eine Lüge der Herrschenden handelt. Der 
Kapitalismus braucht keine Garantien in Form titani- 
scher Maschinenkomplexe, die hinter der Illusion stehen, 
er hat keine »wahren Herrscher«. Gerade deshalb ist die 
Ich-AG auch kein »wahres«, selbstermächtigtes Subjekt. 
Die Konstruktion dieses Subjekts nehmen Matrix und 
Empire nur vor, um es dem (un)heimlichen Herrscher 
(dem Empire) entgegenzustellen. Die Idee der Opera- 
tionsbasis im Außen basiert auf der Vorstellung, in jenen 


Cameron, 1984) ist die Maschinenhertschaft zugleich 
vorherbestimmt und aktuell. Der Raum der »Gegenwart« 
des Films unterscheidet sich im Prinzip kaum von der 
bevorstehenden Zukunft. Die Heldin Sarah Connor 
(Linda Hamilton) treffen wir zum ersten Mal als Ange- 
stellte in einem Fast-Food-Schuppen, wo sie unter dem 
entfremdeten Arbeitsregime zu leiden hat. Der Wider- 
stand hat in 77 keine anderen Möglichkeiten, als die 
Möglichkeit von Widerstand in der Zukunft zu sichern.’ 
Die Kämpfe in Gegenwart und Zukunft sind analoge 
Rückzugsgefechte, die keine Operationsbasis im Außen 
haben, keine Rückversicherung auf die Wirklichkeit. Die 
Helden des Films sind ohne geographischen Ausweg der 


»ES GIBT KEIN »WAHRES ICH« DASS IN EINEN TANK GESPERRT IST UND 
AUF SEINE BEFREIUNG WARTET.« 


Raum vorzudringen, in dem die vermeintlichen wahren 
Herrscher (die Maschinen) residieren. Es geht darum, 
mit den Herrschenden auf Augenhöhe zu kommen, 
indem man das System durchschaut, wie sie es ver- 
meintlicher Weise als seine Architekten tun. Der DaZ° 
wird in Matrix vor allem seinen Verdacht bestätigt find- 
en, dass er belogen wird und dass die Welt eine 
Verschwörung ist. 

Dem entgegen gilt es festzuhalten, dass die Opera- 
tionsbasis der Revolution nur im Inneren des Kapitalis- 
mus liegen kann — wenn wir davon ausgehen, dass sein 
Verhältnis prinzipiell durchdringend und subjektkonsti- 
tuierend ist. Es gibt kein »wahres Ich«, dass in einen Tank 
gesperrt ist und auf seine Befreiung wartet. Es gibt nur 
das Subjekt, das den Ausgang sucht, um durch ihn an 
einen Ort zu gelangen, den noch nie ein Mensch zuvor gese- 
hen hat‘ — auch nicht Morpheus. 


Hier ist das Empire quasi hier 


Haben wir im Empire der Matrix die rote Pille 
geschluckt, dann sind wir kampfbereit. Wir kehren wis- 
send in die Matrix zurück und verkünden die Wahrheit: 
es gibt ein echtes Leben. Ihr müsst es nur wählen. Der rev- 
olutionäre Impetus von Matrix ist ein Aufbegehren gegen 
die postmoderne Aussetzung der Historizität. In Matrix 
ist die Geschichte aufgelöst — es gibt nur noch die Illusion 
einer Welt, die am Ende des 20. Jahrhunderts stehen 
bleibt und eine ewige, gewitterumtoste Postapokalypse. 
Neo kämpft für die Wiedereinführung von Geschichte 
als Umwälzung — die absolute Geschichtslosigkeit der 
Matrix kann nur durchbrochen werden, nicht reformiert. 
Für den Bruch mit dem System braucht es einen Messias, 
eine Figur, die von Außen kommt und mit Recht sagen 
kann: »Ich habe Dinge gesehen, die ihr Menschen 
niemals glauben würdet«.‘ 

Die ersten beiden Terminator-Filme sind eine andere 
Geschichte über technokratische Systeme. In ihnen gibt 
es keine räumliche Trennung des Innen und des Außen 
wie bei Matrix — hier leben alle Beteiligten im Imma- 
nenzfeld des Techno-Systems und bleiben dort. Auch 
Terminator löst die Geschichte auf: In 7I (James 


Maschinenherrschaft unterworfen. Freilich kommen wir 
auch hier nicht ohne einen Messias von Jenseits aus. Der 
aus der Zukunft geschickte Kyle (Michael Biehn) kennt 
die Gefahren des »Systems« aus erster Hand. Er ist viel- 
leicht ein schwächerer Proto-Neo''. Dieser Messias kann 
den Blick auf nichts anderes als die Fortdauer der 
Unterdrückung eröffnen. 77 zeichnet damit ein zutiefst 
pessimistisches Bild immanenter gesellschaftlicher Ent- 
wicklung. Gegenüber dem technokratischen System 
haben wir längst schon verloren, sind entfremdet ohne 
die Chance auf Heimkehr. Der Kampf ist aussichtslos 
weil immanent. Seine Waffen sind die Waffen des Feindes 
und nicht auf Dauer zweckentfremdbar. Der Terminator 
wird in einer Schrottpresse zerquetscht, die ebenso für 
technokratische Produktionsregimes steht wie er selbst. 
Der Ort der Fabrik hat am Ende des Films keinen 
erlösenden Charakter, konstituiert kein Außen. Sarah 
Connor blickt selber »zu Tode« erschöpft in die toten 
Augen ihres Geliebten, bevor der Leichensack zugezogen 
wird. Es gibt keine Erlösung aus dem Produktionsregime 
außer dem Tod. Es ist nur zu passend, dass eben die 
Fabrik, in der der erste Terminator zerquetscht wird, zum 
Nukleus von Skynet werden wird, jener Macht, die die 
Maschinenherrschaft perfektioniert. Für eine linksradi- 
kale Perspektive ist 77 nicht besonders attraktiv. 


Der Fordismus ist ein guter Vater 


In Terminator 2 (Cameron, 1991) eröffnet das Aufeinan- 
derprallen fordistischer und neoliberaler Regimes dage- 
gen plötzlich Potentiale des Widerstands. Die Subjekte 
bleiben zwar weiter in ihren jeweiligen Technokratien 
verhaftet, der Phasenraum bleibt geschichtslos, aber er 
gewinnt dafür eine andere Qualität: die der vertikalen 
Potentialität. Zu Beginn des Films sehen wir die Heldin 
Sarah in der Anstalt als einem neuen Zwangssystem. 
Gänzlich individualisiert besinnt sie sich zwangsläufig auf 
ihre eigene psychische und physische Stärke. Das neue 
Regime besteht weniger in Hierarchien, sondern viel- 
mehr in willkürlichen Zwangsmomenten. Folglich ist 
auch der neue, bedrohliche Terminator T-1000 flüssig, 
flexibel, und dringt wortwörtlich ins Innerste des Lebens 


ein, Er erschießt und zerschmettert seine Gegner nicht, er 
Jurchbohrt sie mit just-in-tume produzierten Messern 
und Dolchen." Er siegt nicht durch die Massenproduk- 
(on von Munition, sondern durch spontane Anpassung 
an die Erfordernisse. Er ist informatisierte Technologie 
(Hüssiges Polymer). 

Dieser Bedrohung gegenüber wird der alte 
lerminator (Schwarzenegger) zum Verbündeten. Er steht 
(ir soziale Stabilität, auf den Punkt gebracht in einem 
Voice-Over, dass Sarahs Überlegungen über ihn als 
potentiellen Vater zum Ausdruck bringt: »Er würde sich 
niemals betrinken, ihn [Sarahs Sohn John, A.d.A.] nie- 
mals schlagen. In einer verrückt gewordenen Welt [im 
Postfordismus, A.d.A.] war er die vernünftigste Alterna- 
tive«, 

Wir haben also In 72 zwei Varianten der Maschinen- 
herrschaft, die sich vereinfacht als fordistische und post- 
fordistische Regimes beschreiben lassen. Beide sind 
aktuell. Das fordistische Regime wird jetzt allerdings 
plötzlich zur Macht, die die Verhinderung der totalen 
Maschinenherrschaft in Aussicht stellt. In dem Moment, 
in dem die Gesellschaftsmodelle aufeinanderprallen, 
ölfnet sich der Phasenraum der Geschichte in ein Feld 
der Möglichkeiten. Am zentralen Wendepunkt der Ge- 
schichte, als das Heldentrio sich entscheidet, Skynet 
priventiv zu zerstören, hören wir wiederum Sarahs Voice- 
Over: »Die Zukunft, die mir immer festgelegt erschienen 
war, hatte sich in eine dunkle Autobahn in der Nacht ver- 
wandelt.« 

Die Öffnung des geschichtlichen Raums findet nicht 
von ungefähr im Jahr 1992, also kurz nach dem Zusam- 
menbruch des Ostblocks, statt. 72 verhandelt sowohl 
(ie furchteinflößenden Komponenten der neuen Un- 
sicherheit wie ihre Hoffnungspotentiale. Letztere binden 
sich ausgerechnet an das alte Techno-Regime, an den 
ersten Terminator. Zunehmend erscheint er als das 


DATES 


PHASEZ 


ZEITSCHRIFT GEGEN 
DIE REALITAT 


19.6.-21.6.03 


EU-Gipfel in Thessaloniki/ Griechenland 


Next Dates.. 
27.06.03 

6.6.-9.6.03 

BUKO 26 Kongress in Bremen 


»logik macht krieg« 
Infos: www.buko.info 


06.6.-07.06.03 


»Gegen die Antisemitische Internationale« 


13.6.-15.6.03 
2. Linke Buchtage Berlin im Mehringhof 
Infos: www.linkebuchtage.partisan.net 


Infos: www.nadir.org/nadir/initiativ/aam 


31.7.-10.08.03 


Antirassistisches Grenzcamp in Köln 


Versprechen sozialer Abgesichertheit. Aber 72 endet 
nicht in der nostalgischen Affırmation dieser guten alten 
Zeit, als Väter noch Väter waren. Der gute Terminator 
muss, nachdem er seine Mission erfüllt hat, ebenfalls 
sterben, ansonsten würde er zum Quell neuer tech- 
nokratischer Übel werden. Die Möglichkeiten des 
Widerstands gegen die jeweils bekämpften Regimes sind 
damit in 72 historisch verortet - es gibt hier keinen uni- 
versellen Ort des Kampfes, kein Außen, dass die dauer- 
hafte Legitimität des Widerstands im Dienste der 
Wahrheit garantiert. Dem Terminator alter Bauart 
kommt nur an einem historisch spezifischen Ort eine 
emanzipatorische Rolle zu. Natürlich bleibt die Ver- 
knüpfung dieser Rolle mit der Figur des Vaters zutiefst 
problematisch. Dieses Relikt des Fordismus taugt kaum 
als revolutionäres Subjekt. Die prinzipielle Feststellung 
aber, dass seine Rolle als dieses Subjekt nicht universell, 
sondern nur im Bezug zu den gesellschaftlichen 
Verhältnissen zu garantieren ist, bleibt zu unterstützen. 
In diesem Sinne hebt sich 72 wohltuend von Matrix ab. 
Letztere bevorzugt eine esoterisch verbrämte Perspektive 
absoluter Systemerkenntnis und Selbstidentität, die 
nicht weniger patriarchal aufgeladen ist. Matrix wie 
Logan ’s Run geben uns die Wahrheit, entweder in Form 
des transzendenten Subjekts oder als einfache, unhin- 
tergehbare Binsenweisheit. 72 zeigt uns nur eine dunkle 
Autobahn in der Nacht, die Anlass zur Hoffnung gibt. 
Denn wenn eine Maschine, ein Terminator, das 
Dilemma zwischen der eigenen Konstituiertheit durch 
die falschen Verhältnisse und dem Anspruch ihrer revo- 
lutionären Überwindung für eine emanzipatorische 
Perspektive produktiv machen kann, dann können wir es 
vielleicht auch. 


PHAsE 2, BERLIN 


1.8.-10.8.03 


NO STYLE 


ANMERKUNGEN 


" Trotz dieser sexual- 
isierten Penetration er- 
scheint er im Gegensatz 
zur hausbackenen Männ- 
lichkeit des alten Ter- 
minator verunsichernd 
androgyn. Der T-1000 ist 
eine Schnittmengenfigur 
postmoderner Klischees. 
Zum einen repräsentiert 
er selbst die »Krise der 
Männlichkeit«, die zur 
oberflächlichen Konsum- 
männlichkeit verkommt 
(Der T-1000 konsumiert, 
indem er tötet und trägt 
dass Konsumierte, die 
Gestalt des Getöteten, 
auf seiner nicht von 
ungefähr spiegelnden 
Oberfläche zur Schau. 
Das Ganze hat etwas 
vampirhaftes...). Gerade 
in seiner Verweiblichung 
wird seine Sexualität 
zutiefst suspekt und 
bedrohlich. Als Mann 
fehlt ihm der »harte 
Kern« Schwarzeneg- 
gers, als »Frau« ist er 
sexuell dimorph und 
bedrohlich. Es dürfte in- 
teressant werden, die 
schon im Vorfeld deutli- 
che Sexualisierung der 
weiblichen »Terminatrix« 
aus T3 zu untersuchen. 


Verwertungslogik und rassistische 
Ausgrenzung angreifen! 
Infos: www.nadir.org/camp 


Anarchistisches Sommercamp in Lutter 


Infos: www.a-camp.burg-lutter.de 


16.8.03 


10. Jahre nach dem Tod von Wolfgang 
Grams - Autonome Antifa M und LIBER- 
TAD initiieren eine Kampagne 


Bands/Tanz/Filme 


Infos: www.ladyfest.de 


21.8.-24.8.03 


Ladyfest in Hamburg 


Ladyfest Leipzig im Conne Island 


Antideutsche Kommunistische Konferenz 
in Berlin 


»out of control!« 
Für globale Bewegunggsfreiheit. 


Infos: www.ladyfesthamburg.org 
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